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Montag, 17. November 1969 
Eröffnung in der Rheingoldhalle, Mainz, 9 Uhr 

1. Plenarsitzung 

Dr. Kiesinger: Meine Damen und Herren, ich eröffne den 17. Bundesparteitag 
der CDU und heiße Sie alle, Freunde und Gäste, herzlich willi<ommen. Als 
ersten Al<t dieses Parteitages haben wir die Wahl des Parteitagspräsidiums 
vorzunehmen. Wir haben also das Präsidium unseres Parteitages zu wählen. 
Bundesvorstand und Bundesausschuß schlagen dem Parteitag zur.Wahl als 
Präsident den Landesvorsitzenden des gastgebenden Landesverbandes Rhein-
la'nd-Pfalz, unseren Parteifreund Herrn Ministerpräsidenten Dr. Helmut Kohl vor. 

'Ich stelle fest, daß Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind. Als weitere 
Mitglieder des Parteitagpräsidiums schlagen die beiden Gremien vor: Herrn 
Ernst Benda, Dr. Norbert Blüm, Jürgen Echternach, Frau Annemarie Griesinger, 
Frau Lieselotte Pieser, Dr. Burkhard Ritz, Dr. Gerhard Stoltenberg, Friedrich 
Vogel. 

Darf ich feststeilen, daß der Parteitag mit diesen Vorschlägen einverstanden ist. 
Ich stelle fest, daß dies der Fall ist und bitte den Parteitagspräsidenten und das 
Parteitagspräsidium seines Amtes zu walten. 

Präsident Dr. Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren, verehrte Partei­
freunde, liebe Gäste der Union. Ich darf namens meiner Kolleginnen und Kolle­
gen im Präsidium des Parteitages für Ihr Vertrauen sehr herzlich danken und 
unseren gemeinsamen Wunsch zum Ausdruck bringen, daß diese 2 Tage eines 
wichtigen Geschehens im Leben unserer Partei in Mainz von unserem gemein­
samen Wollen getragen sind, möglichst zügig, intensiv und gut miteinander zu 
beraten. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tagesordnung wollen wir unserer 
heimgegangenen Freunde gedenken. Ich darf für die vielen, die seit dem letzten 
Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union Deutschlands aus unseren 
Reihen geschieden sind, zwei besonders verdiente Parteifreunde nennen: den 
langjährigen Vorsitzenden der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU 
Deutschlands, unseren Freund Landrat a. D. Walter Jansen und den Mitbegrün­
der der CDU in Berlin, Herrn Prof. Dr. Emil Dovifat. Sie stehen stellvertretend 



für die vielen, die in den über 2 Jahrzehnten als Männer und Frauen der Union 
in Deutschland für dies unser Land Verantwortung getragen haben und ihren 
Beitrag zu dieser jungen deutschen Demokratie leisteten. Ich darf Sie um ein 
stilles Gebet für unsere helmgegangenen Freunde bitten. - Ich danke Ihnen. 
Meine Damen und Herren, ich darf nun zunächst um Ihre Zustimmung bitten 
zur Wahl der Antrags- und Redaktionskommission. Der Bundesvorstand und der 
Bundesparteiausschuß schlagen Ihnen vor, folgende Damen und Herren zu 
benennen: als Vorsitzenden unseren Generalsekretär Dr. Bruno Heck, als Stell­
vertreter Dr. Konrad Kraske, als Mitglieder Herrri Jürgen Echternach, Herrn Wil­
fried Hasselmann, Heinrich Köppler, Egon Lampersbach, Dr. Hanna-Renate 
Laurien, Heinrich Lummer, Herrn Adolf Müller, Remscheid, Hermann-Josef 
Russe, Dr. Manfred Schäfer, Dr. Christian Schwarz-Schilling, Josef Slingl, Dr. 
Bernhard Vogel, Dr. Richard von Weizsäcker und Olaf von Wrangel. 

Ich darf Sie fragen: werden weitere Vorschläge gemacht? Ich stelle fest, das ist 
nicht der Fall. Wird geheime Abstimmung gewünscht? Ich stelle fest, das ist 
nicht der Fall. Wer der Kommission in der vorgeschlagenen Form seine Zu­
stimmung geben will, den bitte Ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. Ich bitte 
um die Gegenprobe. Enthaltungen. Das ist einstimmig beschlossen. 

Wir kommen dann zur Wahl der Mandatskommission. Bundesparteivorstand 
und Bundesparteiausschuß schlagen vor, als Vorsitzenden der Mandatsprü­
fungskommission Herrn Staatssekretär Heinrich Holkenbrink und die Herren 
Joachim Kaiisch, Gerold Rummler und Martin Schiestl. Werden weitere Vor­
schläge gemacht? Das ist nicht der Fall. Wird geheime Abstimmung gewünscht? 
Das ist nicht der Fall. Wer den genannten Herren seine Zustimmung geben will, 
bitte Ich um das Handzeichen. Gegenprobe. Enthaltungen. Damit Ist einstimmig 
so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, die Tagesordnung ist Ihnen zugegangen. Wird zur 
Tagesordnung das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur 
Abstimmung über die Tagesordnung. Wer der Tagesordnung in der vorliegen­
den Form seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. Ich 
bitte um die Gegenprobe. Enthaltungen. Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, es liegt Ihnen Im Wege des Umdrucks die Ver­
fahrensordnung für den Parteitag vor. Diese Ihnen heute wieder vorgelegte 
Verfahrensordnung entspricht der Verfahrensordnung, die wir uns auch auf dem 
Berliner Parteitag gegeben haben. Ich darf in Übereinstimmung mit meinen 
Kollegen Im Präsidium Sie darauf hinweisen, daß wir die Absicht haben, den 
Absatz 7 dieser Verfahrensordnung, in dem eine Ausnahmeregelung vorge­
sehen ist, so zu interpretieren, daß wir nach Maßgabe des Ablaufs, vor allem 
des zeitlichen Ablaufs der Diskussion hier im Saal die Absicht haben, auch 
einigen Mitgliedern beispielsweise der Bundestagsfraktion, die nicht stimm­
berechtigte Teilnehmer sind, zu Sachfragen das Wort zu geben. Darüber hinaus 
besteht ein ähnlicher Wunsch aus Kreisen unserer Freunde des Rings Christlich-
Demokratischer Studenten und der Jungen Union. Diese Ausweitung, wenn ich 
so sagen darf, gilt selbstverständlich nicht für die Satzungs- und die Personal­
debatten. Sind Sie mit dem Verfahren so einverstanden, dann darf ich zur 
Abstimmung kommen über die Verfahrensordnung. Wer dem Vorschlag von 



Bundesvorstand und Bundesausschuß über die Verfahrensordnung zustimmen 
will, bitte Ich um das Handzeichen. Ich bitte um die Gegenprobe. Damit ist ein­
stimmig so beschlossen. 

Ich darf nun noch darauf hinweisen, daß es der Wunsch und zwar der verständ­
liche Wunsch der Antragskommission ist, daß Anträge bis heute 18.00 Uhr 
schriftlich hier beim Präsidium des Parteitags eingereicht werden. 

Ich darf dann noch einen kurzen Hinweis über den technischen Ablauf des 
Parteitages geben. Wir haben die Absicht, heute zu tagen bis 13.00 Uhr und 
dann In die Mittagspause zwischen 13.00 und 15.00 Uhr einzutreten. Die Plenar­
sitzung am Nachmittag soll dauern von 15.00 bis 20.30 Uhr. Am heutigen Vor­
mittag ist geplant, zunächst das Referat des Parteivorsitzenden und des 
Generalsekretärs und daran anschließend eine Aussprache. Wir wollen weiter­
hin darauf hinweisen, daß wir je nach dem Gang der Aussprache beabsichtigen, 
die Tagesordnungspunkte 11, 13 und 14 wenn möglich noch im Laufe des 
heutigen Spätnachmittags hier zu erörtern, um möglichst viel Zeit morgen für 
die Wahlhandlung zu gewinnen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang mit Ihrem Einverständnis darauf hinweisen, 
daß der Landesverband Rheinland-Pfalz für heute gegen 21.00 Uhr in das 
Kurfürstliche Schloß zu einem fröhlichen Abend bei guten Gesprächen und, 
wie ich hoffe, noch besserem Wein eingeladen hat. 

Zum Ablauf des morgigen Tages darf ich ankündigen, daß wir pünktlich um 
9.00 Uhr beginnen und daß dann das Referat unseres Freundes Rainer Barzel 
sein wird und anschließend wieder die Aussprache. Nach etwa Istündiger Aus­
sprache morgen wollen wir auf alle Fälle mit der Wahlhandlung beginnen und 
die Aussprache, wenn möglich, zwischen den einzelnen Wahlgängen fortsetzen. 
Meine Damen und Herren, Sie haben alle hier am Rednerpult den Hinweis auf 
ein Postscheckkonto entdeckt. Es handelt sich hier um die Bausteinaktion für 
unser neues Parteihaus In Bonn. 

Unser Freund Schmücker, unser Bundesschatzmeister, wollte jetzt einen Appell 
an Sie richten, diese Baustelnaktlon nachdrücklich zu unterstützen. Wie Sie 
wissen, geht es darum, daß sich die CDU möglichst rasch und angesichts der 
jetzt gebotenen Situation als Oppositionspartei möglichst entschlossen der 
Errichtung einer besseren und den Verhältnissen entsprechenden Geschäfts­
stelle zuwendet, dazu gehört auch der Bau dieses neuen Hauses. Die ent­
sprechenden Bausteine werden Ihnen angeboten in den verschiedensten 
Größenordnungen, ich darf Sie sehr herzlich und dringend bitten, diese Tage 
hier in Mainz auch dazu zu benutzen, diesen Akt der Solidarität zur Zukunft 
unserer gemeinsamen Partei zu üben und möglichst Intensiv diese Baustein­
aktion zu unterstützen. 

Unser Freund Schmücker kann leider hier diese Begründung selbst nicht geben, 
da er durch einen plötzlichen Todesfall, seine Tochter ist gestern tödlich verun­
glückt, leider verhindert ist, am Parteitag teilzunehmen. Ich setze Ihr Einver­
ständnis voraus, daß Ich unserem Freund Schmücker zu diesem schweren und 
schlimmen Verlust unser aufrichtiges Beileid übermittle. 



Meine Damen und Herren, ich darf dann unsere Gäste begrüßen, zunächst 
begrüße ich keinen Gast, sondern unseren Bundesvors'itzenden der Christlich 
Demol<ratischen Union Deutschlands, unseren Freund Dr. Kurt Georg Kiesinger. 
Herr Bundeskanzler, ich darf Sie hier sehr herzlich In Mainz aufdiesem Bundes­
parteitag begrüßen, ich darf die Gelegenheit gleich vorweg benutzen, Ihnen für 
Ihren leidenschaftlichen Einsatz für die Sache der Union, vor allem in dem 
zurückliegenden Wahlkampf, unseren aufrichtigen und herzlichen Dank zu 
sagen. Wir wissen, daß Sie in beispielhafter Weise auch für viele der Jüngeren 
in der Union In diesen entscheidenden Wochen sich für unsere Sache ge­
schlagen haben. Wir wissen auch, daß Sie in diesen letzten Wochen bittere 
Stunden, wie viele von uns, erlebt haben. Ich finde, wir sollten Ihnen Dank 
sagen für das, was Sie für diese unsere Partei getan haben und getragen 
haben und wir sollten Ihnen wünschen, mit uns gemeinsam, daß wir diese Zeit, 
die wir jetzt hinter uns gebracht haben, in der Tat in einer vernünftigen und In 
einer in die Zukunft blickenden Weise bewältigen, und Sie dürfen sicher sein, 
die Solidarität der Partei Ist Ihnen gewiß. 

Ich begrüße sehr herzlich unseren Ehrenvorsitzenden, unseren Freund, Pro­
fessor Ludwig Erhard. Lieber Herr Professor Erhard, mit Ihrer Persönlichkeit 
ist ein Stück deutsche Geschichte, ist ein Stück Geschichte der Christiich 
Demokratischen Union verbunden. Mit Ihrer Persönlichkeit ist auch verbunden 
ein großartiges Stück Aufbau der deutschen Demokratie. Sie stehen dafür, daß 
wir nicht am Anfang der deutschen Demokratie stehen, sondern mitten' In einer 
wichtigen Periode dieses demokratischen Staates. 

Ich begrüße sehr herzlich unseren Freund, den Generalsekretär Dr. Bruno Heck. 
Meine Damen und Herren, wer weiß und miterlebt hat, welch Maß von Arbeit, 
von Verdruß und Verantwortung auf den Schultern des Generalsekretärs einer 
Partei von der Struktur der CDU ruht, weiß, in welchem großen Umfang wir 
Bruno Heck unseren gemeinsamen Dank schulden. Und dies soll nicht eine 
Floskel sein, sondern ein selbstverständlicher Anspruch und Ausspruch einer 
Partei, die weiß, was Dankbarkeit und was selbstverständliches Mitelnander-
tragen bedeutet. 

Ich begrüße sehr herzlich meine Damen und Herren, unseren Freund, den Bun-
destagspräsldenten, Kai-Uwe von Hassel. Lieber Herr von Hassel, wir freuen 
uns, daß Sie auch In dieser Legislaturperiode wieder das wichtige Amt des 
Parlamentspräsidenten der Bundesrepublik Deutschland inne haben. Mit Ihrer 
Wahl Ist ein aufrechter Demokrat wieder in dieses Amt gekommen, und diese 
Wahl zeigt mehr als viele Worte, daß die Christlich Demokratische und Christlich 
Soziale Union die stärkste politische Kraft der Bundesrepublik Deutschland ist. 
Ich begrüße sehr herzlich hier den Vorsitzenden unserer Bundestagsfraktion 
Dr. Rainer Barzel. Lieber Herr Barzel, Sie haben gerade nach den Ereignissen 
der letzten Wochen ein besonders schwieriges und verantwortliches Amt in 
unserer Partei übernommen. Sie haben mit großem Geschick und großer Tat­
kraft bereits In wenigen Tagen versucht deutlich zu machen, daß wir als die 
stärkste Oppositionspartei in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
auch als Oppositionspartei Im nationalen deutschen Parlament im Bundestag 
die prägende Kraft der deutschen Politik bleiben wollen. Meine Damen und 
Herren, ich begrüße sehr herzlich meine Kollegen, die Ministerpräsidenten der 



Bundesländer, die immerhin ja noch die Mehrheitspositionen in der Bundes­
republik Deutschland für die Union repräsentieren. Ich begrüße alle Landes­
minister und die Parlamentarier aus Bund und Ländern alle zusammen,.und 
Sie haben Verständnis, wenn ich die einzelnen Namen nicht nenne, sie sind 
uns alle aufs herzlichste willkommen. 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich als Gast unserer Schwesterpartei, 
anstelle des verhinderten Vorsitzenden, unseren Freund, den Generalsekretär 
der CSU, Max Streibe, und mit ihm den Vizepräsidenten des Deutschen Bun­
destags, unseren Freund, Dr. Richard Jäger. Ich begrüße sehr herzlich den 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Mainz, unserer gastgebenden Stadt, 
Herrn Oberbürgermeister Jockei Fuchs. Herr Oberbürgermeister, ich darf die 
Gelegenheit gleich benutzen und für die großartige Gastfreundschaft, die Sie 
einmal mehr hier heute, in diesem Falle der CDU erweisen, zu danken. Es ist ein 
ganz erfreuliches Zeichen demokratischer Gesinnung, daß wir hier eine so 
gastliche Aufnahme gefunden haben, und auch - wenn ich das mal so ganz 
allgemein formuliert sagen darf - in so großzügigem Rahmen unsere Probleme 
regeln können. 

Meine Damen und Herren, ich darf nun die ausländischen Gäste begrüßen. 

Ich begrüße ganz besonders herzlich Herrn Mario Scelba, den Präsidenten des 
Europäischen Parlaments. Ich begrüße sehr herzlich Baroness Evelyn Emmet, 
für die Konservative Partei Großbritanniens. Ich begrüße aus Finnland den 
Reichstagsabgeordneten Pekka R. Haarla. Ich begrüße aus Holland unseren 
Freund, Herrn van der Stee. Ich begrüße sehr herzlich auch aus Italien unseren 
Freund Angelo Bernassola und Herrn Storchi, und darf gleichzeitig aus einem 
Grußwort unseres Freundes, des neuen Generalsekretärs der italienischen 
Christlich-Demokratischen Partei, Forlani, den herzlichen Wunsch nach Solidari­
tät und Freundchaft seiner Partei mit diesem Kongreß der Union in Deutschland 
und mit allen ausländischen Freunden zum Ausdruck bringen. Er wünscht dieser 
Tagung von Herzen einen guten Erfolg. 

Ich begrüße aus Luxemburg den Vizepräsident der Kammer, Herrn Jean Wolter. 
Von unseren österreichischen Freunden darf ich sehr herzlich begrüßen, Herrn 
Staatssekretär Karl Pisa. Aus Schweden begrüße ich das Mitglied des Reichs­
tags Herrn Carl-Wilhelm Lothigius. Aus der Schweiz begrüße ich ganz beson­
ders herzlich Herrn Reinhardt und als Vizepräsidenten der EUCD, Herrn Dr. 
Martin Rosenberg. Ich begrüße sehr herzlich Herrn Konrad Sieniewicz, den 
Generalsekretär der UCDEC und den Vorsitzenden der Christlich-Demokra­
tischen Fraktion im Europäischen Parlament, unseren Freund lllerhaus und 
Herrn Professor Furier, den Präsidenten des Europäischen Parlaments. Sie 
haben sicherlich Verständnis, daß ich damit die Liste der ausländischen 
Freunde abschließe. Ich begrüße sehr herzlich noch den Vizepräsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft, unseren Freund Dr. Hellwig, und 
als Vertreter des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaft Herrn Staats­
sekretär Dr. Walter Strauß. 

Mit besonderer Freude begrüße ich die Vertreter der Kirchen, voran Herrn 
Bischof Kunst für die evangelische Kirche in Deutschland. Für die katholische 



Kirche darf ich sehr herzlich Herrn Prälat Wöste begrüßen. Unser herzlicher 
Gruß gilt für den Zentralrat der Juden in Deutschland Herrn Dr. van Dam. Und 
ich begrüße hier, als Delegierten unserer Rheinischen Landespartei, aber doch 
in einer ganz besonderen Eigenschaft, Herrn Dr. Konrad Adenauer, den Sohn 
unseres unvergessenen ersten Bundesvorsitzenden und Bundeskanzlers. 

Wir freuen uns sehr, daß so eine große Zahl von namhaften Persönlichkeiten 
aus dem Bereich der Gewerkschaften zu uns gekommen sind. Zunächst darf ich 
für den Deutschen Gewerkschaftsbund Herrn Bernhard Tacke zugleich für die 
Einzelgewerkschaften des DGB begrüßen. Für den Deutschen Beamtenbund 
begrüße ich Herrn Alfred Krause sehr herzlich. Ich begrüße die namhaften Ver­
treter der Deutschen Angestelltengewerkschaft und des Christlichen Gewerk-
schaffsbundes in Deutschland. Ich heiße sehr herzlich willkommen die Vertreter 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des Deutschen 
Bauernverbandes, des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks, des Bun­
desverbands der Freien Berufe, des Deutschen Bundeswehrverbandes, des 
Bundes der Vertriebenen, des Bundes der Mitteldeutschen, der Deutschen 
Kolpingsfamilie, der Evangelischen Arbeitnehmerschaft in Deutschland, des Ver­
bandes der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen und Sozialrentnern in 
Deutschland, des Reichsbundes der Zivil- und Kriegsbeschädigten, der Sozial­
rentner und Hinterbliebenen. 

Ich heiße ganz besonders herzlich willkommen und begrüße die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände, des Deutschen Städtetags, des Deutschen 
Städtebundes, des Deutschen Gemeindetags. Ich begrüße die Vertreter der 
Europa-Union, des Deutschen Bundesjugendrings, des Verbandes Deutscher 
Soldaten und des Zentralkomitees Deutscher Katholiken. Ich begrüße die Ver­
treter der diplomatischen Missionen und ich begrüße sehr herzlich den Präsi­
denten der Bundesanstalt für Arbeit, unseren Freund Josef Stingl. 

Mein ganz besonders herzlicher Gruß gilt den Vertretern von Presse, Funk und 
Fernsehen, vor allem auch den hier anwesenden Intendanten. Ich darf hier 
besonders nennen unseren Freund Dr. Hans Bausch, Herrn Hans Abich, unseren 
Freund Helmut Hammerschmidl, Herrn Werner Heß, unseren Freund Prof. Dr. 
Karl Holzamer,.unseren Freund Dr. Franz Mai und unseren Freund Dr. Franz 
Thedieck. Sie alle seien sehr sehr herzlich begrüßt. Ich hoffe sehr, daß manches 
von dem, was das Verhältnis der Union und das Verhältnis der Massenmedien 
ganz allgemein gesprochen, in dieser Hinsicht in den letzten Jahren strapa­
ziert hat, bis in die letzten Monate hinein, als ein Ausfluß der neuen Rolle 
der Union sich jetzt wesentlich unkomplizierter gibt und daß wir heute vielleicht 
mit diesem Mainzer Parteitag einen neuen Beginn an diesen Punkten machen. 
Meine Damen und Herren, Sie haben Verständnis, wenn ich das hier auch noch 
sage, ich begrüße ganz besonders und herzlich meinen langjährigen Vorgänger 
im Amt als Landesvorsitzender der CDU Rheinland-Pfalz und den langjährigen 
Regierungschef dieses Landes, unseren Freund Dr. Peter Altmeier. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir treten damit in die Tagesordnung 
ein und kommen zu Punkt 9: Grußworte der Gäste. Ich darf zunächst das Wort 
geben dem Oberbürgermeister der Stadt Mainz, Herrn Oberbürgermeister 
Fuchs. 
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Jockei Fuchs: Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrter Herr Bundeskanzler, 
sehr verehrter Herr Bundestagspräsident, hoch verehrte Gäste, meine Damen 
und Herren, Ich muß offen gestehen, das ist meine erste Rede, die ich vor 
einem Parteitag der Christlich Demol<ratlschen Union halte, aber ich darf hier In 
allem Freimut sagen, daß ich diese Begrüßungsworte gerne spreche, weil wir 
wissen, daß wir als Demol<raten untereinander und als demokratische Parteien 
in unserer Demokratie keine politischen Feinde, sondern politische Gegner 
sind, die um die politische Macht miteinander ringen. In diesem Sinne darf ich 
ihnen ganz herzlich die Grüße der Bevölkerung der Landeshauptstadt Mainz 
übermitteln. Wir freuen uns sehr, daß Sie mit Ihrem Parteitag zu uns nach Mainz 
gekommen sind. 

Es stehen viele bewegende Fragen in diesen Tagen auf der Tagesordnung, und 
wenn man in der Mainzer Geschichte liest, haben die Mainzer auch manche 
harte und schwere Stunden durchmachen müssen, aber auch manches mit einer 
gewissen Aufgeschlossenheit gelöst. Wir sind sehr stolz darauf, daß In Mainz 
die Buchdruckerkunst durch Johannes Gutenberg erfunden wurde. Und als 
Johannes Gutenberg In seinem Alter In große soziale Not geraten ist, da hat 
ihm der Mainzer Erzbischof bis zu seinem Lebensende pro Tag eine Flasche 
Wein verschrieben als sozialen Ausgleich. Und, meine Damen und Herren, 
mögen Sie das als kleines Zeichen auffassen, als Gruß dieser Stadt. Wir hoffen, 
daß Sie neben der ernsten Arbeit, die Sie hier zu bewältigen haben, auch die 
Zeit finden, die Gastfreundschaft der Menschen am Rhein, die Gastfreundschaft 
der Mainzer Bevölkerung kennenzulernen. Herzlichen Dank! 

Präsident Dr. Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ich darf Herrn 
Oberbürgermeister Fuchs sehr herzlich für dieses kurze Grußwort danken. Ich 
freue mich, daß, wie Sie sehen, als Christen wissen wir das, wir sind immer 
unterwegs, auch der Landesvorsitzende der SPD - das Ist er In Personalunion -
dabei ist. Grußworte und Parteitagsreden der CDU zu lernen, ist immer ein 
gutes Zeichen. Und lieber Herr Fuchs, das mit dem Wein muß ich jetzt doch 
noch sagen, ich bin sehr dafür, daß Sie diese Sitte bei einem CDU-Parteitag 
wieder aufnehmen. Aber Ich bin nicht dafür, daß Sie anschließend die Kasse 
über den kommunalen Finanzausgleich dann beim Land anzapfen, sondern daß 
das die Stadt wirklich bezahlt. Meine Damen und Herren, ich darf nun als näch­
sten in der Reihenfolge der Grußredner unseren Freund Max StreibI, den 
Generalsekretär der CSU, bitten. 

Max Strelbl: Herr Vorsitzender, Herr Bundeskanzler, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liebe Parteifreunde. Ich habe die Freude, Ihnen die Grüße 
der Christlich Sozialen Union und ganz besonders die besten Grüße unseres 
Landesvorsitzenden Franz Josef Strauß zu übermitteln. 

Die CSU wünscht ihrer Schwesterpartei, der CDU, daß dieser Parteitag zeigt, 
wie geeint und gestärkt und mit welchen klaren Zielen die Union nun die Zu­
kunft zu gestalten gewillt ist mit dem klaren Willen, diese für Deutschland ge­
fährliche Bundesregierung zu bekämpfen und wieder abzulösen. Die CDU/CSU 
wird wie bisher in dieser Auseinandersetzung mit der CDU Schulter an Schulter 
kämpfen. Wir in der CSU wissen ganz genau wie Sie, daß die Opposition uns 
vor schwierige und neue Probleme stellt. Und daher ist es richtig, wenn Sie auf 
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Ihrem Parteitag über Reformen sprechen oder besser über Erneuerungen, ein 
Überdenken und eine Erneuerung der Organisation unserer Partei ist sicher 
nötig. Ebenso müssen wir neue Formen des Kontal<ts zu unserer Bevöll<erung, 
vor ailem zur Jugend und zur Arbeitnehmerschaft finden. 

Aber ich glaube, eines wäre doch nicht das Richtige, nämlich das, was wir jetzt 
nicht gebrauchen l<önnten, nämlich Kleinmut und Kleingläubigi<eit. Die Union, 
die CDU wie die CSU, Ist aus diesen Wahlen als Sieger hervorgegangen und 
hat das Vertrauen der Mehrheit unseres Volkes. Wir von der CSU stehen nicht 
an, Herrn Bundeskanzler Klesinger dafür zu danken, daß er mit die Hauptlast 
dieser Auseinandersetzung getragen hat. Noch zu keiner Zeit der Nachkriegs­
geschichte war die Union für unser Volk nötiger als heute. Noch nie mußte über 
unsere Lebensinteressen sorgfältiger gewacht werden. 

Diese neue Regierung handelt schnell und nicht immer überlegt, wie wir 
gesehen haben. In kürzester Frist wurde die DiV! aufgewertet, ohne daß die 
schwerwiegenden Folgen für die Landwirtschaft, Industrie, Fremdenverkehr usw. 
geregelt und beachtet werden konnten. Oberhastet soll der Atomsperrvertrag 
unterzeichnet werden ohne Klärung fundamentaler Fragen der Sicherheit, der 
Wissenschaft und der Wirtschaft. Und schon in den ersten Tagen sah man, daß 
ein Konzept für Europa nicht mehr vorhanden ist. Daß dafür aber in hektischer 
Eile eine Umorientierung unserer Außenpolitik nach dem Osten vorgenommen 
wurde. Ganz abgesehen davon, daß man sehr oft in diesen Tagen den Eindruck 
hatte, daß die Unterstützung sozialistischer Regierungen, Ich denke vor allem 
an England, eines der Hauptinteressengebiete der neuen Regierung zu sein 
scheint. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir müssen sicher unsere Ziele neu 
formulieren und vor allem anschaulich formulieren und wir sollten nicht das 
Vokabular der anderen Seite übernehmen. Sicher geht es um Reformen, aber 
wir sollten Reformen auf den Gebieten vorantreiben, wo unser Volk sie am 
nötigsten hat und nicht dort, wo sie der SPD in erster Linie zugute kommen. Und 
Ich glaube, wir sollten eines sehen, daß wir wieder wagen, uns kritisch und 
mutig und ständig mit der SPD auseinanderzusetzen. Ein Grund dafür, daß die 
Union den Ruf zukunftssicherer Modernität nicht mehr in der Weise hat wie 
früher, ist sicher das permanente Kritisieren, Abwerten und Miesmachen von der 
anderen Seite her. Während wir uns oft durch eigene Zurückhaltung daran 
gewöhnt haben, abgewertet, verlacht und verhöhnt zu werden, während es 
wegen unserer Zurückhaltung auch bei den Massenmedien langsam zum guten 
Ton gehört, die Union zu belächeln, gibt es heute noch in den eigenen Reihen 
Leute, die jede Kritik an dem politischen Gegner als unfair und unseriös 
ansehen. 

Ich glaube, wir sollten uns wieder daran gewöhnen, mit dem festen Willen zum 
Sieg unsere Meinung und unsere Kritik auch am politischen Gegner klar zu 
formulieren und vorzutragen. Ich wünsche Ihrer Partei und ich wünsche unserer 
Partei, daß es uns gelingt, unsere Ziele klar und anschaulich zu formulieren, 
daß wir vor allem durch unsere Persönlichkeiten und durch die besseren Sach­
lösungen der Bevölkerung vor Augen führen können, daß In der Politik unsere 
Vorstellung vom Menschen und von der Welt von Morgen die bessere ist. Dazu 
wünsche ich Ihrer Partei und unserer Partei viel Kraft und Gottes Segen! 
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PrSsIdent Dr. Kohl: Lieber Herr Streibl! Ich darf Ihnen für den Parteitag der 
Christlich Demokratischen Union sehr herzlich für Ihr Grußwort danken. Ich darf 
Ihnen auch vor allem danken für dieses Bekenntnis zum gemeinsamen Tätigsein 
zwischen CDU und CSU, einem Tätigsein, das ja von manchem nicht immer 
als angenehm empfunden wird. Wir haben längst begriffen, und ich als Pfälzer 
darf das vielleicht eher als andere sagen, daß wir uns nicht auseinander­
dividieren lassen, die CDU und die CSU. 

Die Erfahrungen der Weimarer Republik, ich kenne auch das Beispiel der Deut­
schen Zentrumspartei und der Bayerischen Volkspartei, schrecken. Wir denken 
nicht daran, nicht bereit zu sein, aus den Fehlern der Vergangenheit zu lernen, 
und das heißt, wir werden gemeinsam die Sache der Union in Deutschland 
vorantreiben. 

Meine Damen und Herren, als nächster hat nun das Wort der Präsident des 
Europäischen Parlaments, Herr Mario Scelba. 

Mario Scelba: Herr Präsident, Herr Generalsekretär, liebe Freunde! Die CDU 
gehört von Anfang an zu den überzeugten Pionieren der Europäischen Inte­
grationsbewegung. Politiker, wie die große demokratische Persönlichkeit der 
deutschen Wiedergeburt, Konrad Adenauer, wie Alclde de Gasperi und Robert 
Schumann, waren in der Nachkriegszeit die größten Verfechter der europäischen 
Einigung mit dem Ziel der Vereinigung der demokratischen Staaten West­
europas in einer wirtschaftlichen und politischen Gemeinschaft. 

Eine beispielhafte Gemeinschaft, aus dem freien Willen ihrer Völker geboren, 
freiheitlich regiert, friedlich und mit dem Ziel geschaffen, die Menschen von 
Angst, Not, Krieg und Tyrannei zu befreien. Diese großen Männer wußten, daß 
es ohne Freiheit und Demokratie keinen Frieden und keinen wirklichen sozialen, 
politischen Fortschritt geben konnte. Um zu ihrer Vervollkommnung zu gelan­
gen, wird die Politik der Gemeinschaft die Hilfe der großen politischen Bewe­
gungen, vor allem die der Christdemokraten, benötigen. Die Christlich Demo­
kratische Union war und bleibt eine der wichtigsten Komponenten für die Zu­
kunft der Gemeinschaft. Aus diesen Gründen werden Sie verstehen, wie groß 
das Interesse ist, das ich als Präsident des Europäischen Parlaments und als 
Christlicher Demokrat ihrem Treffen entgegenbringe, und wie ich Ihnen zu ihrer 
Arbeit meine besten und herzlichsten Wünsche überbringen möchte. 

In wenigen Tagen wird in Den Haag die Gipfelkonferenz stattfinden, um über 
die Zukunft der europäischen Gemeinschaft zu entscheiden. Das Europäische 
Parlament hat eine Entschließung angenommen, in der die nötigen Maßnahmen 
zur Wiederbelebung der wirtschaftlichen und politischen Integrationspolitik ge­
nannt werden. In der integralen Verwirklichung der Verträge verlangen wir, daß 
diese Politik gleichzeitig diesen drei Wegen folgt: der Vervollständigung, der 
Festigung und der Erweiterung der jetzigen Gemeinschaften. Diese Entschlie­
ßung ist sehr wichtig, weil sie von allen politischen Fraktionen mit Ausnahme 
der Kommunisten angenommen worden ist. 

Bei der Eröffnung eines neuen europäischen Kulturwerks in Marseille am 
13. November habe ich an die demokratischen Parteien unserer sechs Staaten 
appelliert, bei Ihren Regierungen das Europäische Parlament zu unterstützen. 
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und vor allem auf die direkten Wahlen zu diesem Parlament hinzuwirken. Ich 
möchte diese Appelle hier wiederholen und hoffe, daß diese Ihre Unterstützung 
finden, damit die Gipfelkonferenz in Den Haag eine glückliche Etappe auf dem 
Weg der wirtschaftlichen und politischen Einheit der demokratischen Staaten 
Europas darstellen wird. 
Präsident Dr. Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf dem Herrn 
Präsidenten Scelba auch in Ihrem Namen sehr herzlich danken für seine Gruß­
worte und seine Ansprache. Er hat uns erinnert an de Gasperi, an Robert 
Schumann, Konrad Adenauer; drei Namen, die stellvertretend stehen für das 
europäische Wollen der Union in Europa. Ich glaube, auch zu Beginn dieser 
zweiten Phase deutscher Polltil<, zu Beginn des dritten Jahrzehnts der Bundes­
republik Deutschland hat sich an diesem unserem Wollen und am Wahrnehmen 
dieses wichtigen Erbes Konrad Adenauers für die CDU In Deutschland nichts, 
aber auch gar nichts geändert. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir als Ministerpräsident dieses Landes 
und als Vorsitzender der CDU In diesem Lande noch ein kurzes Grußwort in der 
Reihe der Grußworte. 

Ich darf Sie hier alle in Rhelnland-Pfaiz zu dem ersten Bundesparteitag, den die 
CDU in Rheinland-Pfalz abhält, sehr sehr herzlich begrüßen. Ich darf vielleicht 
noch ein Versäumnis nachholen, das mir eben unterlaufen ist. In der großen 
Reihe der zu begrüßenden Persönlichkeiten habe ich übersehen, die Repräsen­
tanten der Bundeswehr, vor allem Herrn General Annuß und Präsident Wagner, 
die ich sehr herzlich hier begrüßen darf. 

Nehmen Sie dieses Versehen als ein Stück Selbstverständnis der CDU, daß für 
uns die Bundeswehr nicht neu begrüßt werden muß, sondern daß wir stets zu 
dieser Bundeswehr gestanden haben und auch in Zukunft stehen werden. 

Meine Damen und Herren, Sie sind heute nach Mainz gekommen in die Landes­
hauptstadt von Rheinland-Pfalz. Dieses Land hat es schwerer gehabt als manch 
anderes neues Bundesland nach dem zweiten Weltkrieg. Es ist entstanden aus 
Landschaften, die als Grenzland Grenzlandschicksal seit vielen Jahrzehnten 
kennen. Es gibt kaum eine Landschaft in Deutschland, in dem das Grenzland­
schicksal so deutlich und spürbar wiedergegeben ist. Nach einer schweren 
Anfangszeit ist dieses Land heute weitgehend konsolidiert. Und meine Damen 
und Herren, Ich darf diese Gelegenheit eines Bundesparteitages benutzen, all 
denen, die in diesen zwei Jahrzehnten Rheinland-Pfalz in der Bundespolitik 
geholfen haben, zu danken. Vorab sage ich den drei Bundeskanzlern der Union, 
Konrad Adenauer, Ludwig Erhard und Kurt Georg Klesinger für die Unter­
stützung, die Sie den Bürgern dieses Landes und diesem Lande insgesamt 
zuteil werden ließen, unsere herzlichen Dankesworte. 

V Wir konnten in den letzten Jahren beachtliche Fortschritte erzielen und kräftige 
Zuwachsraten verzeichnen. Dies Ist ein Land, in dem weltoffene Bürger wohnen, 
in dem europäische Gesinnung nicht nur gesprochen, sondern gelebt wird, in 
dem aus der Grenzsituation zu Frankreich heraus, das, was eben der Präsident 
selber über die europäischen Dinge gesagt hat, lebendige Wirklichkeit ist. Allein 
der Rhein, an dessen Ufer der Parteitag heute stattfindet, ist ein Strom, der ein­
lädt zur weltoffenen Gesinnung. Das wollten wir und wollen wir hier stets üben. 
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Deswegen heiße ich Sie auch in meinem Amt als Ministerpräsident dieses 
Landes sehr herzlich in Rheinland-Pfalz willl<ommen. 

Meine Damen und Herren, die Erwartungen und die Hoffnungen, und das lassen • 
Sie auch den hier zuständigen Parteivorsitzenden des Landesverbandes sagen, jf\ 
die auf diesem Mainzer Parteitag gerichtet sind, sind groß. Es sind Hoffnungen r 
von Millionen Mitbürgern in der Bundesrepublik Deutschland, die vor wenigen f 
Tagen der Union ihre Stimme bei der Bundestagswahl gegeben und sie wieder • 
zur stärl<sten politischen Kraft in der Bundesrepublik bestimmt haben. Es sind i 
Hoffnungen, die wir nicht enttäuschen dürfen und die wir klug abmessen 
müssen in unserem Tun hier, heute und In den nächsten Wochen und Jahren. 
Uns sind viele Ratschläge zuteil geworden zu diesem Parteitag. Ratschläge von 
guten Freunden, die es wirklich gut mit uns meinen, und Ratschlägen von sol­
chen, wo wir wohl überlegen müssen, aus welchen Motiven sie uns raten. Die 
Union steht in einer neuen Rolle und vor neuen Aufgaben. Nach über zwanzig 
Jahren Regierungspolitik für dieses Land müssen wir uns, und das war In den f 
ersten Tagen keineswegs leicht und das sollten wir offen zugeben, dieser 
neuen Aufgabe als Opposition stellen. Mein herzlicher Wunsch an diesen Partei­
tag ist, daß wir es mit nüchternen Sinnen und mit einem klaren Blick nach vorne 
tun. 

Dies Ist nicht die Stunde der Bitterkeit und uns, meine Damen und Herren, nützt 
gar.kein Gedanke des herben Gerichts. Wir müssen jetzt im Blick nach vorn die 
Strategie unserer Politik entwickeln und glaubwürdig unseren Mitbürgern vor­
tragen, gleich ob wir Oppositionspartei oder stärkste Regierungspartei In der 
Bundesregierung sind. Wenn wir nüchtern das betrachten, was wir in zwei Jahr­
zehnten für dieses Land mitschaffen durften, wenn wir nüchtern sehen, was wir 
auch in diesen zwei Jahrzehnten an Fehlern gemacht haben, dann, meine ich, 
bleibt eine beachtliche positive Bilanz für uns. Und aus dieser Kraft des ge­
schichtlich Gewordenen ist es uns mit leichter Anstrengung möglich, ohne jeden 
Kleinmut auch die Zukunft dieses Landes entscheidend zu bestimmen. 

Wir wollen dies tun aus dem Geist der Solidarität einer Partei, die für viele von 
uns seit Jahren und Jahrzehnten politische Heimat wurde, wir wollen es tun mit 
Mut und Tatkraft und mit Sachgerechtigkeit. Und dazu wünsche Ich diesem 
Parteitag alles Gute. 

Als letzter In der Reihenfolge der Grußansprachen darf ich nun Lady Emmet 
bitten. 

Lady Emmet: Herr Präsident, Herr Parteivorsitzender Dr. Kiesinger, und darf ich 
sagen, meine Freunde! Ich muß Ihnen einen ersten Dank sagen, einen großen 
Dank für alle die konservativen Parteigäste, die sich herzlich freuen, Ihren 
Parteitag wieder mitzumachen. Dann muß Ich einen Gruß von Sir Alec Douglas 
Home, unserem Schattenaußenminister, und von Herrn Heath geben, Herr Heath, 
von dem wir hoffen, daß wir ihn nächstes Jahr nach den Wahlen als Erster 
Minister wiedersehen. Dann noch einen Gruß von unserer Europäischen Frauen­
union, die mit Ihrer Frauenunion so viel für das Verständnis in Europa leistet. 
Ich muß Ihnen auch gratulieren, daß Ihre Partei die Mehrheit in den Wahlen 
bekommen hat. Es ist bedauerlich, daß Sie nicht die Regierung bilden konnten. 
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aber nach zwei oder drei Jahren, glaube Ich, werden Sie vielleicht merken, daß 
dieses Schicksal gut Ist. Es zeigt nach meiner Meinung, daß die Bundesrepublil< 
Deutschland demokratisch aufgewachsen Ist und jetzt auf der einen Seite eine 
Regierung hat und auf der anderen Seite eine starke Opposition. Dies ist eine 
gute demokratische Entwicklung. Wir haben das In England schon seit vielen 
Jahren, das haben sie jetzt auch in Österreich. So Ist es viel besser, als augen­
blicklich In Italien, wo die Partelen so zerstritten sind, daß man die Lösung noch 
nicht sehen kann. Oder in Frankreich, wo keine festen Parteien sind, oder in 
Belgien und Holland, wo zu viele Partelen sind. Ich hoffe, diese Länder werden 
mir diese Worte verzeihen. 

Bei Ihnen Ist es wirklich gut, Sie werden bei Ihrem politischen Programm wieder 
Ansehen gewinnen und kritisch die Regierung ansphen und immer aufrichtig 
für das bessere Leben des Volkes kämpfen. Ein Mann wächst mit seiner Auf­
gabe, das kann auch eine Partei tun, und das hat Ihnen Herr Barzel schon auf­
geschrieben. Also wünsche ich Ihnen alles Gute In der Opposition, so daß Sie 
bei den nächsten Wahlen eine so große Mehrheit haben, daß Sie wieder In die 
Regierung gelangen. Vielen Dank. 

Präsident Dr. Kohl: Sehr verehrte gnädige Frau, Ich darf Ihnen sehr herzlich für 
diesen temperamentvollen und für uns auch sehr gewichtigen Beitrag oder 
mutigen Beitrag danken. Wir wollen das sehr beherzigen mit einer Einschrän­
kung: Wenn es irgend geht, wollen wir nicht warten mit der Übernahme der 
Regierung In der Bundesrepublik Deutschlands bis zur nächsten Wahl, daß das 
nur klargestellt ist. 

Meine Damen und Herren, damit kommen wir zu Punkt 7 der Tagesordnung. 
Das Wort hat der Herr Vorsitzende der CDU Deutschlands, Bundeskanzler Kurt 
Georg Kiesinger. 

Dr. Kiesinger: Herr Präsident, meine Damen und Herren, liebe Freundet Dieser 
erste Bundesparteitag, der die CDU Im Bunde In der Opposition findet, Ist für 
uns eine ernste Probe und Herausforderung. Unsere Antwort auf diese Heraus­
forderung kann nur die sein: wir werden die neue Aufgabe und Verantwortung 
entschlossen ergreifen und wahrnehmen. Wir werden eine konstruktive Oppo­
sition sein, wie wir es in der Vergangenheit oft von den anderen gefordert 
haben. Das heißt, wir werden so viel wie möglich von unseren eigenen poli­
tischen Zielen in der Arbelt der Regierung und der gesetzgebenden Körper­
schaften verwirklichen und die Regierung da unterstützen, wo sie Dinge tut, die 
wir gut heißen. Wir werden eine wachsame Opposition sein. Das heißt, wir wer­
den alles abwehren, was nach unserer Meinung dem Wohle unseres Landes 
und Volkes schaden kann. Wir werden aber nicht nur unsere Positionen im 
Bunde, sondern auch in den Ländern und Gemeinden im Auge behalten. Diese, 
meine Freunde, sind für uns, solange wir In Bonn nicht regleren, noch wichtiger 
als vorher. Wo wir In den Ländern und Gemeinden die Mehrheit haben, gilt es, 
diese zu behaupten. Wo nicht, sie zu gewinnen. Im Bunde werden wir darum 
kämpfen, so bald wie möglich wieder in die Regierung zu kommen. Vielleicht 
gelingt es zu gleicher Zeit wie bei Ihnen In Großbritannien. 

Wenn wir diese Ziele verwirklichen wollen, haben wir eine kritische Besinnung 
nötig. Aber die Maßstäbe dieser Besinnung sollten wir uns doch wohl nicht von 
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unseren Gegnern liefern lassen, ebenso wenig wie die. Rezepte für die Zukunft. 
Und ich glaube, es ist nur billig und gerecht, wenn ich sage, daß bei dieser 
l<ritischen Besinnung jeder von uns sich erst selber fragt: Was habe ich selbst 
zur Stärkung der Union getan oder was habe ich selbst zu tun unterlassen? 

Zum Augang der Wahlen kurz: Wir sollten uns keine Wahlniederlage auf­
schwatzen lassen. Denn es will etwas heißen, wenn die CDU/CSU nach 
20 Jahren wieder als die stärkste politische Gruppe mit 46,1 % nur knapp die 
absolute Mehrheit der Sitze Im Bundestag verfehlt hat. Es war für uns das dritt­
beste prozentuale Ergebnis der sechs Bundestagswahlen. Aber wir müssen 
sofort dagegenhalten: Die SPD hat auch diesmal ihren seit 1953 üblichen Ruck 
nach vorn fortgesetzt (3%, 4,4%, .3,1 %, 3,4%). Die Union hat dagegen 1,5% 
Stimmen gegenüber der letzten' Bundestagswahl verloren. Die Differenz zwi­
schen beiden Parteien hat sich auf 3,4% vermindert. Wir führen noch mit 
1 130 000 Stimmen. Für die Beurteilung der Wahlen ist auch das Abschneiden 
der übrigen Partelen interessant und bedeutsam. Die FDP hat von ihren 3,1 Mil­
lionen Wählern des Jahres 1965 (1961 waren es noch 4 Millionen) 1,2 Millionen 
Wählerstimmen verloren. Frage: Wohin sind diese Stimmen gewandert? 

Die NPD hat gegenüber der letzten Bundestagswahl 858 000 Stimmen ge­
wonnen. Frage: Woher sind diese Stimmen gekommen? Die ADF/DFU hat 
gegenüber der letzten Bundestagswahl 237 000 Stimmen verloren. Es Ist kaum 
eine Frage, wohin diese Stimmen gegangen sind. Aber eine der wichtigsten 
Fragen bezieht sich auf die Wählerbewegung zwischen den beiden großen Par­
teien. Wir wissen, daß die Mobilität der Wähler außerordentlich groß, viel größer 
war als jemals zuvor. Es darf angenommen werden, daß sich rd. 3 0 % der 
Wähler erst in den letzten sechs Wochen vor der Wahl, davon 5 % erst am 
Wahltag selbst entschieden haben. 

Wir haben in ersten und vorläufigen Analysen auf die gestellten Fragen Ant­
worten gesucht. Auch Antworten nach der Wahlentscheidung und den Motiven 
der verschiedenen soziologischen Schichten, der Männer, der Frauen, der Jung­
wähler, der Katholiken und Protestanten, der Bevölkerung auf dem Lande, den 
kleineren und mittleren und großen Städten. Völlig verläßliche Unterlagen wer­
den wir erst in einigen Wochen haben. Dann erst werden wir in der Lage sein, 
die endgültigen Schlußfolgerungen zu ziehen; dies aber mit aller Entschieden­
heit. Sicher ist, daß der CDU schlechthin von der fortschreitenden Industriali­
sierung unseres Landes keine Gefahr droht. Sonst könnte in dem industrieinten­
sivsten Land der Bundesrepublik, in Baden-Württemberg, das Verhältnis der 
CDU zur SPD nicht 50,7 % zu 36,6 % sein. 

Aber ebenso sicher ist, daß unsere Probleme in den großstädtischen Ballungs­
räumen und bei dem sogenannten „neuen Mittelstand" der gehobenen unselb­
ständigen Beschäftigten liegen. Sicher scheint auch zu sein, daß wir nicht mehr 
denselben hohen Überhang an Frauenstimmen hatten wie früher und daß wir 
uns intensiver um die jüngeren Wählerjahrgänge kümmern müssen. Meine 
Damen und Herren, wenn ich schon diese Entwicklung auf der Seite der SPD 
dargestellt habe, so lassen Sie mich hinzufügen, daß nach meiner oft über­
prüften Meinung diese Entwicklung jetzt einen Trend, einen deutlichen Trend 
zum Zweiparteien-System in unserem Lande offenbart. Und in einem solchen 
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System ist es erfahrungsgemäß so, daß die beiden rivalisierenden Parteien sich 
stärl<emäßig einander annähern. Damit werden wir in Zul<unft zu rechnen haben. 
Die Union war in den vergangenen 20 Jahren nur einmal - 1957 - nicht auf 
einen Koalitionspartner angewiesen. Sie konnte aber bis Ende 1966 jedesmal 
mit der FDP als Koalitionspartner rechnen. Ende 1966 zerbrach die FDP die 
Koalition und weigerte sich, eine neue Regierung mit der CDU zu bilden. Mir 
sind die mühseligen Verhandlungen jener beschwerlichen Tage noch genau in 
Erinnerung. Sie bot sich schon damals der SPD als Partner an. Dies wurde 
dann durch die Bildung der Großen Koalition verhindert. Trotz eines - ich darf 
es wohl sagen - durch den Kurs der Parteiführung der FDP verursachten 
lebensgefährlichen Wählerschwundes entschloß sich diese FDP-Fral<tion auch 
diesmal zu einer Koalition mit der SPD, die verwirklicht wurde. Das Fazit: Die 
Union muß sich, gleichgültig ob die FDP bei der nächsten Bundestagswahl ver­
schwindet oder in kleinem Umfang wiederkehrt, darauf einrichten, die IVIehrhelt 
bei den Wahlen zu gewinnen, die sie in den Stand setzt, sicher die Regierung 
zu bilden. Und das, meine Freunde, will viel heißen. Das stellt an uns ja nun 
sehr hohe organisatorische, programmatische und propagandistisch werbende 
Anforderungen. Kann die CDU diesen Anforderungen gerecht werden? 

Unsere größte Schwäche - sagen wir es offen - liegt ohne Zweifel in der 
Organisation. Wir haben 20 Jahre lang im Bund regiert, und unser eigentliches 
Entscheidungszentrum lag im Bundeskanzleramt, in dem der Parteivorsitzende 
jeweils als Bundeskanzler amtierte. Die politischen Entscheidungen erfolgten in 
einer mehr oder weniger engen Zusammenarbeit. Ich hoffe, Dr. Barzel wird mir 
zustimmen, wenn ich für unsere Zelt sage, in einer mehr oder weniger engen 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundeskanzler und der Fraktion. Die übrigen 
Parteigremien, vor allem Präsidium, Vorstand und Parteiausschuß waren - wie 
soll ich es ausdrücken - politisch unterernährt. Das war schon bisher proble­
matisch, meine Freunde. Jetzt aber stehen wir vor einer ganz neuen Situation. 
Unsere Entscheidungs- und Führungszentren müssen nun die zentralen Partei­
instanzen sein, das heißt, daß sie in den Stand gesetzt werden müssen, die 
Arbeit der Union im Bund, in den Ländern und in den Gemeinden zu führen 
und zu koordinieren. 

Dazu brauchen wir zunächt einmal ganz einfach endlich ein zulängliches Partei­
gebäude, dessen Bau Ich sofort nach den Wahlen angeregt habe. Es wird nach 
dem bisherigen Stand der Planungen In etwa einem Jahr fertig sein. Jedenfalls 
in seinem Hauptteil. Wir müssen aus dem Winkel der Nassestraße und aus dem 
halben Dutzend verstreuter sonstiger Büros endlich heraus und müssen uns 
auch sichtbar als den großen Gegenspieler der Regierung darstellen. Glück­
licherweise haben wir seit Jahren ein dafür ausgezeichnet geeignetes Grund­
stück in der Nähe des Bundeshauses. Wir brauchen einen ausreichenden und 
qualifizierten Mitarbeiterstab, um so mehr, da uns in Zukunft die der Regierung 
zufließenden Informationen nicht mehr zur Verfügung stehen werden. Und das 
bedeutet, daß wir große finanzielle Mittel aufbringen müssen. Deswegen wird 
der Arbeit des Bundesschatzmeisters, aber nicht nur seiner Arbeit, eine beson­
ders große Bedeutung zukommen. Meine Freunde, Ich glaube, nicht, daß wir, 
abgesehen von einer zweckmäßigeren Eingliederung des Bundesgeschäfts­
führers, wesentliche strukturelle Änderungen im Aufbau der Partei, wenn Sie 
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mir erlauben, zu sagen, im hierarcliischen Aufbau vornehmen sollten, damit kein 
Irrtum aufkommt. Wir sollten nach meiner fuleinung weder das Parteipräsidium 
noch den Parteivorstand erweitern, wobei ich einem Antrag des Landesver­
bandes Baden-Württemberg, der sich.rtiit einer etwaigen Rolle der Minister­
präsidenten befaßt, nicht vorgreifen will. Ich möchte hier die Aussprache im 
Parteitag abwarten. Dieser Parteitag wird die Aufgabe haben, diese für unsere 
künftige Parteiarbeit so wichtigen Gremien neu zu wählen. Er wird sich dabei 
sicher der gewaltig erhöhten Bedeutung dieser Gremien in der Opposition 
bewußt sein. Man wird daran denken müssen, wenn diese Gremien gewählt 
sind, in beiden eine zweckmäßige Arbeitsteilung einzuführen, denn wir werden 
alle Hände voll zu tun haben. Meine Freunde, nicht nur der bundesstaatliche 
Föderalismus, sondern auch unser ihm angepaßter Parleiföderalismus bedarf 
der zeitgerechten Weiterentwicklung. Die zentralen Führungsinstanzen der 
Partei müssen dafür gestärkt werden, wenn sie ihre Aufgabe erfüllen sollen. 

Ein besonders wichtiges Problem ist für uns, lieber Herr Generalsekretär StreibI, 
die Zusammenarbeit zwischen der CDU und der CSU. Im Bundestag haben wir 
eine gemeinsame und damit und deshalb die stärkste Fraktion. Und damit und 
deshalb stellen wir auch den Bundestagspräsidenten. Außerhalb des Bundes­
tages bilden wir nach unserer Satzung eine Arbeitsgemeinschaft. Ich meine, 
diese Arbeitsgemeinschaft muß nun in der Opposition voll und ernst verwirk­
licht werden, wenn wir unser gemeinsames Ziel ereichen wollen. Die von mir 
geforderte Stärkung der zentralen Instanzen unserer Partei bedeutet keine 
Minderung der Verantwortung d^r Landesverbände, meine Damen und Herren. 
Im Gegenteil. Der Kampf um die Wiedererringung der Regierungsverantwortung 
in Bonn kann nur auf breitester Front in Bund, Länder und Gemeinden geführt 
und gewonnen werden. Je mehr wir In Ländern und Gemeinden gewinnen, 
desto stärker werden wir auch in Bonn. Wir haben im Jahre 1970 fünf Landtags­
wahlen. Wir werden alle Kraft daransetzen, dabei überall unsere Positionen zu 
verbessern. Und wir haben dabei insbesondere die Landtagswahlen unseres 
größten Bundeslandes Nordrhein-Westfalen im Auge, denn wir wissen, was von 
der Entwicklung der CDU in diesem größten Lande der Bundesrepublik für uns 
alle abhängt. 

Meine Freunde, wir trugen in den vergangenen 20 Jahren das Etikett der Kanz­
lerpartei. Das war sowohl Stärke wie Gefahr. Und dem entsprach es, daß wir 
mehr Wähler- als Mitgliederpartei waren. Nun zwingt uns unsere neue Situation 
in der Opposition dazu, endlich und endgültig mit dem seit Jahren proklamier­
ten Willen, eine Mitgliederpartel zu werden, ernstzumachen. Und lassen Sie 
mich gleich sagen, das kann nicht durch Pamphlete und Dekrete der Partei­
führung geschehen, sondern das hängt von jedem einzelnen von uns ab, ob er 
seinen Willen daransetzt, für unsere Union neue Mitglieder zu gewinnen. Ich 
weiß, daß das nicht ganz einfach ist. Aber gerade deswegen, weil es nicht ganz 
einfach ist, müssen wir viel Kraft daransetzen. Denn nur, wenn wir einen aus­
reichenden Mitgliederbestand haben, werden wir auch eine ausreichende Zahl 
von Mitarbeitern bekommen. Vor allem jene Mitarbeiterschaft an der Basis, in 
den Gemeinden, wo wir aus den Parteighettos heraus in eine vielfältige Kom­
munikation mit der Bevölkerung, vor allem auch Im vorpolitischen Raum, 
kommen müssen. 
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Dafür gibt es eine Fülle von Möglichkeiten, die da und dort schon erfolgreich 
erprobt worden sind und nur auf diese Weise werden wir auch den Kampf um 
die Rathäuser gewinnen. Und wenn wir den Kampf um die Rathäuser gewinnen, 
dann i<önnen wir auch sicher sein, daß wir den Kampf oben gewinnen werden. 
Ich halte es für eine gute Idee, die vor allem von der Jungen Union vorgetragen 
wird, nicht nur, wie wir es mit dem Berliner Programm vorbildlich getan haben, 
unsere eigenen Parteimitglieder unmittelbar und vorbereitend an den großen 
Entscheidungen der Partei teilnehmen zu lassen, sondern darüber hinaus der 
ganzen Bevöll<erung unsere Parteiarbeit, unser Wollen, Planen und Tun auf 
allen Ebenen transparent zu machen. Auch dabei l<ommt der Parteiarbelt in den 
Gemeinden eine ganz große Bedeutung zu. 

Parteiarbeit in den Gemeinden kann eben nicht im Hinterzimmer irgendeines 
Restaurants mit langdauernden Geschäftsordnungsdebatten gemacht werden. 
Man muß heraus, mitten hinein unter die Leute; zeigen, wer man ist und zeigen, 
daß man zur CDU gehört und daß es sich lohnt, dazuzugehören. Unsere Abge­
ordneten werden immer stärl<er durch die parlamentarische Arbeit beansprucht. 
Vor allem für die Abgeordneten des Bundestages gilt, daß sie angesichts der 
knappen Mehrheit der Regierung im Bundestag voll präsent sein müssen. Sie 
bedürfen daher noch dringender dieser Ermutigung, meine Damen und Herren. 
Der Fraktionsvorsitzende begrüßt sie sicher auch. 

Sie bedürfen aber daher noch dringender als bisher der Unterstützung ihrer 
Kreisverbäride und der Mitglieder der Union in diesen Verbänden. Ohne ihre 
Hilfe können sie vor allem In den großstädtischen Ballungsräumen nichts aus­
richten. Ich kann diesen Appell nicht dringlich genug formulieren: Der Straffung 
und Stärkung der Führungsorgane der Partei muß eine sich ständig steigernde 
Aktivität in der breiten Basis entsprechen. Dort wird letztlich entschieden wer­
den, ob wir uns als große Volkspartei in unserem Lande behaupten und durch­
setzen. Denn wir müssen heraus aus der Situation der Kanzlerpartei, und wir 
sind heraus aus der Kanzlerparteisituation, seitdem wir uns in der Opposition 
befinden. Unsere programmatische Ausgangsbasis muß auch in der Opposition 
das Berliner Programm sein. „Jede Phase dieses Programms", so sagte es Dr. 
Heck in Berlin, „ist aus dem Willen der Partei geformt worden, und wenn jetzt 
gefragt wird: Was denkt die Union, wie sieht sie sich, wie sieht sie die Bundes­
republik und unsere gemeinsame Zukunft, dann wird das Berliner Programm 
der Wegweiser für unsere Antworten sein." 

Meine Freunde, genau darum geht es. Wir mögen darüber streiten, ob uns das 
bisher genügend gelungen ist. Jedenfalls müssen wir es künftig schaffen. Wir 
müssen es, im einzelnen wie im ganzen, immer stärker in das Bewußtsein der 
Bevölkerung rücken, sie kritisch daran beteiligen, auch Nlchtmitgliedern die 
Chance geben, es zu interpretleren und weiterzudenken. 

Es darf in der Bevölkerung dieses Programm nicht von den verschiedenen 
Gruppen einzeln gesehen werden. Es darf nicht so kommen, daß die Leute vor 
lauter Bäumen den Wald nicht mehr sehen, sondern sie müssen es als etwas 
Ganzes, als etwas aus einem Guß begreifen, das nach meinem Urteil das soli­
deste Parteiprogramm in diesem Lande ist. 
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Dieses Berliner Programm enthält 106 lapidare politische Zielsetzungen. Jede 
von ihnen fordert in sich selbst die Verwirklichung eines umfangreichen eigenen 
Programmes, je nachdem im Bund, in den Ländern, In den Gemeinden oder in 
allen Bereichen. Natürlich muß dieses Berliner Programm weiterentwickelt wer­
den. Ich habe gelegentlich gesagt, ich ziehe dieses Wort der ständigen Weiter­
entwicklung dem Ausdruck „Reformen" vor, nicht weil ich reformfeindlich bin, 
sondern weil ich mehr will als Reformen, die einmal gemacht werden. Nach 
einer gewissen Zeit lebt man dann auf der Grundlage dieser Reformen wieder 
eine Weile welter, dann kommen mal wieder Reformen. Nein, Reformen müssen 
dadurch überflüssig werden, daß wir selber dynamisch sind und uns selber mit 
der Zeit weiterentwickeln. Das Programm muß sich also weiterentwickeln, weil 
wir in einer Situation des permanenten Wandeis leben. Und wir kommen hier 
auf ein entscheidendes, auf ein zentrales Problem. 

IVleine Damen und Herren, dieser permanente Wandel im Industriezeitalter, im 
wissenschaftlichen, im technologischen Zeitalter, wird von unseren IVlitbürgern 
deutlich gespürt. Viele haben daher mit dem Wohlstand ein Gefühl der Un­
sicherheit, der Ungesichertheit gegenüber der Zukunft. Was wird diese Zukunft 
an Chancen und Gefahren bringen? Lassen sich die Entwicklungen voraus­
sehen und beeinflussen? Sind unsere Politiker zu beidem befähigt' und welche 
am ehesten? Das sind die Fragen, die unsere Mitbürger stellen. Und wir müs­
sen ihnen überzeugend antworten: durch Wort und, wichtiger noch, durch Tat. 
Diese Politik des kontrollierten und fortwährend gestalteten Wandels ist also 
unsere große Aufgabe. Wir haben dem Parteiausschuß für das nächste Jahr 
einen Parteitag vorgeschlagen, der im Sinne dieser Politik des gestalteten Wan­
deis unser Parteiprogramm überprüfen und weiterentwickeln soll. Dies kann 
natürlich nicht die Aufgabe dieses jetzigen Parteitages sein. Ich meine, wir soll­
ten diesen nächsten programmatischen Parteitag ähnlich vorbereiten wie den 
Berliner Parteitag, das heißt also vor allem durch eine breite und offene Dis­
kussion unserer IVIitgiieder und durch die Möglichkeit ihrer kritischen Stellung­
nahme zu dem ihnen vorzulegenden Stoff. Je mehr Aufmerksamkeit und Anteil­
nahme nebenbei diese Diskussion innerhalb unserer Partei auch bei der breiten 
Öffentlichkeit findet, desto besser. 

Meine Damen und Herren, es wird darüber, wo politische Probleme nicht oder 
nicht befriedigend gelöst sind, in einer pluralistischen Gesellschaft stets ver­
schiedene Meinungen geben, weil die Interessen, Ideen und Wertungen ver­
schieden sind. Die Union ist nach wie vor die einzige große Volkspartei, weil 
bei uns alle Schichten unseres Volkes vertreten sind. Die Union spiegelt gerade­
zu diese Schichten unseres Volkes wider, also ist sie selbst eine pluralistische 
Partei. Daher müssen wir davon ausgehen, daß wir keineswegs über alles von 
vornherein einig sein können. Fast jedes neue auftauchende Problem wird von 
verschiedenen Gruppen in der Union zunächst verschieden gesehen und ver­
schieden gewertet. Auch ein einmal beschlossenes Programm wird von den ver­
schiedenen Gruppen verschieden interpretiert und verschieden weitergedacht 
werden. Nehmen wir nur das Problem der älteren und der jüngeren Generation. 
Meine Damen und Herren, beide müssen unsere Zelt und ihre Probleme auf 
verschiedene Weise erleben und verstehen. Beide müssen daher auch ganz not­
wendigerweise manches verschieden wollen. Das Ist ein Gesetz des Lebens, 
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das man anerkennen muß, und deswegen ist der eine noch lange nicht unreif 
und der andere noch iange nicht verkaikt. Hier wie überall müssen wir durch 
eine beständige Kommunikation um die Aussöhnung der verschiedenen Inter­
essen und Ideen ringen. Dazu ist Bereitschaft zum gegenseitigen Verständnis 
und zum Kompromiß notwendig. Und das ist uns ja auch in den vergangenen 
20 Jahren in oft sehr schwierigen Situationen immer wieder gelungen. Wenn 
aber einmal entschieden Ist, meine Damen und Herren, meine Freunde, dann 
muß gerade In der Opposition die Partei Loyalität und Disziplin gegenüber 
diesen demokratischen Entscheidungen erwarten, wenn sie bestehen will. 

Weil wir eine weitgespannte Volkspartel sind, können wir uns natürlicherweise 
nicht in „rechte" und „linke" Ecken manövrieren lassen. Meine Freunde, die 
Union ist und muß bleiben: die Partei der integrierenden IVIItte. Und das schließt 
wahrhaftig Progressivität nicht aus, ganz im Gegenteil. Gerade dadurch, daß die 
Union in der IVIitte Integriert, macht sie unsere Arbeit und macht sie auch die 
deutsche Demokratie lebensfähig. Das ist unsere große Stärke, sicher auch 
unsere Schwierigkeit. Aber, das Ist meine ehrliche Überzeugung, das gibt der 
Union auch mehr als jeder anderen Partei die Legitimation für die Reglerungs­
verantwortung. 

Meine Damen und Herren, nun die Informierende und werbende Arbeit der 
Union. Sie muß auf allen Ebenen Intensiviert werden. Solange wir In Bonn 
Reglerungspartei waren, verfügte die von uns getragene und geführte Regie­
rung über weltreichende Informationsmöglichkeiten, die aber auch zugleich über 
den politischen Willen der Union unterrichteten. Diese Möglichkeit besteht nicht 
mehr. Im Gegenteil. Der große Informationsapparat steht nun der neuen Regie­
rung, also vor allem der Sozialdemokratischen Partei In der Regierung zu 
Gebote. Wir müssen daher unseren eigenen Informationsapparat aufbauen, und 
zwar in sehr beträchtlichem Umfange. Unsere Verbindungen mit der inlän­
dischen und ausländischen Publizistik müssen durch beständige Kontakte sorg­
fältig gepflegt werden, damit unsere politischen Zielsetzungen und unser poli­
tisches Wirken ausreichend und objektiv publiziert werden. Dabei müssen die 
Führungsorgane der Partei und der Fraktion eng zusammenarbeiten. In den 
Ländern und Gemeinden muß dieser Informierenden und werbenden Aufgabe 
die gleiche Sorgfalt gewidmet werden, und wir werden uns Modelle ausdenken, 
die wir dann unseren Freunden In den Gemeinden als Möglichkeit anbieten. 
Jedenfalls können sie in Zukunft sicher mit der nachhaltigen Unterstützung der 
Parteiführungsgremien auf diesem für uns so lebenswichtigen Gebiete rechnen. 
Nun meine Freunde, wenn wir unsere Chance als Opposition Im Bunde ab­
wägen, so müssen wir auch die Situation der neuen Bundesregierung Ins Auge 
fassen. Dabei soll kein Wunschdenken vorwalten, es soll alles nüchtern und 
realistisch gesehen werden. Der Bundeskanzler wurde mit 3 Stimmen Mehrheit 
gewählt. Da Ist immer noch die Legende von der Wahl Konrad Adenauers. 
Meine Damen und Herren, das war damals ganz anders. Damals hatten wir 
10 Parteien und keiner von uns dachte, daß Konrad Adenauer Im ersten Wahl­
gang gewählt werden würde. Aber wir wußten sicher, daß er im zweiten oder 
dritten Wahlgang mit sehr großer Mehrheit gewählt werden würde. Bei dieser 
Wahl standen aber die Gruppen fest, das hätte für alle drei Wahlgänge gegol­
ten. Der Bundeskanzler Ist also mit drei Stimmen Mehrheit gewählt worden. 
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Ohne die Berliner Abgeordneten iiat die Regierungsl<o£illtion eine Mehrheit von 
12 Stimmen Im Parlament. Im Bundesrat gibt es eine l<nappe Mehrheit der von 
den Unionspartelen geführten Länder. Man wird abwarten müssen, inwieweit die 
beiden Koalitionspartner sich vor allem in wichtigen Fragen der Inneren Politik 
einigen können. Man hat den Eindruck, daß sie möglichst viele „neutrale" Pro­
gramme verwirklichen wollen, In der Innenpolitik, und Konfliktstoffe zurück­
stellen, auszuklammern versuchen. Das kann man aber nicht lange tun. Und wir 
werden dieser Regierung das Zurückstellen schwieriger, aber für unser Land 
wichtiger Entscheidungen schwermachen. In der Regierungserklärung prokla­
mierte sich die Regierung als eine Regierung der inneren Reformen. Viele die­
ser Reformen wurden unter meiner Regierung geplant und begonnen. Das darf 
ich einmal in aller Bescheidenheit doch wohl sagen. Vieles entspricht unseren 
eigenen programmatischen Vorstellungen. Aber, meine Damen und Herren, 
bedenklich muß uns stimmen, daß wieder einmal zu Vieles zu Vielen ver­
sprochen wird, im Gegensatz zu meiner Regierungserklärung vom Dezember 
1966. Das voreilig angekündigte und dann zurückgezogene Versprechen, den 
Rentnern eine Weihnachtsgabe von 50 Mark zu zahlen, war kein gutes Omen. 
Die Regierung hat eine solide Finanzpolitik angekündigt. Sie wird ihre Ver­
sprechungen Im Einklang mit dieser Ankündigung halten müssen, sonst werden 
sich entweder Ihre Finanzpolitik oder Ihre Versprechungen als unsolide erwei­
sen. In der Regierungserklärung wurde für das Jahr 1970 eine Reihe von Berich­
ten angekündigt, durch weiche Parlament und Öffentlichkeit ein umfassendes 
Bild der Reformpläne der Regierung gewinnen würden. Meine Damen und 
Herren, wir werden diese Entwicklung sehr wachsam verfolgen und durch 
unsere eigenen Initiativen beeinflussen. 

Nun aber; wo Ist Gefahr im Verzug? Ich habe während des Wahlkampfes auch 
In diesem Saale beständig darauf hingewiesen, daß Fehler In der inneren Politik 
fast Immer - wenn auch oft mit Mühe - wieder korrigiert werden können, in der 
Außenpolitik - und Ich werde nicht müde werden, es zu sagen - sind dagegen 
falsche Entscheidungen kaum je reparabel. Das gilt auch für die Deutschland­
politik. Ich weiß sehr wohl, meine Damen und Herren, daß gelegentlich Kritik 
gegen eine Kopflastigkeit unserer Unionspolitik oder jedenfalls unserer poli­
tischen Aussage zugunsten der Außen- und Deutschlandpolitik unter angeb­
licher Vernachlässigung der inneren Politik geübt wird. Ich nehme das durchaus 
ernst. Wir sollten aber nicht über Formulierungen streiten, und das sage ich vor 
allem der Jungen Union, aus der diese Kritik klang. Daß wir unseren program­
matischen Willen auf dem weiten Feld der inneren Politik, also Insbesondere 
der WIrtschafts-, Gesellschafts- und Bildungspolitik stärker als bisher in das 
Bewußtsein der Öffentlichkeit rücken müssen, ist auch Im Blick auf die Erfah­
rungen der hinter uns liegenden Bundestagswahl eine berechtigte Forderung, 
und wir müssen dieser Forderung In der Arbelt unserer Partei gerecht werden. 
Aber meine Damen und Herren, das darf uns nicht hindern, da mit aller Kraft zu 
intervenieren, wo nicht wieder gutzumachender Schaden für unser Volk droht. 
Wenige Tage vor der Wahl hatte der jetzige Außenminister öffentlich erklärt, 
seine Partei habe nichts gegen die Aufnahme diplomatischer Beziehungen an­
derer Staaten zur DDR einzuwenden, in der Regierungserklärung tauchte zum 
ersten Mal In einem amtlichen Dokument die Anerkennung eines zweiten 
deutschen Staates auf, die allerdings nicht als völkerrechtliche Anerkennung 
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verstanden werden soll. Aber meine Freunde, es gibt keine staatsrechtliche, 
sondern eben nur eine völkerrechtliche Anerkennung. Und alle Welt muß diese 
Aussage so verstehen, daß die Regierung, daß dieses Land sich auf dem Weg 
zur Anerkennung der DDR befindet. Alle Nachrichten, die wir aus dem Ausland 
haben, jeder Blick in die Weltpresse bestätigt uns dies. Und darum ist die Ge­
fahr so überaus groß, daß eine Lawine von Aufnahmen diplomatischer Bezie­
hungen mit der DDR durch diese Politik provoziert wird; und ob die DDR völker­
rechtlich anerkannt wird, hängt doch nicht - Ich wiederhole es - von den Vor­
behalten der Bundesregierung ab, sondern ausschließlich davon, ob es dabei 
bleibt, daß die Völker der freien Welt diplomatische Beziehungen mit der DDR 
unterlassen oder ob sie diese ihre Haltung ändern. 

Es war sehr bezeichnend, daß in der Reglerungserklärung von dem gemein­
samen Beschluß der Regierung der Großen Koalition, kurze Zeit vor der Been­
digung dieser Koalition, über die Wahrung des Selbstbestimmungsrechts des 
deutschen Volkes gegenüber dritten Staaten kein Wort stand und daß erst 
unsere Intervention in der Aussprache über die Regierungserklärung Herrn 
Brandt dazu veranlaßte, sich von der Aussage, die sein Außenminister wenige 
Tage vor der Wahl gemacht hatte, in der Sache zu distanzieren. Und ich 
wünschte, er hätte es noch deutlicher getan als er es tat. 

Ich bin davon überzeugt, daß, wenn man sich in der Regierung Illusionen über 
Fortschritte In der Ost- und Deutschlandpolitik machen sollte, diese leider sehr 
bald zerstört werden. Ich habe meine Erfahrungen. Die Reaktionen aus IVIoskau, 
Warschau und Ostberlin sind jetzt schon eindeutig. Grundbedingung für ver­
handelnde Gespräche ist nach dem Willen des kommunistischen Ostens die 
Festigung des Status quo, und zwar so, wie er ihn versteht. Dahin vor allem 
zielt der Vorschlag einer Europäischen Sicherheitskonferenz. Da liegt das Inter­
esse der Sowjetunion an unserer Unterschrift unter den Atomwaffensperrver­
trag, und auch Gespräche über Gewaltverzicht werden von der Sowjetunion mit 
keiner anderen Absicht geführt werden. 

Diese Realität, meine Freunde, muß man sehen, wenn man mit dem Osten ver­
handeln will. Ich bin gar nicht gegen Verhandlungen - wahrhaftig nicht. Wir 
sind keine kalten Krieger, wir sind verpflichtet, von uns aus unermüdlich für 
eine europäische Friedensordnung und für die Verständigung der Völker Euro­
pas zu arbeiten und dahinzielende Anregungen und Vorschläge zu machen oder 
Anregungen und Vorschläge anderer zu unterstützen, wie wir es in den ver­
gangenen Jahren getan haben. 

Aber, meine Freunde, eine solche Politik bewegt sich auf einem schmalen Grat 
und muß, wenn das Selbstbestimmungsrecht oder gar die Sicherheit unseres 
Volkes nicht gefährdet oder preisgegeben werden soll, mit größter Klugheit und 
stärkstem Verantwortungsgefühl geführt werden. 

Im übrigen muß notwendigerweise eine illusorische, verwirrende und ihr Ziel 
verfehlende Ostpolitik auch die Beziehungen zu unseren westlichen Nachbarn 
und Verbündeten verwirren und gefährden, also auch da ist Vorsicht am Platze. 
Von diesem Verhältnis, vor allem von der Festigung der Atlantischen Allianz, 
von dem ungestörten Fortgang der europäischen Einigung, um die es ohnehin 
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nicht gut bestellt ist, hängt doch die Sicherheit und Freiheit unseres Landes 
und Volkes in der Zukunft ab. 

Ich wiederhole: Ich habe diese Sorgen so wie im Bundestag auch auf diesem 
Parteitag ausführlicher vorgetragen, well hier unmittelbar Gefahr droht, und well 
Ich glaube, daß es meine Pflicht - unsere Pflicht ist, vor dieser Gefahr immer 
wieder unüberhörbar zu warnen. 

Ich kann nur den Appell unseres Fraktionsvorsitzenden noch einmal aufnehmen, 
den er an die Bundesregierung gerichtet hat, in diesen für unser Volk so 
lebenswichtigen Fragen nichts zu unternehmen ohne die Mitwirkung der Oppo­
sition, die nahezu die Hälfte der Sitze unseres Bundestages besetzt hält. Meine 
Damen und Herren, Ich habe darauf verzichtet. In dieser einführenden Rede auf 
die Arbeit der Union, der Partei, der Fraktion, unserer eigenen Kabinettsmit­
glleder In den vergangenen drei Jahren während der Zeit der großen Koalition 
einzugehen. 

Ich lasse mir diese Leistung der vergangenen drei Jahre - wenn Sie einmal 
ins Berliner Programm hineinblicken und gleichzeitig vergleichen, was in diesen 
drei Jahren getan worden ist, um ganz wichtige Forderungen des Berliner Pro­
gramms zu verwirklichen, dann werden Sie mir zustimmen - Ich lasse mir auch 
durch die neue Reglerungsbildung den Rückblick auf diese drei Jahre und den 
bescheidenen Stolz auf die Leistungen der CDU In dieser Koalition nicht ver­
dunkeln, ich habe mich als Bundeskanzler bemüht, auch in dieser sehr schwie­
rigen Koalition unseren politischen Prinzipien treu zu bleiben. Ich habe mich 
angestrengt, für meine Arbeit Vertrauen und Zustimmung unseres Volkes zu 
gewinnen für mich und meine Partei. Und ich glaube, daß mir dies In weitem 
Umfang gelungen ist. 

ich danke allen, die mir in dieser schwierigen Zeit zur Seite standen, ich danke 
allen Parteifreunden, die sich Im Wahlkampf für unsere Union einsetzten. Und 
lassen Sie mich auch bei dieser Gelegenheit sagen, für mich war es ein großes 
Erlebnis. Nicht nur die Intensität dieses Wahlkampfes, der mich durch die ganze 
Bundesrepublik, Bayern eingeschlossen, geführt hat, sondern auch die vielen, 
vielen Freunde und Mitarbeiter, die ich dabei traf, mit denen Ich dabei wirklich 
sprechen konnte, die ich wirklich kennenlernen konnte, wie es auf einer so 
großen Parteiveranstaltung nicht möglich ist. Und gerade diese Begegnungen, 
meine Damen und Herren, waren es, die mich für die Zukunft unserer Union 
absolut optimistisch gestimmt haben. Durch diese gemeinsamen Anstrengungen 
sind wir entgegen den meisten Voraussagen In der Wahl von der SPD nicht 
überholt.worden, sondern wir haben die Spitze behauptet. 

Nun meine Damen und Herren, dies war eine einführende Rede, ich will dem 
neuzuwählenden Parteivorsitzenden nichts von seinem Schlußwort vorweg­
nehmen, das er am Ende dieses Parteitages sprechen wird. Darum lassen Sie 
mich jetzt nur die Hoffnung und Zuversicht aussprechen, daß dieser Parteitag 
manchen Erwartungen zum Trotz aus unserem großen und leidenschaftlichen 
Willen zu dieser großen und ruhmreichen Partei ein Parteitag werden möge, der 
aus kritischer Besinnung unserer CDU Einigkeit und Kraft geben soll für Ihre 
kommenden schweren Aufgaben. 
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Präsident Dr. Kohl: Herr Bundeskanzler, ich darf Ihnen für den Parteitag für 
diesen grundlegenden Eingangsbericht der Lage der Union sehr, sehr herzlich 
danken. Wir verbinden, ich sage es noch einmal, mit diesem Dank für Ihre 
heutige Rede unseren herzlichen Dank, für den Dienst an unserem Land und an 
unserer Partei, den Kurt Georg Klesinger in diesen vielen Jahren geleistet hat. 
Als Mitglied des Deutschen Bundestages und Sprecher in vielen wichtigen 
Debatten, als Ministerpräsident von Baden-Württemberg und in den letzten drei 
Jahren in einer schwierigen Zelt als deutscher Bundeskanzler. Dafür sehr, sehr 
herzlichen Dank! 

Sie sprachen von Vertrauen und von der Zustimmung vieler Bürger dieses 
Landes und dieses Vertrauen und diese Zustimmung schlägt sich ja auch nieder 
In diesem Wahlergebnis, das ein Wahlergebnis zugunsten der CDU/CSU, aber 
auch ein Wahlergebnis, und das sollte man hier auch mal wieder sagen, für 
Kurt Georg Klesinger war. 

Meine Damen und Herren, ich darf bei dieser Gelegenheit aber auch unseren 
bisherigen Mitgliedern, den Mitgliedern der CDU/CSU, die Amtsträger, Minister 
des Kabinetts Klesinger waren, sehr herzlich für ihren Dienst an unserem Vater­
lande danken. 

Diese Regierung der Großen Koalition war auch für die Union eine ungewohnte 
Sache und jeder, der eine Kabinettsposition bekleidete, hat vor wesentlich 
anderen Problemen, aber auch schwierigeren Problemen gestanden. 

Wir haben in diesem Wahlkampf unser Wollen deutlich machen können, wir 
haben dafür viel Zustimmung gefunden. Es erscheint mir zumindest nur redlich 
zu sein, wenn wir heute auf diesem Parteitag ein herzliches Wort des Dankes 
auch an die ausgeschiedenen Mitglieder der Bundesregierung aus der 
CDU/CSU aussprechen. 
Meine Damen und Herren, Ich rufe auf Punkt 8 der Tagesordnung: Bericht des 
Generalsekretärs der CDU Deutschlands, unser Freund Dr. Bruno Heck hat das 
Wort. 

Dr. Heck: Herr Präsident, Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, liebe 
Freunde, ich bin in den letzten Wochen nicht taub gewesen und weiß, um 
welche Themen die Gedanken der Partei kreisen und was wir miteinander 
klären und aushandeln müssen. Deswegen vorab ein Wort zur Kritik der letzten 
Wochen: 

Vieles ist richtig gesagt, manches auch bloß gesagt worden. Es gab Vorwürfe, 
die sich gegen uns richteten, die wir die Geschäfte der Partei zu führen haben -
sie müssen gehört und geprüft werden, und wir nehmen das ernst - , es gab 
aber auch Bemerkungen, die einfach der Arbeit und den Leistungen unserer 
Partei nicht gerecht wurden. Darauf gab es dann jene Stimmen, die forderten: 
stoppt die Kritiker. 

Aber, meine Freunde, was müßte man von dieser Partei halten, wenn sich nach 
der Anspannung des Wahlkampfes, nach dem Erfolg und dann nach der Ent­
täuschung über die Reglerungsbildung nicht Temperament und Betroffenheit 
bemerkbar gemacht hätten. Und niemand wird glauben, mit der kritischen Welle, 
mit ihrer Innerparteilichen Kanalisierung auf Institutionen oder Personen hin sei 
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alles getan. Sicher, die Kritik war teilweise impulsiv, teilweise auch aggressiv. 
Aber diese Kritik wäre nur dann bedenklich, wenn sich mit ihr auf einen Schlag 
Energien entladen hätten, die besser gespeichert und in die zähe Arbeit des 
Parteialltags investiert würden, eines Parteialltags, der uns so oder so alle 
wieder erwartet. Es wird viel zu tun geben In der nächsten Zeit. Reformieren 
heißt sicher, dies oder jenes anders und besser machen; aber es heißt für uns 
alle auch und in erster Linie, mehr arbeiten. Das Konzept unseres Wahlkampfes 
Ist vielfach kritisiert worden. Wir sollten uns dabei nicht lange mit Einzelheiten 
herumschlagen; in einer so großen Kampagne geht notwendigerweise diese 
oder jene Veranstaltung schief, es gelingt nicht jede Anzeige und manches Wort 
bliebe besser ungesagt. Wir sollten uns das alles auch merken - für das nächste 
Mal. Aber heute gibt es Wichtigeres: Ich habe aus den verschiedenen Stimmen 
der Kritik einiges herausgehört, das immer wiederkehrt: zu viel Kanzler, zu 
wenig Mannschaft; zu viel Emotion, zu wenig Argumente; zu viel Strauß oder 
auch zu wenig Strauß; zu viel Bayern-Kurier, zu wenig Attraktivität für die mobile 
Mitte; zu viel für die Provinz, zu wenig für die modernen Leistungsberufe; zu 
viel für die ländliche Bevölkerung, zu wenig für die städtischen Existenzen. Und 
nicht zuletzt: zu viel Aufwertungsdebatte; sie allerdings war In unserer Wahl­
kampfplanung nicht vorgesehen. Aber damit hätten wir, glaube ich, das Wesent­
liche beisammen. 
Es sind dies Punkte, die - nehmen wir einmal den Streit um die Aufwertung 
aus, der unser Sachprogramm zu sehr in den Hintergrund drängtel - über die 
Wahlkampagne hinausweisen. Sie sind zwar im Wahlkampf sichtbar geworden; 
sie weisen aber über den Wahlkampf hinaus; sie betreffen das in langen Jahren 
gewachsene Image der Partei. Ein Wahlkampf kann das Bild einer Partei 
aktualisieren, er kann das, was an ihr positiv vermerkt worden ist, bündeln und 
in ein besonderes Licht stellen; er kann auch vorsichtig Retuschen versuchen 
und die politischen Konturen im Schwarz-Weiß der Alternativen zeigen. Eines 
aber kann ein Wahlkampf mit Sicherheit nicht: das Image einer Partei von 
heute auf morgen neu gestalten. Ein Wahlkampf muß sich In der Bandbreite 
dessen halten, was eine Partei darstellt und wie sich ihr Bild in Jahren ent­
wickelt hat - sonst läuft sie Gefahr, unglaubwürdig zu werden. Es ist nun eine 
Tatsache, die wir weder übersehen noch verbergen wollen, daß das Bild 
unserer Partei und die Meinung der Bevölkerung darüber wie sie ist, welche 
politischen und ethischen Motive uns bestimmen, besonders nachdrücklich in 
den ersten beiden Jahrzehnten unseres jungen Staates geprägt worden ist. 
Das ist kein Wunder. Wir haben der Bundesrepublik Deutschland ihre erste 
politische Gestalt gegeben, und dies wirft nun ihr Spiegelbild auf uns zurück. 
Ich spreche nicht von der Partei selbst, wohlgemerkt - unsere Partei hat sich 
ihren Möglichkeiten nach schon In Berlin als die ausgesprochen moderne 
Partei unseres Landes erwiesen - , ich spreche von ihrem politischen Profil in 
der Öffentlichkeit. Und dieses Profil ist noch immer das der 50er und 60er 
Jahre, nicht das des Jahrzehnts, das vor uns liegt. Wer an uns denkt, verbindet 
damit zunächst den Gedanken an die Herkunft, weniger den an die Zukunft 
unseres Landes. 

Nun, nachdem das Gerüst sicher erstellt ist, auf dem der Aufbau vollzogen 
wurde, von dem aus der weitere Fortschritt möglich ist, nun scheint es, als er­
warte man von einer Partei nicht mehr so sehr die Bewahrung des Prinzipiellen, 
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sondern Bewährung in der Leistung - und dies nicht nur im Heute, im Gegen­
teil, mehr noch für das Morgen. Das Vertrauen der Bürger auf unsere Zuver­
lässigkeit, auf unser Bekenntnis zu den Werten und Grundsätzen von Persön­
lichkeit und Freiheit, ein Bekenntnis, das uns in die Verantw/ortung trug und uns 
20 Jahre lang und im Grunde genommen bis heute die führende Rolle in die­
sem Land zugewiesen hat, dieses Vertrauen erweist sich jetzt auf eine dialek­
tische Weise fast als Klotz an unserem Bein. Mancher, der sich jahrelang unter 
dem Schirm der CDU sicher wußte, glaubt heute, dieser versperre ihm die Sicht. 
Meine Freunde, ich wiederhole es, dies alles beschreibt weniger die Wirklichkeit 
unserer Partei, sondern mehr das Bild, das von ihr besteht. 

Ich erinnere mich in diesem Zusammenhang noch gut an die Debatten der 
Jahre 1966 und 1967, als es darum ging, ob wir ein Grundsatz- oder ein Aktions­
programm entwerfen sollten, ich habe von Anfang an gegen das Grundsatz-
und für das Aktionsprogramm gesprochen, weil nicht unsere Grundsatztreue 
neu zu betonen war, sondern unsere Leistungsfähigkeit in der Aktion. Die Par­
tei hat sich schließlich diesen Überlegungen angeschlossen. Und damit haben 
wir den ersten Schritt getan, um uns für die 70er Jahre zu rüsten. 

Ich habe darüber etwas ausführlicher gesprochen, weil es heute Mode gewor­
den ist, da und dort auch in unseren Reihen die CDU der ersten beiden Jahr­
zehnte von oben herab zu disqualifizieren, als ob davon für morgen nichts mehr 
zu gebrauchen wäre. 

Meine Freunde, dazu gibt es wahrlich keinen Anlaß. Die CDU hat unserem Staat 
Kräfte zugeführt, sie hat eine politische Integration und eine Liberalisierung 
geleistet, ohne die er nie und nimmer hätte bestehen können; denn die Sozial­
demokraten waren damals alles andere als für die Übernahme der Verantwor­
tung In der Regierung gerüstet. Das Parteienprofil, dessen Umwandlung heute 
unser Problem ist, ist das Profil des Aufstiegs, der Sicherheit und des Wohl­
standes für unser Land. Dieser Staat ist heute das, was er ist, weil wir, die 
Union, nicht für irgendein Utopia, sondern für ihn gearbeitet und gekämpft 
haben. Es mag bei uns schon einen Verschleiß geben, nämlich den, daß wir uns 
für den Staat verausgabt haben, während andere ihre Kräfte wesentlich mehr 
als wir auf eine Strategie der Machtübernahme und auf die Konsolidierung ihrer 
Partei verteilen konnten. 

Meine Freunde, ich habö noch einen weiteren Grund, auf die Geschichte un­
serer Partei hinzuweisen. Wir müssen klar sehen, daß die Frage der Partei­
reform nicht lediglich im kurzfristigen Zusammenhang einer linken Regierungs­
bildung gesehen werden darf. Hier geht es um eine Aufgabe mit langfristigen 
Dimensionen, die eines langen Atehis bedürfen. Eine langfristige Strategie ist 
gefragt, nicht ungeduldiges Hin- und Herrücken. Wer glaubt, eine Partei von 
beträchtlichem Eigenwuchs wie die CDU lasse sich von Erscheinungstermin zu 
Erscheinungstermin eines Wochenmagazins reformieren, der wird bald mit 
hängender Zunge auf der Strecke bleiben. Denn das Ist es, meine Freunde: 

Wir haben glänzende Talente für die kurzen Strecken; wir brauchen auch sie; 
sie wirken anregend. Sorgeh wir aber auch dafür, daß uns die klug disponieren­
den Begabungen, die ihre Kräfte ökonomisch einsetzen, für die langfristigen 
Aufgaben zur Verfügung stehen. 
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Ich komme nun zum Wahlergebnis. 

Meine Freunde, wir haben nicht einen naiven Wahll<ampf um hundert Prozent 
der Stimmen geführt, auch keinen elitären Wahlkampf um eine intellektuell 
sensible Gruppe der Jugend, sondern einen Wahlkampf um jene 51 Prozent, die 
nach sorgfältiger Analyse der Ausgangslage als potentielle Wähler für uns in 
Frage kamen. Diese Zielgruppe haben wir in einem Ausmaß gewonnen, wie es 
im allgemeinen weder in der Partei noch außerhalb der Partei erwartet worden 
ist. Werten Sie es, wie Sie es wollen, das ist angesichts der Voraussetzungen 
ein beachtlicher Erfolg. Und das war unsere einzige Chance. Ich habe wenig 
Verständnis für diejenigen, die respektable 46 Prozent der Partei oder der 
Parteiführung als Fehlleistung ankreiden wollen, weil sie nach den Wahlen 
weitere imaginäre Prozente ausgemacht haben, die auf diese oder jene Weise 
zusätzlich hätten gewonnen werden können. Unser Problem, meine Freunde, ist 
gar nicht das quantitative Abschneiden der Union, das Problem ist die struk­
turelle Unausgewogenheit unserer Wählerschaft und vor allem der Anstieg der 
SPD. Dieser Anstieg der SPD hat sich mit großer Stetigkeit seit 1957 vollzogen. 
Deswegen kann es uns nicht um eine Kopfwäsche nach einer verlorenen Regie­
rungsbildung gehen; auch nicht darum, unsere Grundsätze über Bord zu werfen. 
Nein, wir müssen ein langfristiges Konzept erarbeiten, um die Entwicklungen 
der 70er Jahre in den Griff zu bekommen. Die Analyse des Wahlergebnisses 
bestätigt, daß das Bild unserer Partei zu stark mit der Bundesrepublik der 50er 
und 60er Jahre verknüpft ist. Wir haben unsere Stimmen von jenen Wählern 
bezogen, die sich von den traditionellen l\/lotiven für die Wahl der CDU haben 
bestimmen lassen. Sie haben auch diesmal fast die Hälfte der Wählerschaft aus­
gemacht: aber, meine Freunde, wir sollten uns nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß auch bei einem großen Teil dieser Wähler die traditionellen Motive letztlich 
deswegen den Ausschlag gegeben haben, weil sie den neuen Motiven allein 
noch nicht trauten. Wir müssen eines klar sehen: 

Es sind nicht nur neue Wählergruppen, nicht nur die Jungwähler, es sind wach­
send auch unsere alten Wähler, die von uns ein neues Bild, ein neues Verhalten 
erwarten, weil sie dem Dilemma zwischen ihrem Vertrauen zur CDU und ihrer 
Wahrnehmung der neuen Wirklichkeiten enthoben sein wollen. Bisher war es 
vor allem die Nähe zu den Kirchen, insbesondere zur katholischen Kirche, das 
Vertrauen auf die marktwirtschaftlichen Erfolge und dann auf die politische 
Führungserfahrung der CDU, die in breiten Bevölkerungsschichten als Anstoß 
wirkte, unsere Partei zu wählen. Ich brauche zum Schicksal dieser Motive nicht 
viel zu sagen. Kirchliche Bindungen haben heute weniger Einfluß auf die Wahl­
entscheidung als früher. Das Vertrauen in die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Partei Erhards müssen wir inzwischen mit Professor Schiller eher mehr als 
teilen. Was die Sozialdemokraten in der politischen Führung zu leisten ver­
mögen, daraufhin werden sie das nächste Jahr, vielleicht auch länger, geprüft 
werden. Es wird für uns entscheidend werden, ob wir die neuen Motive, Lei­
stungsfähigkeit und Fortschrittlichkeit auf uns zu beziehen verstehen, ohne 
dabei das Vertrauen in unsere Zuverlässigkeit zu verlieren. Denn wer glaubt, 
wir müßten ab sofort nun alles in der Partei auf Fortschritt, Funktionalität und 
Leistungsfähigkeit umstilisieren, um die Erfolge der letzten 20 Jahre fortsetzen 
zu können, der irrt sich. 
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Allein eine organische Entwicklung, die das Neue mit dem Alten auf eine gerade 
der CDU mögliche Weise verbindet, wird uns weiterhelfen. Auf diesem Wege 
aber, meine Freunde, dem Wege eines realistischen Fortschritts, sind wir seit 
Braunschwelg. 

Als Faustformel für das Wählerpotential der CDU galt bislang: Wer mehr auf 
Sicherheit setzt als auf den Aufbruch zu neuen Ufern, der Ist ein präsumtiver 
Wähler der Union. Diese Formel stimmt nicht mehr: 

Die Zeiten der großen Entweder - Oder, der einfach zu handhabenden Alter­
nativen gehen überhaupt unwiderruflich zu Ende. Wir alle haben das im Wahl­
kampf gespürt. Die groben Geschütze früherer Jahre haben weithin nur noch 
Schrottwert; jetzt sind die Florettfechter gefragt. I^eine Freunde, wer sich auch 
nur ein Jahr zurückerinnert an unseren Berliner Parteitag, der weiß, welche 
Sachkenntnis die Union zu mobilisieren vermag; der weiß auch, daß diese neue 
Entwicklung für die CDU eine große Chance anbietet. Wir müssen sie nur 
ergreifen. 

Mit Sicherheit Im herkömmlichen Verständnis geht es in Zukunft nicht mehr. 
Sicherheit wird heute mehr und mehr als dynamische Größe gewertet. Neue Ent­
wicklungen zu ignorieren, sich gegen Reformen zu wenden, weil sie tief greifen 
und überkommene Ordnungen kräftig verändern, wird weitgehend nicht mehr 
als Garantie für Stabilität begrüßt; man fürchtet eher, man werde die Zukunft 
versäumen. Das alles ist noch in Bewegung und hat sich in der vergangenen 
Wahl erst in bestimmten Bereichen ausgewirkt. Doch die Spitzen dieser Ent­
wicklung haben bereits die Substanz unserer Anhängerschaft erreicht. Die Be­
amten, Angestellten und Selbständigen in Handel, Verwaltung und Dienst­
leistung, zusammengenommen also die urbanen IVlittelschichten sowie die 
jungen, berufstätigen Frauen beginnen an uns zu zweifeln. Das sind jene Grup­
pen, die als erste in die zunehmende IVIobilität unserer Gesellschaft mitein­
bezogen wurden. Sich einmal in seiner Jugend einzurichten, um sich dann in 
aller Ruhe Jahresring um Jahresring zuwachsen zu lassen, das widerspricht 
ihren neuen Erfahrungen und ihrer neuen Mentalität. Das statische Prestige von 
Rang, Namen und Stellung ist für sie bedeutungslos geworden. An seine Stelle 

. sind Leistungsfähigkeit und Leistung getreten. Erfolg beruht für diese Gruppe 
auf der Veränderung und Sicherheit auf dem Erfolg. 

Dieses neue Selbstgefühl, diese neue Weltsicht wird die urbanen Mittelschichten 
zunehmend erfassen. Wir können davon ausgehen, daß sie nur die Vorhut einer 
neuen Lebenserfahrung bilden, die in Zukunft ganze Generationen prägen wird. 
Die Gesinnungsautorität der Vergangenheit wird allmählich durch eine Autorität 
überlagert bzw. abgelöst, die sich mehr durch Leistung ausweist. Meine 
Freunde, wir müssen und wir werden diesen Weg nicht nur mitgehen; wir müs­
sen vorangehen. Wir haben unserem Volk nach dem Kriege die neuen Wege 
gewiesen, wir müssen es heute wieder tun in einer kräftig veränderten Land­
schaft. Aber - keine Mißverständnisse: 

Wir bleiben dafür nach wie vor in der Pflicht unserer christlichen Verantwortung. 
Die Welt ist uns nicht nur in ihrer Eigengesetzlichkeit, sondern auch in ihrer 
Geschichtlichkeit aufgegeben. Wir haben den Fortschritt nicht nur anzunehmen, 
wir müssen ihn fördern. Es ist ein kräftiger Irrtum, zu glauben, christliche Politik 
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sei ein Hängen an dem, was gestern war. Nein, christliche Politik ist gerade das 
Gestallen von Gegenwart und 2ul<unft aus dem, was immer gilt. 

Der jungen Generation sagt nicht viel, was die Union als Gesinnungspartei 
geleistet hat. Sie wittert nur, daß für die Zukunft in erster Linie die Leistung 
gefordert wird. Es ist sicher nicht so, daß sich diese Generation von uns abge­
wandt hätte. Aber sie empfindet das Widersprüchliche an unserer Partei inten­
siver und ungeduldiger; das Widersprüchliche, das sichtbar wird, wo immer sich 
bei uns das Traditionelle einer großen Vergangenheit mit den Forderungen von 
Gegenwart und Zukunft konfrontiert sieht. Die Junge Union und der RCDS 
haben sich seit Jahren kritisch mit der Union befaßt. Es war sicher falsch, daß 
wir das immer wieder mehr als eine unliebsame „Störung" angesehen haben, 
auch wenn diese Kritik teilweise wenig artikuliert und deswegen unnötig 
aggressiv vorgetragen wurde. Um unsere junge Generation werden wir die 
nächsten Jahre besonders ringen müssen; das kann nicht nur eine Aufgabe der 
Jungen Union und des RCDS sein, das muß von der ganzen Partei als erst­
rangige Aufgabe begriffen werden. Und dafür ist sicher entscheidend, welches 
Bild sich die Jugend von uns macht. 

Wir wissen aus Untersuchungen der letzten Jahre, daß die Jugend alles andere 
als eine geschlossene Gruppe ist. 

Es hat sich auch immer wieder und fast bis zum ÜberdrülJ die Formel bestätigt, 
daß das Bild von einer unruhigen Generation durch kleine aktive Gruppen be­
stimmt wurde. Aber der nachwachsenden Generation ist doch mindestens das 
eine gemeinsam, daß sie alles bevorzugt, was neu und zukunftsträchtig klingt. 
Und dabei geben die aktiven Minderheiten den Ton an. Was sie akzeptieren, 
wird zumindest diskutiert, was sie ablehnen, verfällt leicht dem allgemeinen 
Verdikt der Jugendlichen. Jugend und Jugendlichkeit ist von manchen Politikern 
als dekoratives Element erkannt worden. Unser Versuch, die Zustimmung der 
Jugend zu finden, muß ehrlich sein. Ich bin überzeugt, daß diese Jugend nicht 
auf modische Weise verführt werden will, ja, ich glaube, daß sie im Grund auf 
der Suche ist nach einer Autorität, die sie anerkennen kann. 

Nur wenige Jugendliche und noch längst nicht alle in den aktiven Gruppen sind 
intellektuell geschult und empfindsam. Aber die Intellektuellen und ihre Wertun­
gen bilden doch eine Art Leitwährung für die beweglichen Teile unserer Gesell­
schaft. Unser Verhältnis zum Geist, besonders in der Ausprägung der Intellek­
tuellen, ist insofern ein Schlüsselproblem für manches, was sich uns auf direkte 
Weise kaum neu öffnen wird. Es ist immer leicht, die Schuld für ein mißratenes 
Verhältnis der anderen Seite zuzuschieben, Blechtrommler verführen dazu, und 
manche Zumutung aus der intellektuellen Sphäre drängt sich als Vorwand auf. 
Ich meine, es ist an der Zeit, daß wir zuerst uns selbst fragen, was wir dazu bei­
getragen haben, daß sich dieser moderne Geist uns und auch diesem Staat 
weithin versagt. Kunst und Kultur werden in unserem Lande gefördert wie kaum 
irgendwo. Wir haben der künstlerischen Entfaltung einen Freiheitsraum ohne­
gleichen geöffnet. Aber das alles hat den Graben nicht zuschütten können, der 
bald nach dem Kriege auf einmal sichtbar wurde. Hier müssen wir Wandel 
schaffen. Die Fronten müssen im Innern abgebaut werden. Wir müssen bereit 
sein, die Risiken der modernen geistigen Existenz zunächst menschlich mitzu-
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erleben und dann politisch mitbedenken. Vielleicht wird uns dann eine Ver­
ständigung mit den Intellektuellen möglich, vielleicht auch nur einiges mehr an 
gegenseitigem Sich-verstehen und Sich-respektieren. Aber auch das wäre schon 
einiges. 

Auch mit der Presse haben wir es uns zu leicht gemacht. Ich lese täglich viele 
Zeitungen und komme auch ab und zu zum Fernsehen. Ich weiß, daß die CDU 
im Wahlkampf und schon zuvor oft einseitig negativ behandelt worden ist; Ich 
weiß auch, daß wir uns diesmal mehr als je gegen die veröffentlichte IVIeinung 
durchsetzen mußten. Aber was nützt es eigentlich, nach allen Seiten hin gegen 
Presse und Rundfunk auszuschlagen? Wir werden weder die Presse, noch den 
Rundfunk, noch das Fernsehen zu uns heranprügeln; die Kluft wird dadurch nur 
größer. Wir müssen alles wieder einmal nüchtern bedenken: Presse und Rund­
funk haben eine kritische Funktion; ohne sie ist Demokratie nicht möglich. Und 
es versteht sich eigentlich von selbst, daß sich diese kritische Funktion mehr auf 
die konzentriert, die an der Macht sind - wir haben das 20 Jahre lang er­
fahren - , als auf jene, die um sie kämpfen. Ich bin überzeugt, daß das auch in 
Zukunft gilt, daß nunmehr nicht etwa in Deutschland die Hofberichterstattung 
ausbricht. IVIeine Freunde, Publizisten müssen nicht unbedingt inteiiektueiie 
sein; aber sie sind ihnen im allgemeinen mit Sympathien und vom Beruf her 
verbunden. Auch das müssen wir mitbedenken, ich sage das alles nur des­
wegen, weil, wo von Reformen die Rede sein soll, in erster Linie davon ge­
sprochen werden muß, was wir ändern, was wir verbessern, was wir reformieren 
können. Wir müssen uns mehr Zeit für die Presse nehmen. Wir müssen diese 
Presse nicht nur mehr informieren; wir müssen mehr mit den Journalisten reden 
und auch mehr darauf hören, was sie sagen. Denn die Journalisten haben nun 
einmal ein gutes Organ für die Entwicklung der IVIeinungen im Volk, und sie 
haben auch einen beachtlichen Sachverstand. Und beides ist nützlich. Sagen wir 
es offen: hier sind die Sozialdemokraten einfach geschickter und fleißiger 
gewesen als wir. 

Im übrigen würde manches, was uns ärgert, nicht in der Presse stehen, wenn 
es von uns nicht gesagt würde; ich meine jene häufig nicht qualifizierbaren 
Bemerkungen über Kollegen, denen wir in gemeinsamer Verantwortung ver­
bunden sein sollten. Die Presse kann uns nicht solidarischer darstellen, als wir 
sind. Tun wir zunächst einmal das Unsrige; ich bin überzeugt, daß wir dann 
auch ein bereitwilliges Echo bekommen werden. 

Meine Freunde, ich habe heute schon mehrfach auf das Berliner Programm 
verwiesen. Viele von Ihnen sind vor einem Jahr dabei gewesen; Sie werden sich 
erinnern, mit welchem neuen Selbstbewußtsein und mit welchem Gefühl, auf 
dem richtigen Wege zu sein, wir damals auseinander gingen. Die „Frankfurter 
Allgemeine" hat von einer Sternstunde der Demokratie gesprochen, und Franz 
Amrehn sagte in seinem Schlußwort, dieser Parteitag sei sich in seinen Bera­
tungen der politischen und geistigen Kraft seiner Delegierten und Mitglieder 
neu bewußt geworden; aus diesem Bewußtsein seiner Kraft habe er sich auch 
seine Ziele neu gesetzt. Aber ich habe die Stimmen auch noch im Ohr, die von 
diesem Weg zunächst nichts erwarteten, die gewarnt haben, weil sie der Partei 
in der Basis - fast möchte ich sagen traditionell - wenig zutrauten. Wir haben 
bei der Vorbereitung des Berliner Programms, bei seiner Beratung in den Kreis-
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verbänden und dann in Berlin erfatiren, daß unsere Partei im ganzen auf dem 
Wege ist weg von dem Bild, das noch immer von ihr entworfen wird. Diesen 
Weg müssen wir weitergehen, dann wird sich auch das Bild ändern, das heute 
immer wieder in der öffentlichi<eit herumgeistert und das ja auch heute noch 
eine Seite unserer Wirl<lichkeit widerspiegelt. Was unter diesem neuen Weg zu 
verstehen ist, das habe ich schon in Berlin gesagt, das gilt auch heute noch: 
In Zukunft muß bei uns die Basis der Partei ihr Wort kräftiger zu Gehör brin­
gen. Wir müssen systematisch alles aufgreifen, was im Volk an Problemen auf­
bricht. Die Union muß porös sein für die Sorgen der Bevölkerung. Führung, die 
anerkannt sein will, Führung, die es auf Entscheidung ankommen lassen will, 
muß vom Vertrauen getragen sein, und dafür müssen wir neue Modelle der 
Bewährung schaffen. Die Partei muß zur ständigen Diskussion politischer The­
men aufgerufen werden. Was ich heute mit allem Freimut über die Chancen 
und Probleme unserer Partei gesagt habe, das stand uns allen - mehr oder 
weniger bewußt - schon vor Augen, als wir uns daran machten, dieses Berliner 
Programm vorzubereiten. Meine Freunde, mit diesem Programm ist die Partei 
tiefgreifender durchlüftet worden als je zuvor. 

Der Berliner Parteitag war noch kein Bestandteil des Wahlkampfes, er sollte 
aber helfen, der Öffentlichkeit die Union der Zukunft zu präsentieren. 

Der Plan war dann, und so war es in Berlin auch ausgesprochen worden, mit 
einer Mitgliederwerbeaktion die Bewegung, die in die Partei gekommen war, bis 
in den Wahlkampf hinein lebendig und sichtbar zu halten; denn so, wie wir nach 
Berlin dastanden, hätten wir sicher auch die Jugend und die mobilen Gesell­
schaftsschichten besser ansprechen können. Vielleicht war die Partei mit diesem 
Plan tatsächlich überfordert. Wir alle sind ja nicht nur Parteimitglieder; wir 
haben tagtäglich auch noch anderes zu tun. Jedenfalls ist diese Mitglieder­
werbeaktion in mehreren Landesverbänden überhaupt nicht ernsthaft und ohne 
besonderen Schwung angefaßt worden. Wir haben heute zwar 14 000 neue Mit­
glieder mehr, aber der eigentlich geplante Effekt, das Durchtragen des Berliner 
Elans bis zum Wahlkampf wurde nicht erreicht. Meine Freunde, dies ist ein 
Punkt, an dem die Frage nach der Reform zur Frage nach der Leistungsfähigkeit 
und Leistungswilligkeit wird. Ich sage Ihnen auch das; Es ist leicht, Reformen 
zu fordern und die Arbeit von anderen zu erwarten. In diesem Wahlkampf ist 
hart gearbeitet worden. Ich möchte an dieser Stelle denen, die weder Mühe 
noch Zeit noch Opfer gescheut haben, um unserer Sache zum Sieg zu ver­
helfen, herzlich danken. Und hier möchte ich und muß ich einem unserer 
Freunde einen besonderen Dank aussprechen, der in der Vorbereitung und In 
der Durchführung des Wahlkampfes für die Öffentlichkeit wenig sichtbar ein 
Übermaß an Arbeit geleistet hat - unserem Bundesgeschäftsführer Konrad 
Kraske. 

Aber, meine Freunde, der Wahlkampf hat gelegentlich auch Lücken und Schwä­
chen gezeigt, über die wir hier im einzelnen nicht zu sprechen brauchen. Aber 
diese Lücken zu schließen und die Schwächen zu beseitigen, gehört auch zur 
gebotenen Reform. Wir werden unsere Wahlanalyse allen Kreisverbänden zu­
stellen; sie muß in jedem Kreisverband kritisch diskutiert und nach den örtlichen 
Erfahrungen ergänzt werden. Dazu gehört dann auch, daß wir von jedem Kreis­
verband erfahren, welche Fehler, Lücken und Schwächen der Wahlkampf offen-
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bar gemacht hat. Die Last dieses Wahikamptes lag auf den Schultern vöti 2ü 
wenigen, die dann bis an die Grenzen ihrer Kraft strapaziert wurden. Meine 
Freunde, wer bei uns Mitglied ist, der muß auch mit anpaci<en wollen; denn 
sonst wären die Karteileichen der früheren Jahre, die wir endlich abgeschafft 
haben, nur durch Kontoleichen von heute abgelöst worden. 

Sichtbarer Ausdruck der Wandlungen, die in unserer Partei begonnen haben, 
sind die Parteitage. Viele unter Ihnen werden sich mit mir daran erinnern, wie 
es früher einmal zuging: Zwei Tage lang wurden Reden gehalten, von allen, 
die glaubten, von Amts wegen ein Anrecht darauf zu haben. Es gab geradezu 
so etwas wie einen Sprechadel in unserer Partei, während die gewöhnlichen 
Delegierten das oberste Zuhörergremium der CDU bildeten. Diese Gestaltung 
der Parteitage entsprach damals durchaus dem, wie die CDU sich selbst sah 
und wollte. Sie war der Kanzlerpartei jener Jahre angemessen. Das hat sich 
nun langsam geändert. Braunschweig brachte dann die Wendung, die keines­
wegs allen paßte. Berlin aber, mit dem hohen Niveau der Debatten und der 
sachlichen Leidenschaft seines Stils, hat diese Wandlung vom Rede-Parteitag 
zum Diskussions-Parteitag endgültig durchgesetzt. 

Meine Freunde, die CDU war schon in der Großen Koalition keine Kanzier-
partel mehr wie unter Adenauer. Bundeskanzler Kiesinger hat in Berlin darauf 
schon hingewiesen, daß es ihm als Kanzler der Großen Koalition nicht mehr 
möglich sei, genau so wie Konrad Adenauer an der Spitze der Union laufend 
große Schlachten zu schlagen. Die Lage war anders und das Klima war anders, 
im Lande und in der Partei. Ich halte diese Entwicklung für gut. Wir wollen das 
sein, als was wir uns zum erstenmal in Berlin vorgestellt haben, die Partei der 
Mitglieder. 

Die Politik der Union darf in Zukunft nicht mehr ohne die Mitglieder und ohne 
ihre Repräsentanten gemacht werden - sozusagen über ihre Köpfe hinweg. 
Meine Freunde, jahrelang wurde die Politik der Partei im Bundeskanzleramt 
und dann noch in der Fraktion konzipiert und auch entschieden. Präsidium und 
Vorstand waren daran im aligemeinen wenig beteiligt. Wenn man heute rück­
blickend die Protokolle der Vorstands- und Präsidiumssitzungen durchblättert, 
dann kann man nur feststellen, daß sich von den Problemen, Sorgen und Nöten 
der Zeit nur widerspiegelt, daß die Entscheidungen im nachhinein bestätigt 
wurden. Die Partei war lange Zeit nicht der Ort, an dem um die politischen 
Lösungen gerungen wurde; sie hatte lediglich, was entschieden war, sozusagen 
zu ratifizieren und in der Öffentlichkeit zu vertreten. Ich kann das so offen 
sagen, weil ich weiß, daß alle, die in Parteiführungsgremien sitzen, seit langem 
ähnlich denken und empfinden. Es wird Zeit, daß die Partei vom Kopf auf die 
Füße gestellt wird. 

Sie muß sich endlich daran gewöhnen, eigene politische Handlungsstrategien 
zu entwickeln und sich langfristig nach ihnen zu richten. Parteiarbeit, das hat 
uns Wehner vorexerziert, muß in Jahrzehnten rechnen können, muß über lange 
Strecken hinweg unbeirrbar an einem Konzept festhalten, auch wenn es zwi­
schendurch einmal nicht bequem sein sollte oder zu Rückschlägen führt. Unser 
Weg Ist der des Berliner Programms, genauer der Weg seiner ständigen Er-
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neuerung durch die ganze Partei und die Erneuerung der Partei durch ihre 
unablässige Beteiligung an Entscheidungen und Sachdisl<:usslonen. 

Um unser Konzept zu l<onl<retisieren, müssen wir zweierlei wissen: einmal, 
welche Entwicklung die politische Einstellung der Bevölkerung nehmen wird. 
Wir müssen ständig fragen, welches Gewicht das sehr tief motivierte Sicher­
heitsbedürfnis behalten wird und wohin die Erwartungen auf den Fortschritt 
zielen. Das heißt, wir müssen wissen, wie wir mit einem Konzept des realisti­
schen Fortschritts, wie ich es einmal nennen möchte, das Bild der Zuverlässig­
keit erhalten und das des Fortschritts dazugewinnen. Wo liegen die Möglich­
keiten für die Entwicklung unseres Parteiprofiis? Das Ist Frage Nummer eins. 
Die zweite Frage wäre, ob wir tatsächlich auf ein Zweiparteiensystem hin­
steuern, wie es das Wahlergebnis nahegelegt oder ob wir auch in Zukunft in 
einem Mehrparteienfeld arbeiten müssen. Je nachdem, wie die Antwort lautet, 
wird unsere Strategie und Taktik verschieden bestimmt werden müssen. 

Zunächst müssen wir jedenfalls zwei Ziele im Auge behalten. Kurzfristig geht 
es darum, die derzeitige Bonner Koalition durch eine Regierung abzulösen, 
die eine zuverlässige parlamentarische Mehrheit hat. Diese Aufgabe müssen 
wir nicht ausschließlich, aber in erster Linie der Bundestagsfraktion überlassen, 
und ich meine, sie liegt dort bei Rainer Barzel in den besten Händen. Das 
andere Ziel aber Ist es, unserer Partei eine Mehrheit der öffentlichen Meinung 
und der Wählerschaft zu sichern. Das muß über die Landtagswahlen des näch­
sten Jahres sichtbar gemacht werden. Das können wir nur in gemeinsamer 
Arbeit erreichen, in einer Gemeinsamkeit allerdings, die ebenfalls auch neue 
Maßstäbe erfordert; dazu wird immer gehören, mehr Solidarität und mehr 
Loyalität. Das setzt auch voraus, daß man die Partei nicht als Sprungbrett 
betrachtet, das man mit den Füßen treten muß, um hochzukommen, das setzt 
voraus, daß wir unsere Partei als unser notwendiges politisches Medium sehen, 
in das wir eingebettet bleiben müssen. 

Wir sollten uns nicht selbst in alle möglichen Funktionen auseinanderdividieren, 
nicht in soziale, nicht In wirtschaftliche und nicht In kritische - nicht in solche, 
die kritisieren und solche, die kritisiert werden. Es gibt keine vernünftige Ge­
sellschafts- und Sozialpolitik ohne wirtschaftspolitischen Verstand, und es gibt 
keine vernünftige Wirtschaftspolitik ohne soziales Gewissen. Und es gibt auch 
keine vernünftige Kritik, die immer nur die anderen meint. 

Meine Freunde, auch der Apparat der Partei muß neu organisiert, ergänzt und 
gestrafft werden. Das wird für diese und jene Institution auch bedeuten, daß sie 
ihr Eigenleben auf konstruktive Weise in den Kontext der Partei einordnen muß. 
Es geht nicht länger, daß der eine Flügel „hü" ruft, wenn der andere „hott" 
gesagt hat. Ich will Ihnen meine Meinung ganz offen sagen: gehobene Image­
qualitäten für eine Partei sind ohne eine gewisse Disziplin nicht zu erwerben. 
Ein solcher Satz mag in den Ohren mancher Leute nichl: nach Reform klingen; 
aber ich versichere Ihnen: für unsere Partei gehört auch das zur Reform. 

Die nächste politische Aufgabe wird es sein, fortlaufend ein Aiternativkonzept 
zu den Plänen der Regierung Brandt-Scheel zu entwickeln. Wir können uns 
dabei weitgehend auf das Wahlprogramm stützen, das das sachliche Rückgrat 
unseres Wahlkampfes bildete. Es ist in Millionenauflage verteilt und durch 
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unsere Redner vorgetragen worden. Schon deshalb können wir uns jetzt mit 
Aussicht auf Erfolg darauf stützen. Die politische Konzeption, die wir jetzt 
laufend dem linken Regierungsbündnis entgegenstellen müssen, muß aller­
dings, zumindest in den entscheidenden Punkten, auf der Grundlage unserer 
Programme in der Diskussion der Partei ausgeformt werden. Das ist eine 
Arbeit, die wir laufend zu leisten haben. Aber diese Arbeit wird von unserer 
Partei eben nicht nur etwas verlangen, sie wird unsere Partei auch im Sinne 
jenes notwendigen ständigen Reformierens weiter gestalten. Ich sage noch 
einmal: 

Reformieren heißt immer auch und in erster Linie arbeiten. 

Wir dürfen dann, wenn wir uns an unsere Planungen machen, auf keinen Fall 
vergessen, daß wir nicht eine Reglerungspartei im Wartestand sind, sondern 
die leibhaftige Opposition. 

Insofern bleiben alle Reformkonzepte lediglich gut gemeint, die unsere der­
zeitige Rolle nur als mißliche Episode ansehen. Wir müssen unser Sachpro­
gramm präsentieren, wenn wir das Erscheinungsbild unserer Partei neu struk­
turieren wollen. Aber täuschen wir uns nicht, es ist nicht mehr, oder jedenfalls 
nicht mehr in erster Linie unsere Sache, die bundesstaatliche Ordnung zu 
ändern, Verwaltungsreform zu betreiben oder der Wirtschaftspolitik Ihre Ge­
stalt zu geben. Wir würden die Ohnmacht unserer Kräfte geradezu heraufbe­
schwören, wenn wir das nicht berücksichtigten. Die Erfahrungen von Opposi­
tionsparteien bei uns und In anderen Ländern liegen uns als Studienmaterial 
vor. Sie deuten zumindest folgende Regeln an: 

1. Die Regierung setzt die Daten und bestimmt weitgehend die Themen; die 
sachliche Entwicklung der Opposition hängt damit auch von der Regierung 
ab, also, um es unverschlüsselt zu sagen: unsere Entwicklung auch von 
jener der SPD, sicher so stark wie umgekehrt. 

2. Oppositionspartelen sind in der Regel gezwungen, sich in den großen Ent­
scheidungsvorgängen langfristig den Regierungsparteien anzupassen. Die 
Regierung besitzt offensichtlich a priori eine größere Glaubwürdigkeit als 
die Opposition. Das beschränkt den Radius unserer Aktionen oder jeden­
falls deren Erfolg. Aber da gibt es natürlich auch Grenzen, die nicht über­
schritten werden können. 

3. Die Bundeskanzler haben sich bislang immer an die Spitze der Popularltäts^ 
Skala gesetzt und ihre oppositionellen Gegenspieler übertrumpfen können. 
Ob das auch Brandt gelingt, nun, wir werden sehen. 

4. Eine Opposition, die auf jede Wählerstimme angewiesen Ist, kann weniger 
sachliche und personelle Experimente unternehmen als eine Regierungs­
partei. 

Wir werden sehen müssen, ob es uns gelingt, die eine oder andere dieser 
Erfahrungsregeln außer Kraft zu setzen. Aber wir sind gut beraten, wenn wir 
sie zunächst einmal in unsere Kalkulation miteinbeziehen. Wir laufen sonst 
Gefahr, eine Strategie zu machen, ohne das Terrain zu berücksichtigen. Eine 
Weile kann die Partei noch von ihren Reglerungserfahrungen zehren und die 
Regierung gelegentlich auch ihre Rücklichter sehen lassen, wie es unserer 
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Fraktion im Bundestag jetzt schon mehrfach gelungen ist. Auf lange Sicht 
dürfte der Regierungsapparat jedoch seine Routine ausspielen können. Aber 
das braucht uns nicht zu schrecken, wenn wir wirklich die Rolle der Opposition 
ernst nehmen, solange sie uns zufällt, und uns nicht als Regierung ohne 
Ministerien versuchen. 

Meine Freunde, eine Aufgabe, der wir erneut verstärkte Aufmerksamkeit 
widmen müssen, Ist die Kommunalpolitik. Ich gratuliere unseren Freunden in 
Nordrhein-Westfaien zu dem Ergebnis, das sie unter schwierigen Bedingungen 
und bei einer geringen Wahlbeteiligung erzielen konnten. Ich gratuliere 
unserem Freund Lenz, dem Vorsitzenden des Landespräsidiums von Nordrhein-
Westfaien, zu diesem seinem Erfolg. Und ich gratuliere dann noch einem, weil 
er seit Jahren beispielhaft und mit beispielhaftem Erfolg gezeigt hat, wie 
moderne Kommunalpolitik aussehen muß - Ich meine unseren Freund Rinsche, 
den Oberbürgermeister von Hamm. Wir werden dafür sorgen, daß die Arbelt, 
die In Hamm und anderswo geleistet wurde, als Modell zur Anregung den 
anderen Kommunalfraktionen bekannt gemacht wird. Darüber hinaus werden 
wir ein Kommunalpoiitisches Institut schaffen, das unseren Kommunalfraktio­
nen beratend und für die Biidungsarbeit zur Verfügung stehen soll. 

Meine Freunde, wenn wir die Basis In den Städten nicht zurückgewinnen, wird 
uns der Erfolg In den Ländern und Im Bund auf die Dauer nicht treu bleiben 
können. Wir müssen vor allem unser kommunalpolitisches Wollen auf die 
konkreten Situationen hin laufend In konkreten Vorschlägen und Plänen ver­
deutlichen. Dabei steilen uns die Großstädte und die Mittelstädte, die Klein­
städte und das Dorf je Ihre eigenen Probleme, durch die sich wie ein roter 
Faden die Urbanisierung der menschlichen Lebensweise zieht. Wir müssen 
auch unsere biidungspolitische Diskussion fortsetzen. Aber diese Diskussion 
verfehlt natürlich Ihren letzten Sinn, wenn wir uns zwar wie bisher nach monate­
langer Arbelt auf ein Programm einigen und unsere Freunde In den einen 
Ländern danach durch die Presse erfahren, welch neue Wege unsere Freunde 
in anderen Ländern zu gehen gedenken. 

Und ein Letztes: Vieles, was getan werden muß, läuft unter dem Stichwort 
„Reform". Ob man das so oder anders nennt, ist nicht wichtig. Entscheidend ist, 
daß gearbeitet wird. Entscheidend ist die Mobilmachung der Union im ganzen, 
und da Ist jeder von uns gefordert. 

Präsident Dr. Kohl: Meine Damen und Herren, ich darf unserem Freund Bruno 
Heck, unserem Generalsekretär, für diesen sehr intensiven Bericht und diese 
Ansprache an uns alle sehr herzlich auch In ihrem Namen danken. Ich ver­
binde auch hier noch einmal mit diesem Wort des Dankes unseren Dank dafür, 
daß Bruno Heck in dieser zurückliegenden Zeit dies in der CDU so unge­
wöhnlich schwierige Amt des Generalsekretärs mit Bravour getragen hat. Er 
hat unserer Partei heute hier in der ihm eigenen nüchternen und manchmal 
hart zupackenden Art einen Spiegel vorgehalten, und es wird an uns liegen, 
heute auf diesem Parteitag, auf dem Parteitag, den unser Freund Kiesinger 
ankündigte als Fortsetzung des Berliner Parteitages im Jahre 1970, und in der 
praktischen Arbelt draußen Im Lande das zu realisieren, was hier angekündigt 
wurde. Es genügt nicht für die Partei, daß der Generalsekretär hier sehr 
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präzise Schwächen und Stärken aufweist und nachweist. Es liegt an jedem von 
uns, und jeder von uns ist an seinem Platz dafür mitverantwortlich, daß 
wir das, was zu verbessern ist, auch tatsächlich verbessern. Jedenfalls noch 
einmal, lieber Bruno Heck, sehr, sehr herzlichen Dank. 

Meine Damen und Herren, ich rufe damit auf Punkt 10 der Tagesordnung. Wir 
eröffnen die Aussprache. Wir wir heute früh bereits festgelegt haben, werden 
wir pünktlich um 13.00 Uhr zwischen 13.00 und 15.00 Uhr in die Mittagspause 
eintreten. Die Mittagspause wird ebenfalls pünktlich um 15.00 Uhr beendet sein 
und die Aussprache fortgesetzt. Es haben sich jetzt etwa über 20 Diskussions­
teilnehmer bereits gemeldet. Ich glaube, angesichts der Breite der Themen Ist 
es nahezu nicht möglich, hier nach einzelnen Themen die Debatte zu lenken, 
da die Dinge häufig Ineinander übergreifen. Ich schlage vor, daß wir jetzt die 
Debatte eröffnen und daß wir auch nicht zu Beginn der Debatte bereits eine 
Redezeitbegrenzung verhängen, die ja nach unserer Geschäftsordnung möglich 
Ist, sondern daß wir an jeden Diskussionsteilnehmer den herzlichen Appell 
richten, daß er seinen Beitrag durch ein konzentriertes Vortragen seines 
Wollens strafft, damit diese Debatte möglichst lebendig ist. Zu einer lebendigen 
Debatte gehört, daß hier einer spricht und daß möglichst viele im Saal zu­
hören. 

Deswegen schlage ich vor, meine Damen und Herren, trotz der Schwierigkeiten, 
die dieser Saal akustisch bietet - und es ist nicht ein Problem unserer Freunde 
aus der Geschäftsstelle, daß diese Frage nicht so bewältigt werden konnte, 
wie es in allen Teilen des Saales befriedigend sein müßte. Es ist eine Frage 
der Akustik dieses Saales - deswegen schlage ich vor, daß Sie hier In der 
Tat zuhören. Diejenigen, die unbedingt glauben, daß es vor dem Wahlgang 
morgen noch wichtig ist, dies oder jenes Gespräch zu führen, diese oder jene 
Absprache zu treffen, haben eine gute Gelegenheit außerhalb dieses Saales 
in den vielen Gängen dieses Hauses diese Absprachen zu treffen. Ob es viel 
nützt, Ist ohnedies eine Frage. Meine Damen und Herren, deswegen mein herz­
licher Wunsch, daß wir konzentriert diskutieren und daß Sie es dem Präsidium 
heute mittag und morgen hier leicht machen. 

Ich rufe jetzt auf, unseren Freund Dr. Manfred Schäfer vom Landesverband 
Saar, dann den Bundesvorsitzenden der Jungen Union Herrn Echternach, 
Landesverband Hamburg, dann unseren Freund Ministerpräsident Fllbinger, 
Landesverband Südbaden. In dieser Reihenfolge wollen wir die Debatte er­
öffnen. Herr Schäfer, Sie haben das Wort. 

Dr. Schäfer: Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich wollte mir im 
Zusammenhang mit den Ausführungen, die die beiden Vorredner so her­
vorragend gemacht haben, einige Anmerkungen zur Wirtschaftspolitik gestat­
ten. Zwar bieten diese Ausführungen keinen unmittelbaren Einstieg in dieses 
Thema und ich würde meinen, es war damit so ähnlich, wie mit der Politik 
in den letzten Monaten, daß nämlich die Wirtschaftspolitik etwas zu kurz ge­
kommen Ist. Eine Partei, die 20 Jahre von Ihrer Wirtschaftspolitik gelebt hat, 
sollte nicht in den Fehler verfallen, weiter nur von dieser Substanz leben zu 
wollen. Die wirtschaftspolitische Entwicklung, meine Damen und Herren, ver­
trägt keine Entwicklungspause. Das hat der letzte Wahlkampf, glaube Ich, 
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deutlich gemacht. Man muß damit rechnen, daß die Bevölkerung diesen 
Fragen von Tag zu Tag aufgeklärter, von Tag zu Tag wißbegieriger und von 
Tag zu Tag Interessierter ist. Nun Ist es nicht meine Absicht, in die Vergangen­
heit einzusteigen und etwa die letzten Monate kritisch auf die Maßnahmen und 
Vorschläge zur Wirtschaftspolitik zu untersuchen, aber ich meine, die CDU 
brauchte einige wirtschaftspolitische Impulse. 

Wir sollten dabei ganz klar aussprechen, was die wirtschaftspolitische Aktivität 
in den letzten beiden Jahren sehr gehemmt hat. Wir sollten auch klarstellen, 
daß inzwischen die Zeit der Profiineurosen vorüber ist. Ich würde meinen, 
Profil sei wieder gefragt. Gott sei Dank, kann man dazu eigentlich nur sagen. 
Meine Damen und Herren, das gibt endlich Raum für wirtschaftspolltische Vor­
stellungen. Sie müssen nicht unbedingt aus der Vergangenheit abgeleitet sein. 
Aber lassen Sie mich djeses Thema Vergangenheit mit einer einzigen Bitte ab­
tun, mit der Bitte an unseren Vorsitzenden: Verehrter Herr Bundeskanzler 
Klesinger, spätestens, wenn Sie Ihre nächste Amtszeit als Bundeskanzler 
antreten, streichen Sie bitte aus Ihren Vorstellungen, ihren Programmen alle 
Sätze, die mit folgenden Worten anfangen: Solange Ich Bundeskanzler dieser 
Regierung bin . . . Sie haben es nicht nur sich selbst, sondern allen schwer­
gemacht, die Ihre Auffassung zu verteidigen versucht haben. Nicht alles, was 
in Zusammenhang mit diesen Ausführungen steht, will ich hier kritisieren, 
obwohl wir gelegentlich sachlich anderer Meinung waren. Ich weiß, daß dafür 
gute ehrenwerte Motive maßgebend waren. Aber nun zur Gegenwart bzw. zur 
Zukunft, darf ich das mit einigen organisatorischen Bemerkungen einleiten. 

Dieser Wahlkampf, seine Vorbereitung, seine Durchführung und das, was wir 
zur Zelt noch erleben, macht deutlich, daß die CDU offenbar kein Geschick 
dafür hat oder jedenfalls hatte, das In ihren eigenen Organisationen, In ihren 

. Ausschüssen, in ihren Vereinigungen vorhandene wirtschaftspolltische und 
wenn Sie wollen auch politische Potential auszuschöpfen und aus der CDU 
zu übernehmen, was sie der Führung anbietet. 

Meine Damen und Herren, Insbesondere die Damen und Herren des künftigen 
Präsidiums: in der CDU gibt es auch heute noch Leute, Mitglieder, Freunde, die 
am Wochenende, einen Samstag und einen Sonntag, Irgendwo In der Bundes­
republik verbringen, um Grundsatzdiskussionen um ein Parteiprogramm zu 
führen, um Formulierungsvorschiäge zu machen, um Zukunftsperspektiven zu 
erörtern, um Ratschläge zu geben, um Vermerke zu verfassen. Meine Damen 
und Herren, daß diese Organisationen und Ausschüsse im wesentlichen bisher 
von der initiative ihrer Vorstände gelebt haben, finde ich nicht so ganz In 
Ordnung. Und wenn Sie dann erleben mußten, daß es wirklich einmal um eine 
schwerwiegende Frage ging, und wenn Sie erleben mußten, daß diese 
Gremien In Zusammenhang mit der Diskussion bestimmter Fragen nicht oder 
nicht ausreichend gehört worden sind, würde ich meinen, dann fördert das die 
Initiative und die Arbeitsfreudigkeit dieser Ausschüsse keineswegs. Es hat nicht 
jeder die Möglichkeit, sich selber Gehör zu verschaffen, wenn Not am Mann 
Ist. Aber es gibt sehr viele, die bereit sind zur Mitarbeit, vorausgesetzt, sie 
werden gehört und man gibt ihnen eine Chance. 

Vorausgesetzt also, es wird uns gelingen, auf diese Art und Weise die Aktivi­
tät, die Tätigkeit, die Arbeit In der CDU selbst zu forcleren und rationaler zu 
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gestalten, würde ich meinen, bietet sich auch für die zutcünftige wirtschafts­
politische Dlsl<usslon eine ganze Reihe von l<onkreten Ansatzpunkten, die es 
wert wären, kurz aufgerissen zu werden. Verlangen Sie bitte von mir derzeit 
kein wirtschaftspolitisches Programm. Daran wird gearbeitet, und es wird in 
absehbarer Zeit vorliegen. Aber sollten wir uns nicht noch mit einigen Sätzen, 
mit einigen Skizzen deutlich machen, daß diese Wirtschaftspolitik genügend 
eigenen Auslauf hat, daß es wirtschaftspolitische Positionen gibt, die, gleich 
aus welchen Gründen, immer von der derzeitigen Regierungspartei SPD nicht 
besetzt sind. Und daß es Zelt ist, daß man sich ihrer annimmt. 

Es ist auch heute noch möglich, ein wirtschaftspolitisches Programm zu formu­
lieren, ohne Formulierungen zu gebrauchen, die der derzeitige Wirtschafts­
minister ständig Im Munde führt. Lassen Sie mich dafür einige wenige Bei­
spiele anführen: Zu einem kurzfristigen wirtschaftspolitischen Programm muß 
ich schlicht und einfach, feststellen, daß sich die CDU als Opposition besonders 
dem Problem der Preisstabillfät annehmen muß. Denn wir stehen vor einer 
Phase der Entwicklung, in der die Preisstabilität außerordentlich gefährdet ist. 
Sie alle wissen, meine Damen und Herren, aus eigener Erfahrung, daß wir in 
einer Konjunkturphase leben. In der die Nachfrage bei weitem die Möglich­
kelten des Produktionspotentials überschreitet. Nichtdämpfung der Nachfrage 
alleine, etwa dirigistische Maßnahmen alleine, auch nicht Aufwertung alleine, 
meine Damen und Herren, wird uns bewahren vor einer Preiswelle. Aber sie 
wird um so milder ausfallen, je mehr es uns gelingt, in der kurzfristigen Politik 
die Produktivität, die Effizienz, die Leistungsfähigkeit unseres Produktions­
apparates zu erhöhen. Wir brauchen eine hohe Rate an Produktivität, weil es 
uns sonst nicht gelingen wird, eine Preiswelle zu vermelden. Darauf aus­
gerichtet müßte die kurzfristig angelegte Wirtschaftspolitik sein. Daß in diesem 
Zusammenhang, gerade im Zusammenhang mit der Preisstabilität eine be­
sondere Aufgabe der Fiskalpolitik zukommt, die nämlich mit dafür zu sorgen 
hat, daß diese Übernachfrage sich nicht weiter steigert, keine exzessiven 
Formen annimmt. Das Ist verständlich, und insoweit, meine Damen und Herren, 
ist der erste faux pas schon da. Wie kann man in dieser Situation, in der 
Preisstabilität ganz groß geschrieben wird, als erstes in seinem Regierungs­
programm Steuererleichterungen versprechen, meine Damen und Herren? Das 
scheint mir nicht hinreichend synchronisiert zu sein mit einer ganzen Reihe 
anderer wirtschaftspolitischer Vorstellungen. Das scheint mir nicht so ganz 
bis ans Ende gedacht zu sein und impliziert die Gefahr, daß die Auswirkungen 
nicht wieder zurückgenommen werden können. 

Nun gibt es bereits Stimmen aus der SPD, die das bedauern. Es gibt auch 
Überlegungen, ob man das nicht ein bißchen bremsen oder doch vielleicht 
stufenweise machen könne, was man da angekündigt hat. Dies macht deutlich, 
meine Damen und Herren, daß wir als Opposition noch etwas zur Gestaltung 
eines solchen Programms beitragen können. 

Ein anderes Thema wird uns mehr und mehr beschäftigen müssen, nachdem 
wir nun, ob gewollt oder nicht, provoziert oder nicht, prognostiziert oder nicht, 
jetzt eine außenwirtschaftliche Absicherung haben, nämlich, daß die Geld­
politik wieder in den Mittelpunkt der Wirtschaftspolitik tritt. Wir werden uns die 
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Geldpolitik darauf ansehen müssen^ ob sie in der Lage ist, ob sie noch in der 
Lage ist, dem hohen Anspruch einer frei variierbaren, einer freibeweglichen 
Konjunl<turpoiitll< zu entsprechen. Das wird untersucht werden müssen, dieses 
Geld- und Kreditsystem, und ich würde sagen, bevor diese Untersuchungen 
abgeschlossen sind, soiite man sich auch nicht zu diesem oder einem neuen 
Charakter unseres Geld- und Kreditsystems äußern. Aber daß es problema­
tischer wird und daß es unter die Lupe genommen werden muß, glaube ich, ist 
inzwischen selbstverständlich geworden. 

Lassen Sie mich mit einigen Sätzen auf ein mittel- und langfristiges Programm 
zu sprechen kommen. Meine Damen und Herren, Sie hören von außenwirt­
schaftlicher Absicherung und Leistungsüberschüssen, Sie hören von Preis­
stabilitätsgefahren, Sie hören von einer ganzen Reihe akuter Probleme und 
Fragen, die ungelöst sind. Nur eines hören Sie nicht von der SPD. Lassen Sie 
uns unsere Aufmerksamkeit auf dieses Phänomen lenken. 

Es Ist das Phänomen unserer Außenwirtschaftsbeziehungen schlechthin. Die 
Rezession, die wir hinter uns haben, hat möglicherweise ein besonderes 
Leistungsvermögen der deutschen Wirtschaft aufgedeckt oder zustande ge­
bracht, durch ein hohes Maß von Rationalisierungen. Wenn das so bleibt, daß 
dieses Leistungsvermögen sich konstant erhalten und weiterentwickeln läßt, 
dann wird es einen Wettbewerbsvorsprung unserer Wirtschaft bedeuten, der 
eine ganze Weile anhalten wird. Und daraus folgt ganz einfach das Problem, 
daß wir mit Währungsfragen leben müssen. Das Problem hoher Leistungs­
bilanzüberschüsse bedeutet hoher Kapitalexport. Wenn wir einmal da ange­
langt sind, werden wir uns Rechenschaft geben müssen, wie unsere Wirt­
schaftsstruktur in Zukunft aussehen soll. Werden wir ein permanentes Kapital­
exportland werden? Werden wir Funktionen übernehmen, wie sie heute etwa 
die Schweiz ausübt? Werden wir ein Leitwährungsland v/erden aufgrund dieses 
hohen Produktivitätsfortschritts? Und wenn wir das werden sollten, werden 
wir einem solchen Platz überhaupt gerecht werden können? Wie sieht die 
Struktur unserer Wirtschaft überhaupt aus, nachdem wir durch diese Rezession 
erfahrener geworden sind, die Grundlagen unserer wirtschaftlichen Tätigkeit 
sich wesentlich geändert haben? 

Das sind die Probleme der Wirtschaftspolitik und nicht die überflüssigen Fra­
gen, meine Damen und Herren, und nicht die kurzfristigen Fragen, mit denen 
man im Aufschwung immer Erfolg hat. Das kann gar nicht anders sein. Da 
kann es nur die Frage sein, wieviel Erfolg man hat mit Tagespolitik. Aber 
mittel- und langfristige Überlegungen sind das eigentliche wirtschaftspolitische 
Konzept. 

Nun lassen Sie mich ein anderes Thema aufgreifen. Viele von Ihnen werden 
sagen, wer zwingt ihn eigentlich dazu, das aufzugreifen, aber ich halte das 
für die CDU für sehr wichtig. 

Lassen Sie uns nicht in der Illusion leben, es gäbe ein agrarpolitisches Kon­
zept, das auch nur die Chance in sich birgt, die Probleme der Landwirtschaft 
in einem übersehbaren Zeitraum zu lösen. Die Frage muß neu und immer 
wieder neu angepackt werden. Nicht weil sich Schwierigkeiten im Zusammen^ 
hang mit der DM-Aufwertung ergeben haben, sondern weil ganz andere, grund-

41 



sätzliche Probleme aus diesem Bereich nicht l<onsequent angegangen werden. 
Ich weiß, daß das ein schwieriges Problem ist, ich weiß, daß es mit Emotionen 
geladen Ist, Ich weiß, daß es mit Milliarden beladen ist und beladen sein wird, 
und eben deswegen, meine Damen und Herren, wird es Zeit, daß wir es noch 
einmal wieder autgreifen, und uns nicht mit dem Gedanken trösten, es gäbe 
mindestens 3 oder 4 konkrete Programme. 

Meine Damen und Herren, ein großes Thema im Zusammenhang mit der mittel­
fristigen und langfristigen Wirtschaftspolitik ist die berühmte Strukturpolitik, 
von der allenthalben die Rede Ist. Jeder versteht etwas anderes darunter. 
Lassen Sie mich sagen, was ich darunter verstehe. Unter Strukturpolitik ver­
stehe ich eine optimale Wirtschaftsstruktur sowohl regionaler wie sektoraler 
Art. Oder lassen Sie mich es ganz einfach sagen. Unter Wirtschaftsstruktur, 
unter Strukturpolitik verstehe Ich Wege und Möglichkeiten zu einer Wirtschafts­
struktur allerhöchster Leistungsfähigkeit insgesamt. Und hier finden wir, wenn 
wir eine neue Wirtschaftspolitik, eine neue Wirtschaftsstruktur anstreben wol­
len, natürlich sehr schnell ein Kardinalproblem, von dem derzeit nicht die 
Rede ist. Wir sollten es wieder in die Diskussion bringen, nämlich das Wett­
bewerbs- bzw. Konzenträtionsproblem. Dieses Konzentrationsproblem, das 
uns viele Monate beschäftigt hat, muß der Regierung ständig vor Augen 
gehalten werden. Wir wissen als CDU, daß die Probleme der Konzentration da 
beginnen, wo der Sachzwang, der ihnen zugeschrieben wird, die persönliche 
und individuelle Freiheit des Konsums beeinträchtigt. Und wir müssen eben an 
dieser Stelle sagen, was wir von dieser Tagespolitik halten, und daß es für 
uns noch immer, meine Damen und Herren, kein besseres Konzept gibt, als 
das der sozialen Marktwirtschaft, weil es für uns keine besseren Triebfedern 
des wirtschaftlichen Fortschritts als Wettbewerb und Freiheit gibt. Noch immer 
und solange das so ist, werden wir bei der Marktwirtschaft bleiben. 

Nun ist eine ganz andere Frage, daß an der Peripherie dieser Überlegungen 
und dieser grundsätzlichen Einstellung natürlich darüber diskutiert werden 
muß, wie und durch wen und durch welchen Apparat diese Politik in die Praxis 
umgesetzt werden kann. Natürlich kann man darüber reden, daß bestimmte 
Teile dieser Politik, soweit sie ausführender Art sind, in Zukunft auch Regel­
mechanismen, um dieses Wort einmal zu gebrauchen, übertragen werden kön­
nen, aber das Konzept der sozialen Marktwirtschaft kann nur auf diese Art 
verwirklicht, nie beeinträchtigt, nie ernsthaft tangiert werden. 

Ich darf zusammenfassen und noch auf die große Schwierigkeit aufmerksam 
machen, in die die Europapolitik geraten ist. Auch hier müssen wir uns über­
legen, wir wir die ursprünglich begonnene EWG-Konzeption zu Ende bringen 
können, oder ob diese Konzeption bestimmter Veränderungen bedarf. 

Lassen Sie meine Ausführungen beschließen mit der Bemerkung, mit der ich 
eingeleitet hatte. Die Wirtschaftspolitik verträgt keine Pause, wie der letzte 
Wahlkampf gezeigt hat. Die wirtschaftlichen Bewegungen werden schließlich 
und endlich und Immer von der Nachfrage bestimmt, und ich möchte der Hoff­
nung Ausdruck geben, daß vom Präsidium der CDU her nach CDU-Wirtschafts­
politik In Zukunft mehr Nachfrage bestehen wird als in der Vergangenheit. 
Vielen Dankl 
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Präsident Dr. Kohl: Dankeschön, als nächster in der Reihenfolge Herr Echter-
nach. 
Ich darf gleich ankündigen, daß wir damit auch in die Debatte hineinnehmen 
die Anträge der Gruppe II zur Arbeit der Partei; die können jetzt im Laufe die­
ser Debatte, wie ich aus den Wortmeldungen entnehmen kann, begründet 
werden. Herr Echternach hat das Wort. 

Jürgen Echternach: Meine Damen und Herren, ich möchte anknüpfen an drei 
Sätze aus der inhaltsreichen und analysierenden Rede des Generalsekretärs. 
Der Generalsekretär hat gesagt, die Politik der Union darf in Zukunft nicht 
mehr ohne die Mitglieder und ohne ihre Repräsentanten gemacht werden, so­
zusagen über ihre Köpfe hinweg. Ich unterstreiche diesen Satz, insbesondere 
auch deswegen, weil ich hoffe, daß er nicht nur an die Adresse der Delegier­
ten gerichtet Ist, sondern auch an die Adresse der Führung der Partei, und daß 
auch die Führung unserer Partei sich gebunden fühlt an das Votum der Mit­
glieder und an das Votum der Parteitage. Wenn beispielsweise der Berliner 
Parteitag beschlossen hat, daß diese Partei sich einsetzt für ein Bundeskultus­
ministerium, auch wenn dieser Beschluß mit noch so knapper Mehrheit gefaßt 
ist - dann gilt er auch und erst recht für die Führung der Partei. 

Wenn der Parteitag in Braunschweig beschlossen hat, einen Bundesvorstand zu 
wählen für eine zweijährige Amtsperiode, dann bedeutet das, daß sich dieser 
Bundesvorstand auch nach zwei Jahren und nicht wie jetzt erst nach 2V2 Jah­
ren zur Wiederwahl zu stellen hat. 

Ich unterstreiche den eben zitierten Satz auch deswegen, weil ich annehme, 
daß er auch für den verbindlich ist, der Ihn gesprochen hat. Herr Dr. Heck, 
wir haben mit Ihnen in den letzten Wochen eine kritische Diskussion über 
Äußerungen geführt, die Sie gemacht haben über die künftige Struktur unserer 
Gesellschaft, über die „Demokratisierung der Geseilschaft", vor der Sie ge­
warnt haben. Ich möchte an dieser Stelle nicht im einzelnen in die Sachdebat­
ten einsteigen. Denn wir haben uns nicht nur deswegen mit diesen Äußerun­
gen gewarnt und mit ihnen kritisch auseinandergesetzt, weil sie in der Sache 
für uns nicht akzeptabel sind. Es ist auch bedauerlich gewesen, daß Sie, Herr 
Dr. Heck, diese Ihre Äußerung nicht als persönliche Auffassung vorgetragen 
haben, sondern als die Meinung der Union. Das ist um so bedauerlicher, als 
Sie es ja persönlich gewesen sind, der durch das Berliner Aktionsprogramm 
einen breiten Willensbildungsprozeß in dieser Partei eingeleitet haben, was 
wir durchaus dankbar anerkennen. 

Aber ich meine, daß das, was für die sachlichen Aussagen des Berliner Aktions­
programmes galt, daß das genau so gelten muß für den grundsätzlichen Stand­
ort unserer Partei, und daß auch gerade in diesen Fragen das Votum der 
Mitglieder einzuholen ist. Und deswegen meine ich, daß wir auf dem angekün­
digten Programm-Parteitag im nächsten Jahr uns gerade mit dieser Frage aus­
einanderzusetzen haben, daß wir sie ausdiskutieren müssen, daß wir darüber in 
demokratischer Weise entscheiden müssen und ich bitte, daß deswegen gerade 
diese Frage auf dem nächsten Parteitag der notwendige Raum gegeben wird. 
Meine Damen und Herren, Ich knüpfe an eine zweite Bemerkung an, die der 
Generalsekretär gemacht hat: Er hat gesagt, um unsere junge Generation 
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werden wir in den näclisten Jahren besonders ringen müssen. \ch unterstreiche 
auch diesen Satz, denn auf die Bewegung in der jungen Generation haben wir 
in der Vergangenheit die richtige Antwort nicht gefunden. Nachdem materielles 
Wohlstandsdenl<en jahrelang den Willen der jungen Generation zur gesell­
schaftlichen und zur politischen Aktivität gelähmt, ja eingeschläfert hat, ist es 
da nicht erfreulich, daß diese erst apolltische Generation nicht resigniert, son­
dern eben aufbegehrt? ist es verwunderlich, daß diese Auflehnung oft in der 
Negation verharrt, wenn unsere Wahikämpfe mit Inhaltslosen Schiagworten 
geführt werden, wo doch politische Zielvorstellungen sichtbar werden sollten? 
tvieine Damen und Herren, nach einer Analyse unserer Wahlanzelgen, die an 
der Hamburger Universität durchgeführt wurde, wurden von uns der Wert 
„Sicherheit" sechsmal so oft gebraucht wie der Wert „Fortschritt" und 
„Reform". Und die ganz und gar falsche Schlußfolgerung vieler Jungwähler, die 
sich aufdrängte, war, daß dann eben die SPD die Partei der Reform sein müßte. 
Ich weiß als Oppositionsabgeordneter aus Hamburg natürlich sehr genau: Es 
gibt nichts Reaktionäreres und es gibt nicht Autoritäreres als eine SPD mit 
absoluter Parlamentsmehrheit. 

Aber auf der anderen Seite war das Ergebnis unserer unglücklichen Selbst­
darstellung in diesem Wahlkampf betrüblich genug: Noch nie schnitt die CDU 
bei einer Bundestagswahl bei den Jungwählern so schlecht ab wie diesmal; 
das zeigen die ersten Ergebnisse aus Köln und aus anderen Großstädten mit 
betrüblicher Eindringlichkeit. Dieser Entwicklung dürfen wir nicht tatenlos 
zusehen. Denn bei der nächsten Bundestagswahl haben wir es nicht nur mit 
geburtenstärkeren Jungwählerjahrgängen zu tun, sondern bei dieser nächsten 
Bundestagswahl sehen wir uns wegen der Herabsetzung des Wahlalters mit 
insgesamt 7 Jungwähler-Jahrgängen konfrontiert. Und deswegen ist es not­
wendig, daß wir unsere politische Aussage nicht in erster Linie orientieren 
und ausrichten anhand der demoskopiegetreuen Ermittlung der konservativen 
Grundströmung unserer Wählerschaff, sondern daß wir sie ausrichten an den 
kritischen Mittelschichten in den Großstädten und den Jungwählern, die für 
die politischen Entscheidungen in unserem Lande in Zukunft von immer 
größerer Bedeutung werden. Diese Partei ist einmal nach 1945 angetreten als 
die modernste deutsche Partei, als eine Partei ohne ideologische Scheu­
klappen, ohne historischen Ballast, ohne einseitige soziologische Bindungen. 
Auch der Berliner Parteitag hat ja bewiesen, daß diese Partei viel moderner, 
viel beweglicher, viel reformfreudiger, viel dynamischer ist als sie sich im 
Wahlkampf verkauft hat. Meine Damen und Herren, wer die Führung in der 
deutschen Politik beansprucht, der hat auch eine Führungsaufgabe gegenüber 
seiner eigenen Wählerschaft. Das heißt, wir müssen unsere eigenen Wähler 
überzeugen davon, daß Veränderungen in unserer Gesellschaft und in unserer 
Politik notwendig sind. 

Ich möchte eine dritte Bemerkung unseres Generalsekretärs aufgreifen, der 
erklärt hat, die Reaktion der Partei auf die Kritik der Jungen Union und des 
RCDS sei sicher falsch gewesen, als sie diese als eine unliebsame Störung 
angesehen hat. Dieser Satz kann nur uneingeschränkt unterstrichen werden. 
Denn wenn die Junge Union sich bemüht, die Stimme dieser nachwachsenden 
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Generation in der Partei zu artikulieren, um eben den Kontakt zwischen CDU 
und junger Generation nicht abreißen zu lassen, daß dann, haben Sie bitte 
auch Verständnis dafür, daß die Haltung dieser Jungen Union nicht mehr die 
gleiche sein kann wie In den geruhsamen späten 50er oder ersten 60er Jahren. 
Wenn die Junge Union in der jungen Generation glaubwürdig sein will, dann 
braucht sie mehr Eigenständigkeit, dann braucht sie auch mehr Freiheit zur 
Kritik. Ich bitte Sie, dabei auch das notwendige Vertrauen in die Junge Union 
zu haben, daß sie diese kritische Funktion auch In der Partei letzten Endes im 
Interesse der Partei ausübt. Und Ich kann Ihnen versichern, daß wir bei allem, 
was wir tun, was wir vorschlagen oder was wir kritisieren, letzten Endes nur 
handeln werden aus unserer gemeinsamen Verantwortung gegenüber unserer 
Partei. Vielen Dank. 

Präsident Dr. Kohl: Das Wort hat Herr Dr. Fllbinger. 
Dr. Fllbinger: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde. 
Der gute Start der CDU als Oppositionspartei in Bonn hat alle diejenigen 
widerlegt, die uns nachgesagt haben, wir taugten allenfalls als Reglerungs­
partei, die eben die Maßnahmen des Kanzlers und der Regierung mit Zu­
stimmung versieht. Wir könnten aber unter gar keinen Umständen eine wir­
kungsvolle Opposition durchführen, wir seien noch gar keine Partei, vielleicht 
könnten wir einmal eine werden. Diese Urteile brauchen uns In gar keiner 
Welse aufzuregen. Ich habe in so manchem Artikel, den ich gelesen habe - und 
sicherlich Ist es Ihnen nicht viel anders gegangen - den nicht ausgesproche­
nen, aber umso Inbrünstigeren Wunsch verspürt, diese CDU möge nun In eine 
richtig tiefe Krise hineingeraten, und Sie wissen auch, welche Erwartung an 
diesen Mainzer Parteitag unter anderem gestellt worden ist: Gerichtstag, 
also Scherbengericht und Schwächung der Kräfte innerhalb dieser Partei. 
Meine Damen und Herren, unsere Partei wird ganz gewiß denen, die auf 
solches reflektieren, diesen Gefallen nicht erweisen. 

Das wäre doch genau das, was die Reglerungskoalition in Bonn um Ihre 
angeborene Bewegungsenge bringen und sie heraus führen würde in eine 
größere Manöverlerfreiheit. Wir können ihr diesen Gefallen nicht tun. Mit die­
sem Geburtsfehler muß die Reglerungskoalition allelne fertig werden. Der gute 
Start In Bonn hat aber auch sichtbar gemacht, wieviel erstklassige Kräfte diese 
Union einzusetzen vermag. Wenn die Öffentlichkeit sieht - und es hängt 
alleine von uns ab, es sichtbar zu machen - , daß die CDU nicht nur an der 
Spitze, sondern auch in der Mannschaft der SPD überlegen ist, dann wird ein 
Handicap ausgeräumt, das In diesem vergangenen Wahlkampf sehr zu unserem 
Nachteil gewirkt hat. Die Parole muß nun lauten: alle zur Führung geeigneten 
Kräfte nach vorn; und zwar auf allen 3 Ebenen, im Bund, in den Ländern und 
in den Gemeinden. Es Ist nach meiner Feststellung, die sicherlich ganz über­
wiegend von Ihnen geteilt wird, eine ganz außerordentliche Bereitschaft zur 
Mitarbeit mit uns vorhanden, die Vorredner haben das ja ebenfalls artikuliert. 
Es handelt sich dabei keineswegs um ein Strohfeuer, das rasch vorübergeht, es 
Ist ein ganz wertvolles Kapital, das wir nutzen müssen zur Mobilisierung unse­
rer Partei für eine sachbezogene Politik, eine Politik, die vor allem im Innen­
bereich, Im Wirtschafts- und Gesellschaftsberelch auf uns wartet und unsere 
Konzeptionen notwendig macht. 
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Meine lieben Parteifreunde, die Linl<e hat der CDU vorgeworfen, sie habe 
20 Jahre innerer Stagnation in Deutschiand verschuldet. Demgegenüber stelle 
ich die Frage: In welcher Epoche, in welchen 2 Jahrzehnten ist mehr bewegt 
worden, ist mehr Verwandlung geschehen, sind entscheidendere Weichen ge­
stellt worden, als-in diesen 20 Jahren, die die CDU an der Führung gesehen 
haben. Und die CDU hat ja nicht nur die Weichen gestellt, sie hat ihre Politik 
auch durchgesetzt. Es Ist eben ein Grundirrtum der Linken, daß unser Volk 
keinen sehnlicheren Wunsch habe, als daß dauernd alles verändert werde. 

Was ist demgegenüber der wirkliche Wunsch unserer Bürger an die Politiker? 
Welche Politik wollen Sie in Wirklichkeit haben? Nun, es läßt sich ganz ein­
fach so formulieren; eine Politik, die eine Welt gestaltet, in der ein menschen­
würdiges Leben möglich ist. Und somit muß - auf die einfachste Formel ge­
bracht - unsere Politik dafür sorgen, daß die Welt so aussieht, daß In ihr trotz 
aller Sachzwänge und aller Gefährdungen ein menschenwürdiges Leben mög­
lich ist. Wenn eine solche Politik realisiert wird, dann werden wir das Ver­
trauen der Bevölkerung für diese Politik bekommen. Wir haben die Chance, 
durch eine solche glaubwürdige Politik, die nach vorne blickt, die aber aus 
unserer geistigen Grundsubstanz entwickelt ist, auch nachdenkliche und kriti­
sche Menschen für uns zu gewinnen. Ich betone, meine Damen und Herren, 
durch eine vorwärtsgerichtete und zugleich unserem geistigen Erbe verpflichtete 
Politik vermögen wir Vertrauen zu gewinnen. Dadurch sind wir anderen Par­
teien überlegen, und das haben ja schließlich die hinter uns Hegenden 
20 Jahre mit aller Deutlichkeit bewiesen. 

Aber lassen Sie mich auch eines dazu sagen: Wir gewinnen die Intellektuellen 
nicht dadurch, daß wir Ihnen nachlaufen, und das entsprechende gilt für die 
Jugend. Wir gewinnen die Jugend nicht dadurch, daß wir uns im Reformelfer 
überschlagen. Ich habe dieser Tage einen modernen Politologen sagen hören: 
„Eine der aufregendsten intellektuellen Entdeckungen der Zukunft wird die 
Feststellung sein, daß unsere Großväter nicht nur Trottel gewesen sind." 

In unserer Zeit werden viele Tabus gebrochen und man ist stolz darauf. Es 
werden dafür neue Tabus errichtet, und eines dieser modernen Tabus, eine der 
heiligen Kühe, die wir sorgfältig nähren, heißt Reformen. Wer dieses Tabu 
bricht, der fällt in Acht und Bann, und er braucht es noch gar nicht einmal zu 
brechen, es genügt, wenn er das Wort Reformen nicht dauernd im Munde führt. 
Unser Parteivorsitzender hat in seiner Rede heute vormittag unsere Haltung 
im ständigen Fluß der Entwicklung zutreffend charakterisiert. Lassen Sie mich 
an dieser Stelle das Wort eines englischen Konservativen, der zugleich ein 
Revolutionär gewesen ist, bringen, Edmund Burke, der die nordamerikanischen 
Staaten in ihrem Freiheitskampf gegen England, gegen sein eigenes Mutter­
land ermutigt hat. Er hat gesagt: Wer bewahren will, der muß verändern. Ich 
sage diesen Satz in bezug auf die konkrete Politik, die wir machen müssen, 
und neben der Außenpolitik muß unsere Partei insbesondere eine fortschritt­
liche Innen-, Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik machen. Lassen Sie mich 
dazu 2 Punkte erwähnen. 

In mehreren Bereichen unserer politischen Arbeit wird der CDU nach den 
Meinungstests nicht mehr die gleiche Leistungsfähigkeit bescheinigt wie das 
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früher der Pall gewesen ist. Wir wären die Stabilitätspartei in Deutschland. Das 
mu(3 sie auch in Zul<unft wieder werden, und die CDU mul3 das der Bevölkerung 
genügend deutlich machen. 

Es hat wenig Sinn, und ich l<nüpfe an das an, was vom ersten Diskussions­
redner gesagt worden Ist, den Streit um die Richtigkeit der Aufwertung am 
Kochen zu halten. Die Strukturprobleme einzelner Branchen, insbesondere der 
Landwirtschaft, die Preisstabilität und die solide Gestaltung der öffentlichen 
Haushalte, sie müssen Gegenstand unserer politischen Arbeit sein. Es sind 
zahlreiche Maßnahmen der. neuen Koalition geeignet, Vorteile aus der Aufwer­
tung zu verschenken oder zu vertun und die Währungs- und Finanzstabilität zu 
gefährden. Das erschwert die Lösung der großen Zukunftsaufgaben, die vor 
uns stehen. Ein zukunftsweisendes eigenes Konzept des wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts bei Stabilität von Währung und Finanzen zu entwickeln, 
Ist einer der wichtigsten Punkte unserer politischen Aktion. 

Ein zweites: Die CDU sollte die bildungspolitische Initiative in der Bundes­
republik durch Exekutivmaßnahmen in den Ländern und durch parlamentarische 
Aktionen im Bundestag ergreifen. Einer Vermehrung der Mittel für die Bil­
dungspolitik und den Forderungen der Bildungspolitik die erste Priorität 
unter den Gesamtaufgaben zu geben, das wäre ein Konzept, das uns nicht nur 
wohl anstünde, sondern das dringend gefordert ist. 

Aber, meine Damen und Herren, es geht nicht alleine um quantitative Pro­
gramme. Auf quantitativem Weg, durch immer mehr Geld, Immer mehr Kapazi­
täten, immer mehr Stellen, können wir die Bildungsprobleme nicht lösen. Wir 
müssen das Prestigedenken abbauen, das dahingeht, unsere Gesellschaft 
bestehe aus einer Hierarchie, an deren Spitze der Akademiker und deren 
Ende der Volksschüler steht. Selbstverständlich erfordert unsere technisierte 
Gesellschaft allenthalben Kräfte, die ein Höchstmaß an Bildung und Aus­
bildung haben. Aber ebenso sicher Ist, daß wir dafür sorgen müssen, daß die 
mittleren Berufe Nachwuchskräfte bekommen, daß auch das Handwerk und daß 
Industrie und Handel, die nicht nur Abiturienten als ISachwuchskräfte brauchen, 
ebenfalls versorgt werden, damit diese Berufe nicht allmählich ausbluten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Ich wiederhole, wir, die CDU, 
haben eine ungeheuere Chance als Oppositionspartei. Wenn wir alle die Kräfte 
einsetzen, die bereit sind zur Mitarbeit, wenn wir Ihnen die Ziele setzen, die 
als Notwendigkeit heute empfunden werden, dann wird die CDU Aktivität ent­
falten, die uns eine große Wirkungsmöglichkeit als Oppositionspartei ver­
schafft und ja auch die allerbeste Garantie dafür gewährt, daß wir bald wieder 
in die Regierungsverantwortung zurückkommen. 

Präsident Dr. Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir treten jetzt in 
die Mittagspause ein. Wir beginnen pünktlich um 15.00 Uhr. Die nächsten 
Redner sind Herr Biumenfeld, Herr Lorenz und Herr Dichgans. Ich habe noch 
eine Bitte: in den 2 Stunden Mittagspause besteht wahrscheinlich die Möglich­
keit, daß sich die 30 Diskussionsredner noch einmal überlegen, wie präzise sie 
Ihre guten Ausführungen in ungefähr 5 Minuten vortragen können. Ich wünsche 
Ihnen einen guten Appetit. 
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2. Plenarsitzung, Montag, 15 Uhr 

Präsident Dr. Kohl: Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, Platz zu 
nehmen. 

IVleine sehr verehrten Damen und Herren, wir setzen den Punl^t der Tages­
ordnung Aussprache fort. Ich darf zunächst noch darum bitten, daß die Dele­
gierten auf den dafür vorgesehenen Plätzen Platz nehmen und daß die Gast­
delegierten und Gäste auf den ebenfalls dafür gekennzeichneten Stühlen Platz 
nehmen. Als erster in der Reihenfolge der Diskussionsredner heute nach­
mittag hat unser Freund Blumenfeld vom Landesverband Hamburg das Wort. 

Erik Blumenfeld: Herr Vorsitzender, liebe Freunde, lassen Sie mich nach den 
Berichten der politischen Führung und des Generalsekretärs, die zwar zur Zelt 
nicht anwesend sind, aber hoffentlich noch kommen werden, einen Blick auf 
unsere Partei aus der Sicht eines großstädtischen Landesverbandes werfen, 
keinen Blick zurück im Zorn, aber doch einen kritischen und zukunftsbezogenen 
Blick. Für unsere Orientierung sollten wir von der Tatsache ausgehen, daß wir 
bei der Bundestagswahl einen Pyrrhusieg erkämpft haben. Noch einen solchen 
Erfolg, meine Freunde, und wir werden uns für das nächste Jahrzehnt auf die 
Bänke der Opposition verbannt sehen. Dieser Satz gilt auch hier und heute, 
obwohl sich inzwischen bei den Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen ge­
wisse, für uns erfreuliche Korrekturen der politischen Landschaft ergeben 
haben. Jedoch, meine Freunde, das Verdienst hierfür gebührt dem Wähler, 
vom Wetter nicht zu sprechen, als Partei sollten wir es uns nicht übereifrig 
gutschreiben. Noch haben wir die Korrektur durch sichtbare Anstrengung und 
sachbezogene Leistungen zu honorieren. 

Drei Bemerkungen möchte ich als Hinweis für unsere Arbeit in den kommen­
den Jahren vortragen dürfen. Die erste Beobachtung bezieht sich auf den 
eigenen Landesverband. Hier hat die CDU bei überdurchschnittlich hoher 
Wahlbeteiligung einige überdurchschnittliche Verluste erlitten, im Vergleich zu 
1965. In Hamburg sind also über den traditionellen Parteienstand hinaus vor­
handene Wählerreserven stärker dem Mannschaftsprinzip als dem Kanzler­
charisma zugeflossen. Das mag auch seinen Grund darin haben, daß in Ham­
burg seit 1965 die Sozialdemokraten sich als besonders temperierte bürger­
liche Ausgabe die Sozialdemokraten sich nach dem Motto „seid nett mitein­
ander" darzustellen beliebten. Wie es in Wirklichkeit in der parlamentarischen 
Handhabung aussieht, hat mein Freund Echternach vorhin hinreichend charak­
terisiert. Immerhin sollte es uns aber zu denken geben, wie geringfügige 
Akzentverschiebungen der politischen Grundeinstellung bereits gravierende 
Ausschläge im Ergebnis bewirken. 

Die zwei weiteren Bemerkungen kann man wohl für das politische Klima in 
den meisten Ballungsräumen verallgemeinern. Erstens haben sich eine Reihe 
von wichtigen Teilgruppen unserer pluralistischen Gesellschaft, Angestellte, 
Mittelstand, Beamte und Selbständige, die sonst unserer Partei nicht prinzipiell 
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ablehnend gegenüberstanden, diesmal von uns politisch exponiert oder ver­
lassen gefühlt. Verlassen so sehr, meine Freunde, daß sie darauf Geborgenheit, 
wie ich es nennen möchte, von der anderen Seite, bei der SPD, suchten. Zum 
anderen haben wir wohl noch immer den hohen Grad von politischer Indif­
ferenz der Bevölkerung in den großen Städten unterschätzt, der sich im ent­
scheidenden Augenblick eben nicht automatisch zu unseren Gunsten aus­
wirken muß. Die SPD hatte sich 1969 für das Mannschal'tsprinzip an der Spitze 
entschieden und für die Aussagekraft der Sachleistung. Wir brauchen sie 
darin nicht unbedingt zu kopieren, obwohl, Herr Vorsitzender, es uns auch 
gutgetan hätte, wenn wir neben der Attraktivität an der Spitze unserer Partei 
die wahrlich vorhandene breite personelle Staffelung und politische Sach­
leistung unserer Führungsgruppe herausgestellt hätten. Unumgängliche Vor­
aussetzung für den Erfolg der Zukunft Ist aber, das Mannschaftsprinzip an der 
Basis unserer Partei stärker zu verwirklichen. 

Unser Wahlerfolg hat dem deutschen Bundestag zunächst nur die schlag­
kräftigste Opposition seiner 20jährigen Geschichte präsentiert. Auch das ist 
ein Erfolg, wenn wir ihn zu nutzen verstehen. Gegen uns wird es keine ver­
fassungsändernde und wir hoffen, auch keine grundsätzliche politische Ent­
scheidung geben können. Aber meine Freunde, Pariamentserfoige sind kein 
Selbstzweck, sie müssen öffentiichkeitserfolge werden. Jede Handlung und 
jede Rede der Abgeordneten des Bundestages wird den Bürgern der Bundes­
republik nicht nur durch die Presse, sondern vor allem durch die iVlassen-
medien In Wort und Bild als Nachricht und Kommentar täglich, ja beinahe 
stündlich frei Haus geliefert. Die Chancen hierzu sind für uns nach der Auf­
lösung des Kressbronner Kreises wieder beträchtlich gestiegen. Das Bild, 
weiches wir dem Bürger vermitteln, wird allerdings nur positiv geprägt sein, 
wenn wir nicht als Solotänzer, sondern als Hochleistungsteam mit klarer 
Strategie und Disziplin auftreten. Wir müssen tun, was wir sagen, wir müssen 
sagen, was wir wollen und um unserer politischen Glaubwürdigkeit willen 
uneingeschränkt auch sein wollen, was wir In diesen kritischen Tagen und 
Wochen ohnehin sind, Partei Im Volk, die zum Nutzen dieses Volkes wirkt und 
handelt. 

Die Menschen in Deutschland, meine Freunde, sind heute politisch besser 
informiert als je zuvor, manchmal sogar besser als Ihre eigenen Abgeordneten. 
Das haben wir in den letzten Monaten erlebt, auf diese Tatsache haben wir 
uns positiv einzustellen, wenn wir die kommenden Runden erfolgreich über­
leben wollen. Ein Wort zur Programmatik! Vor zwanzig Jahren begannen wir 
mit einem politischen Programm, das inzwischen bis an die Grenzen seiner 
Möglichkeiten erfolgreich verwirklicht worden Ist. Dies kann uns niemand 
streitig machen und hat 1969 nochmals die klassischen Kräfte unserer Partei 
voll mobilisiert. 

Aber vienn wir ehrlich mit uns selbst sind, müssen wir ein doppeltes Einge­
ständnis machen, 1., daß 1969 unsere Front nicht gradlinig genug verlief, denn 
in einer Reihe von wichtigen Fragen der Innen-, Gesellschaft-, Sozial-, Wirt­
schafts- und Bildungspolitik haben wir die Themen offensichtlich nicht ge­
nügend ausdiskutiert, um sie dem Wähler überzeugend genug vortragen zu 
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können. Dafür haben wir jetzt die Cliance, nutzen wir sie ohne Zogern. Der 
Kanzler der sogenannten inneren Reformen darf l<ein Monopol auf das 
„moderne Deutschland" haben, meine Freunde. 

2. Wir müssen uns darüber klar sein, daß jedes politische Programm seine 
Grenzen hat. Programm ohne Grenzen heißt utopisches Programm. Über­
lassen wir das ruhig der jetzigen Regierungskoalition. Worauf es aber für uns 
ankommt ist, die Grenzen unseres guten und modernen Berliner Programms 
neu abzustecken und darauf weiterzubauen. Wir müssen Prioritäten setzen, 
die wir vor allem aber auch aussagekräftig und glaubhaft machen, indem wir 
danach handeln, meine Freunde. 

Nur einige wenige Beispiele: Wir haben uns einzustellen auf die gesteigerte 
Mobilität unserer Gesellschaft, Mobilität kann gleichzeitig ein Aktives und ein 
Passives bedeuten. In Bewegung gesetzt haben sich die junge Generation und 
die politisch stark interessierte und stark informierte breite Mittelschicht. Noch, 
meine Freunde, war das eine Bewegung ohne uns. In 4 Jahren könnten es 
allerdings schon eine Bewegung gegen uns sein, wenn wir nicht den Dialog 
entschlossen suchen und eröffnen. Offensichtlich sind aber auch Teile der 
traditionellen Wählerkundschaft unserer Union in Bewegung geraten. In den 
großen Städten der Bundesrepublik gibt es -zigtausende von Menschen, ältere 
wie auch jüngere, die sich entweder hilflos oder macht- und mutlos eingespannt 
fühlen zwischen den unerbittlichen Anforderungen unserer Leistungsgesell­
schaft auf der einen Seite undden anonymen Sachzwängen der Bürokratie und 
Verwaltung andererseits. Gewiß braucht soziale Ordnung administrative Ver­
ordnung. Nur sollten gerade wir als politische Kraft besonderen Wert darauf 
legen, den einzelnen Menschen seinen ganz persönlichen Weg durch das 
Labyrinth der Leistungsgesellschaft finden zu helfen, ehe er an ihr verzweifeln 
zu müssen glaubt. Gerade auch das bescheidene, das selbstverständliche und 
uns als CDU wohl anstehende Verhalten der Hilfsbereitschaft zählt. Wir kön­
nen wieder die Partei des Gemeinwohls werden, die Partei all derer, Herr 
Vorsitzender, die keine Lobby und keine organisierten Interessenverbände be­
mühen können, um ihr Recht durchzusetzen. Für diese verantwortungsvolle 
Aufgabe müssen wir unsere Partei' gerade an der Basis regenerieren. Partei 
des Gemeinwohls sein, heißt, dem Bürger im Alltag bei seinen Wünschen und 
Sorgen zu begegnen und so zu unterstützen. 

Herr Vorsitzender, in der Gesellschaft und in der Sozialpolitik, z. B. können 
wir das Leistungsprinzip nur dann glaubhaft bejahen, wenn wir In der Familien-
und Gesellschaftspolitik gerechte Leistungschancen und ausreichende Lei­
stungsvorsorge garantieren, und ich meine, daß gerade in den Großstädten neue 
Wege in der Wohnungs-, in der Gesundheits-, in der Schul- und Hochschul­
politik gefunden werden müssen und von uns durchgesetzt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen in der CDU die Dienstleistung und 
Sachleistung am Bürger, wir brauchen - um es mit einem Schlagwort zu 
sagen - den „CDU-Dienstmann". Die Entwicklung in den Ballungsräumen und 
Städten eilt der allgemeinen politischen und sozialen Entwicklung stets um 
ein Stück voraus. Dazu ein letztes praktisches Beispiel; Die Senkung des 
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Wahlalters wird sich politisch am stärl<sten dort auswirl<en, wo künftig die 
meisten Jungwähler auf uns warten, in den rein quantitativ schulisch besser 
versorgten Großstädten. Hier ist aber auch das Informationsangebot der 
Schule mit dem schärfsten Konkurrenzdruck der außerschulischen Informations­
mittel konfrontiert. Ein politisch engagierter Schulsprecher eines Hamburger 
Gymnasiums sagte mir kürzlich folgendes ins Gesicht: Ihr, die CDU sagt: 
Nicht für die Schule, sondern fürs Leben lernt Ihr, jedoch was wir fürs Leben 
lernen sollen und auch gerne lernen wollen, lernen wir heute bestimmt nicht 
auf der Schule. Mit kritischen jungen IVIenschen, die so denken, mit 4 oder 
5 Jahrgängen von ihnen, werden wir also jetzt diskutieren müssen, um als 
Union im Gespräch zu bleiben. Grundlage dafür muß allerdings unsere eigene 
Leistungsfähigkeit und ein sehr viel unvoreingenommenerer offener und 
engerer Kontakt mit denen, die in der Presse, in den Redaktionen und in den 
Massenmedien Ihre Arbeit und Verantwortung tragen. 

Und nun, meine Damen und Herren, noch einen Schlußsatz. Wir werden in den 
4 Jahren aus den großen Städten der Bundesrepublik kaum überall CDU-
Hochburgen machen können. Aber den Ballungszentren und deren Aussage­
kraft gehört nun einmal im Rahmen der von uns bejahten Leistungsgesellschaft 
die Zukunft. Darum kämpfen wir für unsere Zukunft, wenn wir um die Städte 
und für ihre Zukunft kämpfen. Von 1949, weit über ein Jahrzehnt hinaus, 
haben wir es verstanden, die moralischen und wirtschaftlichen Kräfte unseres 
Volkes neu zu mobilisieren und diese Zeit ist untrennbar verknüpft mit den 
Namen Konrad Adenauer und Ludwig Erhard. Wir müssen jetzt die politischen 
und die geistigen Kräfte wieder mobilisieren, die uns befähigen, unsere poli­
tische Rolle in Deutschland und für Europa neu zu bestimmen. Ich danke 
schön. 
Präsident Dr. Stoltenberg: Meine Damen und Herren, ich danke unserem 
Freund Blumenfeld für seinen Beitrag. Dieser Beitrag ist unter etwas schwieri­
geren Verhältnissen gegeben worden, weil der Saal sich erst gefüllt hat. Ich 
möchte Sie aber jetzt gerne auf zwei Umstände hinweisen: 

Zunächst einmal auf den Tatbestand, daß wir mittlerweile.nicht 30 wie heute 
mittag, sondern fast 40 Wortmeldungen haben, und dies unterstreicht das 
Erfordernis für das Präsidium, im Interesse der Chancengleichheit und Gleich­
berechtigung aller in Zukunft auf die heute morgen vorgeschlagene Redezeit 
von etwa 5 Minuten sorgfältiger zu achten. 

Zweitens möchte ich Sie darauf hinweisen, daß diese sehr schöne Halle einen 
Nachteil hat, nämlich den einer sehr starken akustischen Resonanz bei den 
vielen Gesprächen, die hier geführt werden. Und ich nriöchte deshalb bitten, 
daß jetzt doch alle Delegierten und Gastdelegierten ihren Platz einnehmen und 
wir die Unterhaltungen auf ein Minimum beschränken, und die Bewegung im 
Saal im wesentlichen auf diejenigen beschränkt bleibt, die als unsere verehrten 
und wichtigen Gäste von Berufs wegen verpflichtet sind, sich hier zu bewegen. 
Und natürlich diejenigen, die hier zum Podium kommen um zu sprechen oder 
diejenigen, die einmal ganz unauffällig kurz den Saal verlassen, um Gespräche 
draußen zu führen. Darf ich nach diesen Vorschlägen, die glaube ich für den 
Ablauf unseres Parteitages und seine Wirkung auf die Öffentlichkeit - ich 
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verweise auf die stari<e Präsenz des Fernsehens - von einiger Bedeutung sind, 
als nächstem das Wort geben, Herrn Peter Lorenz aus Berlin: 

Peter Lorenz: Meine Damen und Herren, liebe Freunde, wir Berliner haben in 
den vergangenen 20 Jahren oft vor Ihnen auf Parteitagen und anderswo über 
unsere Sorgen sprechen müssen. Das war uns gar nicht Immer lieb. Aber 
liebe Freunde, die Lage, in die der zweite Weitl<rieg nun einmal unsere Stadt 
gebracht hat, brachte es immer wieder mit sich, daß wir auf die Solidarität und 
auf die Hilfe des Bundes der anderen deutschen Länder angewiesen waren 
und angewiesen bleiben. Und, liebe Freunde, In den 20 Jahren waren es die 
verantwortlichen Männer und Frauen der CDU und der CSU, die unseren Staat 
repräsentiert haben, die uns In Berlin politisch und wirtschaftlich geholten 
haben. Und ich möchte daher im Namen meiner Berliner Freunde heute, 
nachdem die Christlich Demol<ratische Union aus der Verantwortung der 
Regierungspolitik In die Opposition hinüber gewechselt Ist, allen unseren 
Freunden recht herzlich für ihre Hilfe und für ihr Verständnis danken, das sie 
als Angehörige der Bundesregierung oder der Länderregierungen, des Bundes­
tages oder der Landtage für Berlin aufgebracht haben. Wir vergessen auch 
nicht, daß es fast nur von der CDU vertretene deutsche Länder waren, die 
durch die. Gründung der Stiftung Preußischer Kulturbesitz einen ganz wesent­
lichen Beitrag für die kulturellen Aufgaben Berlins geleistet haben. 

Wir wissen alle, daß es auch heute noch den politischen Willen in Moskau und 
in Pankow gibt, Berlin vom Bund zu trennen. Und mit großer Sorge sehen wir, 
daß die neue deutsche Bundesregierung nunmehr von zwei deutschen Staaten 
auf deutschem Boden spricht. Wir wissen ja, daß der eine so angesprochene 
Staat die Souveränität auf den Zufahrtswegen von und nach Berlin beansprucht. 
Und wir wissen noch nicht, wie die neue deutsche Bundesregierung diesem 
Anspruch nach ihrer neuen Erklärung begegnen will. Wir würden uns im 
übrigen freuen, wenn der neue Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 
- wie er heißt - Egon Franke, nachdem schon einige Wochen seit seiner Amts­
übernahme vergangen sind, sich einmal In Berlin sehen lassen würde, um dort 
an Ort und Stelle zu prüfen, was man für diese Stadt in dem geteilten Deutsch­
land tun kann. 

Wir wissen aber auch, daß wir im staatsrechtlichen Bereich ebensowenig wie 
im Bereich unserer Partei vom Bund zu trennen sind; auch wir stellen hier bei 
der Christlich Demokratischen Union keine besondere politische Einheit dar. 
Wir sind stolz darauf, daß Berlin eine der Gründungsstädte der CDU ist und 
wir haben uns sehr darüber gefreut, daß unser fortschrittliches Programm für 
die 70er Jahre mit dem Namen unserer Stadt verbunden ist. Gerade jetzt und 
in den kommenden Jahren, in denen es bei uns in der Partei besonders auf 
gemeinsame Arbelt und auf Geschlossenheit ankommt, wollen wir unseren 
Beitrag für die Weiterentwicklung unserer Politik leisten. Die gesellschaftliche 
Entwicklung in den Großstädten stellt uns dabei vor besondere Aufgaben. Wir 
würden es für gut halten, wenn wir mit den anderen Stadtstaaten und mit den 
CDU-Vertretern der anderen deutschen Großstädte zu ganz besonderer Arbeit 
zusammenkommen würden und unsere Erfahrungen austauschen und alles 
das zusammenfassen, was notwendig ist, um die Christlichen Demokraten 
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wieder zum Erfolg zu führen. Es handelt sich dabei - wie ich glaube - nicht 
in erster Linie um Kommunalpolitil«, sondern um eine Antwort der CDU auf 
den gesellschaftlichen Umwandlungsprozeß in den großen Städten. 

Da wird viel von Schwierigkeiten gesprochen. Es gibt, wie ich meine, politisch 
auch den einen oder anderen guten und erfolgversprechenden Ansatzpunkt. 
Zunächst: In der Opposition sind wir ja nicht gehalten und genötigt, gestrige 
Strukturen in der Verwaltung oder In der Bürokratie zu verteidigen. Auch die 
Regierungsparteien wissen nämlich, daß ihre Strukturen heute vielfach über­
holt sind und der Bürger nicht mehr klar erkennen kann, was seine Pflichten 
und Rechte sind. Es besteht dann meist ein Unbehagen gegenüber einer nicht 
genügend kontrollierten und zukunftsorientierten Bürokratie. W/V müssen es in 
diesen Städten sein, die dem Bürger helfen, seine Sorgen zu erkennen und 
mr müssen seine Sorgen vertreten. 

Und zweitens: es gibt ja auch. Hebe Freunde, in den großen Städten sozial­
demokratische Kommunalverwaltungen oder Regierungen, die inzwischen Fett 
und Moos angesetzt haben. Es Ist ja nicht nur so, daß hier überall das beste 
geleistet wird, was denkbar ist. Wenn schon Günter Grass bei seinem Wahl­
kampf während seiner Reise durch die Bundesrepublik Immer wieder darauf 
hingewiesen hat, daß die SPD in Berlin verbraucht sei, so können wir das nur 
bestätigen; und so etwas gibt es auch in anderen Städten, und hier ist unser 
Ansatzpunkt für die Politik der nächsten Jahre. 

Liebe Freunde, ich möchte auf eine andere Aufgabe hinweisen. Es gibt Ziele 
und Programme, die sich sehr schnell überleben und die je nach dem Wandel 
der Verhältnisse schnell erreicht oder abgeändert oder durch neue ersetzt 
werden müssen. Es gibt aber auch andere, langfristige Ziele, von denen wir 
überzeugt sind, daß sie auf lange Zelt grundsätzlich unsere Positionen be­
stimmen. Und ich finde, daß wir uns hier besonders eine Arbeitsmethode 
überlegen müssen, wie wir unsere Politik auf diese langfristigen Ziele immer 
wieder neu formulieren. Auch die werden In der öffentlichen Diskussion häufig 
als überholt und unmodern bezeichnet. Schon deshalb, weil der Erfolg nicht 
allein von uns abhängt und well wir deshalb Erfolge nur teilweise aufweisen 
konnten. 

Zu solchen Zielen der Nation gehört z. B. die Aufgabe, die individuelle Freiheit 
und die Menschenrechte für alle Deutschen zu erkämpfen. Dazu gehört auch 
das Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen, und daran müssen wir gerade 
dann denken, wenn es Mode wird, daß man heute Realitäten bedingungslos 
anerkennt und auf jede Änderung der Situation In Deutschland verzichten will. 
Ein solches Ziel der Nation und unserer Partei Ist auch der Versuch, die 
Deutschen trotz aller scheinbar unüberwindlichen Schwierigkeiten eines Tages 
doch wieder in einem Staat zusammenzuführen, wenn es heute auch in vielen 
Kreisen beliebt Ist, die Wiedervereinigung unseres Landes als Ziel einfach 
aufzugeben. 

Zu diesen großen nationalen Zielen gehört die Einigung Europas und das 
dauernde Bemühen um eine weitgehende Integration unserer Geseilschaft und 
um ein Höchstmaß an Gerechtigkeit In den Beziehungen der Menschen unter­
einander. 
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Unsere Aufgabe muß es sein, diese Ziele, die für uns Richtschnur unserer 
Politil< sind, nicht aus den Augen zu verlieren und gleichzeitig Immer wieder 
zu überprüfen, welche Wege und Methoden neu eingeschlagen werden können 
und müssen, und welche alten Vorstellungen und Mittel aufzugeben sind, um 
angesichts der veränderten politischen Verhältnisse in der Welt diesen Zielen 
näherzukommen. Jeder von uns weiß zum Beispiel, daß die Vorstellungen 
über die Deutschlandpolitik in den 50er Jahren sich heute nicht mehr mit der 
politischen Wirklichkeit decken. Es gibt auch Einrichtungen, wie das Kura­
torium Unteilbares Deutschland, die heute teilweise ihren Sinn und Inhalt ver­
loren haben, oder verändert werden müssen. Es scheint also gut, wenn die 
Partei eine Kommission für diese Ziele der Nation ins Leben ruft und ihr die 
Aufgabe zuweist, immer wieder geeignete Wege zu finden, um Partei und 
Fraktion ständig neue Tatsachen und Vorschläge zu vermitteln, die sie in die 
Lage versetzen, diese unverrückbaren Ziele mit modernen Mitteln, die unserer 
Zeit angemessen sind, anzustreben. 

Nun noch ein Satz: Wir haben, nachdem die Christlich Demokratische Union in 
die Opposition gegangen Ist, Mitgliederwerbeaktionen durchgeführt. Nicht nur 
wir, das haben viele in unserem Land gemacht und mit gutem Erfolg. Wir 
haben diejenigen, die wir gewinnen wollten, damit angesprochen, daß wir 
ihnen gesagt haben: Wir können weder Partei- noch Verwaltungskarrieren ver­
geben, sondern wir möchten Ihre Zeit, Ihre Arbeitskraft und ihr Geld. Es hat 
sich herausgestellt, daß viele heute darauf ansprechbar sind. Gerade junge 
Leute. Das Dienen am Staat scheint wieder modern zu werden. Und ich 
glaube, daß wir hier Mitarbeiter gewinnen, die mit uns für lange Zeit an unserer 
Aufgabe für die Zukunft arbeiten. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Als nächster spricht Herr Dichgans, Landesverband 
Rheinland, und dann folgt Herr Dr. Dregger aus Fulda, Landesverband Hessen. 

Dr. Dichgans: Herr Vorsitzender, meine sehr verehrten Damen, meine Herren, 
liebe Parteifreunde, auf diesem Parteitag der nüchternen Analyse, der Planun­
gen des zukünftigen politischen Erfolges steht im Anfang die Frage der Bibel: 
Oh Herr, was sollen wir tun. Ich glaube, mit dem Vorschlag von Konsumaus­
gaben allein ist dieses Problem nicht zu lösen. Es ist legitim, daß eine 
Opposition angesichts einer Regierung, die viel Geld ausgibt, auch ihrerseits 
Vorschläge macht, die populär sind; aber da das alle Fraktionen tun, können 
wir nicht erwarten, damit die politische Landschaft zu verändern. Wir müssen 
vielmehr, glaube ich, uns bemühen, unser Parteiprogramm, das im ganzen 
ausgezeichnet ist, etwas zu konkretisieren und unseren Wählern anschau­
licher zu machen, als wir das bisher haben tun können. 

Dafür drei kurze Beispiele: Das erste ist die Bildung: Mit der Forderung, es 
müsse mehr für die Bildung getan werden, lösen wir das Problem jedenfalls 
nicht, weil das alle Fraktionen sagen. Ich möchte vorschlagen, daß wir fordern, 
in den außerordentlichen Bundeshaushalten der Jahre 70 und 71 zusammen 
5 Mrd. D-Mark für den Neubau von Studienplätzen an Universitäten bereit zu 
stellen. Das gäbe etwa 30 000 Studienplätze. Das ist ein Betrag, der sich ohne 
weiteres am Anlagemarkt beschaffen läßt, zumal wir von Herrn Möller gelernt 
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haben, wie leicht sich der Verlust von 4,3 Mrd. Mark verschmerzen läßt, den 
die Aufvi^ertung gekostet hat. 

Und, meine Damen und Herren, dieser Vorschlag darf nun keinesfalls wieder 
in dem Gestrüpp der Zuständigkeitsstreitigkeiten von Bund und Ländern 
stecken bleiben. Wir müssen Lösungen suchen. Es gibt diese Lösungen. Mein 
Vorschlag: Der Bund soll sich so verhalten wie ein reicher Mann, d.h. wir 
sollten Bundesuniversitäten stiften, die dem Landesrecht und der Landesauf­
sicht unterstehen. Dann kann das sofort beginnen. Wenn einzelne Länder 
Bedenken dagegen haben, solche Universitäten anzunehmen, dann beschrän­
ken wir die Offerte auf die Länder, die bereit sind, sie bauen zu lassen. Ich 
bin überzeugt, wir werden genügend solcher Länder finden. 

Der zweite Vorschlag betrifft die Aktivierung des politischen Interesses. Es ist 
hier mehrfach mit Recht gesagt worden, wir müßten uns darum bemühen, der 
Wählerschaft, insbesondere der jungen Wählerschaft, näher zu kommen. Mein 
Vorschlag geht dahin zu überlegen, ob man nicht in Zukunft alle Grund­
gesetzänderungen einer Volksabstimmung unterwerfen sollte. Das würde uns 
auch zwingen, im Bundestag etwas rationeller mit diesen Änderungen zu ver­
fahren. Wir haben, wie sie wahrscheinlich wissen, in den ersten sieben 
Monaten dieses Jahres siebenmal das Grundgesetz geändert, jeden Monat 
einmal. Es scheint mir richtiger zu sein, hier größere Vorlagen, größere Kon­
zepte zu entwickeln und diese dann mit unseren Bürgern zu diskutieren. 

Der dritte Vorschlag betrifft die Europapolitik. Hier sagen wir in unserem 
Programm, daß wir sowohl den Ausbau als auch die Erweiterung der euro­
päischen Zusammenarbeit wollen. Aber wenn sich herausstellt, daß wir beides 
nicht zugleich haben können, wenn sich etwa herausstellt, daß die Erweiterung 
an dem Widerstände der Franzosen scheitert, wollen wir dann wirklich das tun, 
was die SPD uns vorschlägt, nämlich nach der Alles-oder-nichts-Alternative auf 
das verzichten, was wir möglicherweise bekommen können? Meine Damen 
und Herren, die CDU sollte sich mit größter Entschiedenheit dafür ausspre­
chen, daß wir, wenn sich die Erweiterung im Augenblick nicht erreichen läßt 
- was ich lebhaft bedauere - dann jedenfalls entschlossen sind, dafür einzu­
treten, daß der innere Ausbau Europas vorangeht, daß wir uns auch da um 
Anschaulichkeit bemühen. 

Ich bin zum Beispiel überzeugt, daß wir innerhalb von sechs Monaten euro­
päische Münzen haben könnten, wenn nur die Bundesrepublik sich energisch 
darum bemühen würde. 

Meine Damen und Herren, daß sind drei Vorschläge die ich hier jetzt nicht 
ergänzen will. Ich finde, wir sollten sie in unserem Kreise sehr eingehend 
diskutieren, aber nicht nur in unserem Kreise, sondern auch mit den Bürgern 
allgemein. Es ist hier im Laufe der Diskussion zweimal der Name Günter 
Grass gefallen. Ich rege beim Vorstand an, zu überlegen, ob man nicht 
Günter Grass auffordern sollte, beim nächsten Reformparteitag einmal einen 
Vortrag hier bei der CDU zu halten. 

Lassen sie mich schließen mit einer kurzen organisatorischen Bemerkung: Eine 
Partei ist eine Organisation, deren Aufgaben sich im Grundsatz nicht von 
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denen einer Gewerkschaft oder eines Industrieverbandes unterscheiden. Und 
eine soiche nnoderne Organisation braucht ein hochwertiges Management; das 
sind hochwertige hauptamtliche Geschäftsführer. Es ist heute morgen mit 
Recht Herrn Krasl<e sehr gedanl<t worden. Aber ich finde, wir sollten diesen 
Danl< ausdehnen auf die Geschäftsführer aller Ebenen, bis zur Kreisebene 
herunter. Es ist unsere Pflicht, dafür zu sorgen, daß diese Geschäftsführer 
auch finanziell gesichert werden, daß sie eine Laufbahn erhalten, in der sie 
gerne bei uns politisch tätig sind. 

Damit bin Ich am Ende. Wenn es uns gelingt, unsere politischen Vorstellungen 
zu konkretisieren, und wenn es uns gelingt, eine moderne Organisation mit 
einem leistungsfähigen Management zu schaffen, dann bin ich überzeugt, daß 
wir mit Optimismus auf die nächsten Jahre sehen können. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Vielen Dank. Herr Dr. Dregger hat gebeten, seine 
Wortmeldung noch zurückzustellen. Als nächster ist dann Herr Soenius aus 
dem Rheinland hier der Sprecher, und Ihm folgt Herr Simon, der Bundes­
vorsitzende des RCDS. 

Heinz Soenius: Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, da 
schon viel vom Verhältnis zur Presse gesprochen worden ist, erlauben Sie mir 
vorab eine Bemerkung. Wenn ich rückblickend sehe, daß die Christlichen 
Demokraten vor, während und nach dem Berliner Parteitag eine gute Presse 
hatten, so erhebt sich für mich immer wieder die Frage, ob das nun etwa an 
der Presse gelegen hat, daß wir heute oder im Wahlkampf ein schlechtes Ver­
hältnis hatten, oder ob das auch an uns selbst liegt. Und welter die Frage, 
warum wir diese günstige Situation nicht in den Wahikampf hinein gerettet 
haben. Zum zweiten, meine Damen und Herren, zu dem Wahlergebnis für die 
Christlichen Demokraten In den deutschen Großstädten. Die Untersuchungen 
zeigen uns, daß die Ergebnisse quer durch alle Länder, quer durch alle Land­
striche fast gleich sind. Diese Ergebnisse, wir haben sie untersucht - ich zeige 
Ihnen gerne die Zahlen - differieren zwischen 32,3% und 44,9%. Im Lande 
Baden-Württemberg etwa erreichte die CDU in den Großstädten über 100 000 
Einwohner 41,3% der Stimmen, in Bayern das gleiche Ergebnis. Im Lande 
Nordrhein-Westfalen betrug der Anteil 39%. Es Ist also, meine Damen und 
Herren, nicht die Frage des unterschiedlichen Abschneidens, sondern viel 
mehr, wie hoch der Anteil der Baliungsgebiete in einem Lande Ist. Wenn wir 
diese Entwicklung feststellen, so müssen fragen, ob es nicht einen Grund 
dafür gibt, daß landauf, landab in den Ballungsgebieten die Attraktivität der 
CDU abgenommen hat. Die Bürger in den Ballungsgebieten geben, glaube Ich, 
der Innenpolitik einen anderen Stellenwert, als wir das unterstellen. Die Innen­
politik liegt vor der Außen- und Deutschland- und auch der Slcherheltspolltlk. 
Diese Bewohner der Ballungsgebiete leben In einer viel größeren Abhängig­
keit als die Bewohner anderer Landstriche. Deshalb ist es notwendig, ein sehr 
viel größeres Angebot zu schaffen und daß wir ein anderes Verhältnis zu dem 
ganzen Bereich dessen, was wir öffentliche Dienstleistungen nennen, bekom­
men. Wir müßten einmal fragen, ob etwa die ständige Forderung nach der 
Privatisierung öffentlicher Einrichtungen überhaupt Interesse und Beifall bei 
dem Bürger findet. Sie verlangen ein anderes Angebot, vor allen Dingen im 

56 



Wohnungsbau und ein anderes Bodenrecht, das gilt sowohl für die Miefer wie 
auch für Eigenheimer oder für diejenigen, die ein Eigenheim erwerben wollen. 
Meine Damen und Herren, wenn man dann im Handbuch für den Bundestags­
wahlkampf so Sätze findet, auf Seite 99, daß die SPD einseitig Mieterinteres­
sen vertritt, so glaube ich nicht, daß solche Aussagen unsere Position in den 
Ballungsgebieten, da, wo die Mobilität größer ist, ein anderes Verhältnis zum 
Wohnen besteht, sonderlich fördernd ist. Zu dem gesamten Bereich des Nah­
verkehrs, glaube ich, müssen wir andere Aussagen als bisher treffen. Meine 
Damen und Herren, das waren nur einige Hinweise, und ich glaube, daß für 
den angekündigten Parteitag im Frühjahr nächsten Jahres eine Erweiterung 
der Aussage notwendig ist, und ich würde vorschlagen, daß man wieder das 
Verfahren wie vor dem Berliner Parteitag wählt, daß Gruppen aus der Partei 
heraus zu diesen einzelnen Sachfragen Vorlagen erarbeiten, die dann auf 
diesem Parteitag zu diskutieren sind, nachdem sie vorab in der Partei disku­
tiert wurden. Lassen Sie mich noch ein Wort sagen zu der Aussage, die 
heute morgen anklang, nämlich, daß die Kritiker' dieses Wahlkampfes erst 
nach diesem Wahlkampf angetreten sind und wo sie etwa vorher gewesen 
wären. Ich darf Sie daran erinnern, daß zu der Frage der CDU in der Groß­
stadt wir von Köln aus schon vor fast 3 Jahren eine Aussage gemacht haben. 
Diese Aussage hat nicht den Beifall aller gefunden, das war auch gar nicht 
unsere Absicht; es war ein Diskussionsbeitrag. Aber das Echo darauf war von 
Bonn her, vom Bundesvorstand und vom Buridespräsidium her - wenn über­
haupt - dann negativ. Die Kritiker waren also schon vorher da. Lassen Sie 
mich abschließen: Eben ist ein Wort zur Kommunalpolitik gesagt worden. 
Gerade hier läßt sich die Leistungs- und Funktionsfähigkeit einer Partei am 
ehesten beweisen. Wir müssen diesen Bereich und auch andere wieder ent­
decken, damit wir den „Langen Marsch" durch die Institutionen anzutreten 
vermögen so wie das andere uns vorgemacht haben. Danl<e schön. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Vielen Dank. Als nächster spricht Herr Simon vom 
RCDS und ihm folgt dann Herr Jäger aus dem Landesverband Württemberg-
Hohenzollern. 

Uwe Rainer Simon: Meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich möchte mich 
zuerst bei Ihnen bedanken, daß Sie dem RCDS Gelegenheit geben, auf diesem 
Parteitag mit drei Rednern unsere Vorstellungen zur Reform der Politik dieser 
Partei und zur Reform organisatorischer Art hier Stellung zu nehmen. Ich 
möchte Sie deshalb bitten, weil heute morgen viel über Solidarität in dieser 
Partei gesprochen worden ist, vor allen Dingen in Zukunft die Solidarität den 
Kritikern In dieser Partei gegenüber stärker als bisher zu wahren und in An­
spruch zu nehmen. 

Als zweites möchte ich einen Satz aufgreifen von Ihnen, Herr Dr. Kiesinger, 
in dem sie sagten, Reformen schön und gut, aber wir müssen eine Politik 
betreiben, die sich den Erfordernissen der Zeit anpaßt. Eben das ist es, was 
wir nicht wollen. Wir wollen, daß die Politiker dieser Partei und wir alle, die 
wir uns darum bemühen, eine zukunftsgerechte Politik zu entwickeln, vor 
den Entwicklungen stehen und nicht nur mit dieser Entwicklung mitgehen. Das 
ist das Dilemma dieser Partei, daß wir das zu wenig beachtet haben. 
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Meine Damen und Herren, sie alle, die Sie hier im Saal sitzen, mit uns 
zusammen haben das Berliner Programm entwickelt. Nur, ich frage mich, 
wofür haben wir dieses Berliner Programm entwickelt, wenn es im Wahlkampf 
kaum beachtet wurde und auch von Ihnen, Herr Dr. Kiesinger, nicht schwer­
punktmäßig vertreten wurde. Gerade die wichtigen Fragen der Bildungs­
reform und der Sozialpolitik sind in Ihrem Wahlkampf nicht gerade in der 
entsprechenden notwendigen Härte herausgestellt worden, und deswegen 
konnte sich die Partei in der Innenpolitik nicht so profilieren, wie es notwendig 
gewesen wäre, um gerade die jungen Wähler und die Schichten in den 
Städten für sich zu gewinnen. Das muß nun entschieden anders werden. Und 
dies bedeutet konkret, meine Damen und Herren, daß die Christlich Demo­
kratische Union mit uns zusammen versuchen muß, Ihre Stellung in einer 
modernen Industriegesellschaft neu zu bestimmen und neue Schwerpunkte 
für die Politik der nächsten 10 Jahre zu setzen. Lassen Sie mich nur ganz 
kurz stichwortartig neben der notwendigen organisatorischen Frage, die ich 
jetzt hier nicht mehr weiter anschneiden möchte, drei Punkte sagen, von 
denen ich glaube, wo wir in der nächsten Zeit erheblich vorwärts schreiten 
müssen. 

Das ist einmal die Frage des Bildungswesens. Nur wir haben ein Programm 
zur Bildungspolitik und wir haben dreiviertel Jahr gemeinsam daran gearbeitet; 
nur was nutzt es uns, wenn dieses Programm dann von den Landesverbänden, 
den Kultusministern gar nicht ausgeführt wird. Dann brauchen wir die schönsten 
Programme nicht. 

Meine Damen und Herren, neben der Frage der Bildungsreform, zu der viel 
gesagt worden ist und Ich hier auch nicht weitere Ausführungen In Einzel­
heiten machen will, müssen wir eine Reform der Demokratie anstreben, wo die 
Transparenz der Institutionen und die Mitwirkungsrechte der Bürger verstärkt 
werden. Dabei müssen wir auch den Föderalismus in der heutigen Form ins 
Kalkül miteinbeziehen. Nur wie will diese Partei und wir alle zusammen 
Föderalismus in der Bundesrepublik reformieren, wenn nicht einmal die Lan­
desverbände der bisherigen Struktur der Bundesrepublik so angepaßt sind, 
daß wir einheitliche Landesverbände habenI Da ist das ganze Gerede von 
Reform unsinnig. 

Und ein letzter Punkt, meine Damen und Herren. Wir haben mit Herrn Erhard 
zusammen das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft verwirklicht, und wir 
haben es gegen die Sozialisten der damaligen Zeit durchgesetzt. Was ist 
von dieser sozialen Komponente der Marktwirtschaft eigentlich geblieben, wenn 
es uns immer noch nicht gelungen Ist, mit den Gruppierungen, die in dieser 
Partei vorhanden sind, wirklich das Problem der Mitbestimmung so zu lösen, 
daß sowohl Arbeitnehmer wie Arbeitgeber in dieser Partei zu einem ver­
nünftigen Konzept kommen. Ich kann nur appellieren, daß die Sozialausschüsse 
und die Unternehmer sich endlich hinsetzen und ein gemeinsames Konzept 
erarbeiten, denn dann sind wir der SPD wirklich überlegen, so wie wir es 
sein wollen. 

Meine Damen und Herren, die CDU war es,- die die Vermögenspolitik in den 
Vordergrund gestellt hat. Wo sind dort unsere weiterführenden Schritte 
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gewesen? Ich sehe sie nicht und wir sind doch die F'artei, das kann man 
selbst im „Spiegel" nachlesen, die dort bisher am meisten getan hat. Machen 
wir doch gemeinsam mit Herrn Katzer Fortschritte auf diesem Gebiet und 
ändern wir die Vermögensstrul<tur dieser Bundesrepublik so, daß wir keine 
sozialen Krisen in den nächsten 10 Jahren bekommen. Darum möchte ich Sie 
herzlich bitten. 

Und noch eins, meine Damen und Herren, das Problem CDU/CSU muß auch 
geklärt werden. Solange wir ein Organ haben wie den „Bayernkurier", von dem 
das Image dieser Partei entscheidend mitgeprägt wird, und niemand öffentlich 
auftritt und das geißelt, was dort in einer Manier gesagt und getan wird, wie 
es in der Vergangenheit von uns zurecht bemängelt wurde - Ich will das ganz 
vorsichtig ausdrücken - so lange werden wir dieses Image auch nicht los­
werden. Deswegen, Herr Dr. Kiesinger, bitte ich Sie eindringlich, daß Sie mit 
Herrn Strauß reden und daß Marcel Hepp endlich abgelöst wird, damit diese 
unwürdigen Artikel, die dort veröffentlicht werden, endlich wegkommen. Ich 
danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Meine Damen und Herren, ich glaube, dies ist ein 
Zeitpunkt, wo wir allen Mitgliedern des RCDS und des Bundesvorstandes, 
dessen Vorsitzender Herr Simon ist, Anerkennung für die Arbeit des Ringes 
Christlich Demokratischer Studenten an den Hochschulen aussprechen sollten. 
Und ich glaube auch, daß unabhängig davon, wie man die einzelne Sachaus­
sage unseres Freundes Simon bewertet - da gibt es natürlich auch unter­
schiedliche Meinungen in unserem Kreis - sagen kann, daß dies ein Beitrag 
war, der Anlaß ist, unsere Diskussionen hier und unsere Meinungsbildung 
im Für und Wider zu beleben. Das Wort hat unser Parteivorsitzender, Herr 
Dr. Kiesinger. 

Dr. Kiesinger: Meine Damen und Herren, ich ergreife das Wort deswegen, weil 
Herr Simon nicht zugehört hat heute früh. Ich habe in keiner Weise - ent­
schuldigen Sie, weil Herr Simon nicht zugehört hat heute früh - davon ge­
sprochen, und ich tat es nie, daß man sich einer Situation anpassen müsse. 

In einer ganzen Reihe von Interviews der letzten Tage habe ich gesagt, ich 
will das Gegenteil. Ich will, daß wir die Entwicklung vorausdenken, um diese 
Entwicklung lenken zu können; und deswegen habe ich heute früh von einer 
Politik der permanenten Gestalt des Wandels gesprochen. Meine Darrten und 
Herren! Ich habe diese Bemerkung nur gemacht, damit morgen nicht in der 
Presse steht, der Bundesvorsitzende wolle sich anpassen. 

Pr&sident Dr. Stoltenberg: Meine Damen und Herren, als nächster spricht Herr 
Klaus Jäger aus dem Landesverband Württemberg-Hohenzollern, und ihm folgt 
Herr Dr. Heinz Riesenhuber aus Hessen. 

Klaus Jäger: Herr Präsident, meine lieben Parteifreunde. Eben ist in dieser 
Diskussion von der Vorrangigkeit und entscheidenden Bedeutung unserer 
Innenpolitik gesprochen worden.. Lassen Sie mich - der Ablauf der Dis­
kussion läßt es eben nicht anders zu - wieder einmal einen Blick werfen auf 
jenes Gebiet, das heute morgen unser Bundesvorsitzender in seinem Referat 
besonders angesprochen hat, nämlich auf das Gebiet der Deutschlandpolitik. 
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Meine lieben Parteifreunde, die ersten Tage unserer Oppositionszeit in Bonn 
haben gezeigt, daß dort einer der Schwerpunl<te liegt, die zu bearbeiten, die 
zu diskutieren, in der sich zu profilieren die CDU zwar in ihrer Spitze selten 
sich gescheut hat, in der aber eine Willensbildung unserer Partei bis hinunter 
in die Landes-, Kreis- und Ortsverbände in den vergangenen Jahren leider Got­
tes versäumt worden ist. Und deswegen gilt es auch hier, einiges nachzuholen. 
Meine lieben Parteifreunde, es geht heute nicht darum, daß wir in der Bundes­
republik nun das alles von neuem wiederholen, was wir oft und oft gesagt 
haben. Aber es geht darum, daß wir auf breitester Front die Diskussion mit all 
denen aufnehmen, die heute, beeindruckt und beeinflußt von all dem, was sich 
an fehlendem Erfolg auf diesem Gebiet in den letzten Jahren gezeigt hat, einer 
Resignation anheimfallen und die, meine lieben Parteifreunde, aus dieser 
Resignation heute allzu schnell zu Verzichten aller Art bereit sind. 

Dies Diskussion mit diesen Parteifreunden, aber auch mit den Menschen 
draußen in unserem Volk gilt es, mit allem Nachdruck aufzunehmen. Wenn 
wir dieser Tage im „Neuen Deutschland" lesen können, daß die SED nicht 
nur der neuen Regierung eine Ohrfeige nach der anderen verpaßt, sondern 
wir dort lesen können, daß nun der Versuch gemacht werden soll, durch eine 
neue Bewegung In der Bundesrepublik all das beiseite zu räumen, was einer 
angeblich progressiven Politik der neuen Bundesregierung noch im Wege steht, 
dann wissen wir, meine lieben Parteifreunde, was auf uns, auf die Christlich-
Demokratischen Union zukommt. Diese Herausforderung können wir nur auf 
uns nehmen, wenn wir in dieser Frage nicht nur eine klare und deutliche 
Haltung einnehmen, sondern wenn wir in dieser Frage mehr als bisher dis­
kutieren und uns auch zu dieser Diskussion fit machen. Wenn wir heute von 
Parteifreunden den Satz hören, die Deutschlandpolitik sei deswegen nicht 
mehr von so vorrangiger entscheidender Bedeutung für uns, weil uns nun 
unsere Politik in Deutschland viele Menschen gar nicht mehr abkaufen, dann ist 
doch eine solche Haltung im Grunde nur eine Kapitulation und Bankrotterklä­
rung vor der Aufgabe einer Partei, ihre Vorstellungen der Bevölkerung begreif­
lich zu machen und durchzusetzen. Und das, meine lieben Parteifreunde, müs­
sen wir in dieser Stunde anders, intensiver und nachhaltiger als früher tun. 

Lassen Sie mich dazu ein Wort sagen zur Diskussion mit der Jugend. Wenn 
wir heute in diesem Themenkreis mit der Jugend sprechen, dann erleben wir 
ganz besonders die Früchte dieser Resignationshaltung und dann müssen wir 
nicht glauben, das ändern zu können, indem wir althergebrachte Floskeln und 
Klauseln gebrauchen, sondern dann müssen wir auf -die fundamentalen Grund­
sätze unserer Politik hinweisen. 

Mich hat es ganz besonders gefreut, daß unser Freund Barzel in seiner ersten 
Rede im neuen Deutschen Bundestag an den Anfang seiner Ausführungen die 
Grundfrage gestellt hat, um die es uns geht, nämlich um mehr Menschenrechte', 
um mehr Freiheit, um mehr Menschenwürde, um mehr Demokratie in ganz 
Deutschland, das heißt auch in Mitteldeutschland. Und das ist doch bekanntlich 
unsere Deutschlandpolitik, und darauf sollen wir unsere Diskussion draußen 
mit der Jugend in unserem ganzen Lande abstellen. 

60 



Wir können ein zweites tun hier für uns. Diese Jugend möchte, und das hat 
die neue Regierung sehr geschickt auszunützen verstanden, diese Jugend 
möchte mehr Demokratisierung. Sie möchte diesen Prozeß zur Demokrati­
sierung unserer Geselischaft vorantreiben. Aber wenn wir dazu ja sagen, dann 
ist es unverständlich, unlogisch und in keiner Weise zu rechtfertigen, wenn in 
Deutschland gleichzeitig ein Regime praktisch anerkannt und akzeptiert wird, 
in dem nicht nur keine Demokratisierung, keine Rechte und keine Freiheit 
herrschen, sondern wo die primitivsten Grundbegriffe dieser Demokratie und 
Freiheit unbekannt sind und nach wie vor den Deutschen verweigert werden. 
Das eine, meine ileben Freunde, rnehr Demokratisierung, schließt das andere, 
das Friedemachen mit der SED, eben aus. Und dazu, meine ileben Freunde, 
brauchen wir, dazu brauchen wir In dieser Partei die organisatorischen Vor­
aussetzungen. 

Wir haben morgen zwei Anträge ill/24 und lli/25, bei denen dieses Thema 
nochmals zur Rede kommen wird. Diese beiden Anträge sollen die Grundlage 
dafür liefern, daß die CDU in der Lage ist, auf diesem entscheidenden und 
wichtigen Gebiet so sehr und so nachhaltig unsere politische Landschaft zu 
gestalten, daß unsere Fraktion In Bonn die richtige und gute Deutschlandpolitik, 
die wir machen müssen, auch mit Unterstützung der freien deutschen Öffent­
lichkeit tatsächlich machen kann. Und das, meine Freunde, ist unsere Aufgabe 
als Partei. Danke schön. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Als nächster spricht Herr Dr. RIesenhuber aus Hes­
sen und dann Herr Blüm aus Rheinland-Pfalz. 

Dr. RIesenhuber: Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Parteifreunde, 
der Generalsekretär, einer der mächtigsten Männer im alten Bundespartei-
vorstand, hat heute früh festgestellt, daß der Bundesparteivorstand bisher nicht 
ausreichend politisch geführt habe. Es wäre nun sehr interessant, die Frage 
zu diskutieren, woran es liegt. Man kann eines feststellen: es lag nicht daran, 
daß die Aufgaben nicht klar definiert gewesen sind. Das Berliner Programm als 
Aufgabe an die gesamte Partei war insbesondere der Obhut des General­
sekretärs übertragen. Wenn dieses Berliner Programm in der Praxis der Partei 
nicht durchgesetzt worden ist, nicht in dem Maße durchgesetzt worden Ist, wie 
es seiner wahren Substanz und seinem Wert entspricht, war es eine Aufgabe, 
die das Parteipräsidium zu erfüllen gehabt hätte. 

ich möchte auf zwei Punkte eingehen: Das eine ist die Frage, was ist mit dem 
Wahlalter, dem Wahlrecht geworden, und das andere, was wurde aus der 
Kulturpolitik? Wenn dieser Parteitag entschieden hat, ist alles, was er gesagt 
hat, verbindlich für die gesamte Partei in allen Ihren Gliederungen. Daran gibt 
es nichts zu deuteln. Und was entschieden worden Ist, steht nicht mehr zur 
Disposition. Es steht nicht zur Disposition, ob das Wahlrecht eingebracht wird, 
ob die Herabsetzung des Wahiaiters eingebracht wird imi Bundestag oder nicht. 
Es Ist einzubringen. Und es Ist von der letzten Fraktion nicht eingebracht wor­
den, als wir die Macht hatten, es zu tun, sondern jetzt, wo uns wieder vor­
geworfen werden kann, wir zögen nur nach, da wird es gebracht, wo es doch 
eine alte CDU- und Junge Unions-Idee und -Forderung gewesen Ist. 

61 



Und der andere Punkt: Wenn die CDU auf diesem Parteitag entschieden hat, 
daß sie ein mehrheitsbildendes Wahlrecht will, ob zu Recht oder zu Unrecht, 
dann steht dieses mehrheitsbildende Wahlrecht nur für diesen Parteitag zur 
Disposition und für niemanden Innerhalb der Partei sonst. Wenn dieser Partei­
tag entschieden hat, ist seine Entscheidung verbindlich für alle. 

Meine Freunde, nun eine zweite Sache, die Ich für mindestens ebenso ernst 
halte: Wir haben eindeutige Beschlüsse gefaßt zur Kulturpolitik. Glauben 
wir wirklich, daß wir auf eine Kulturpolitik, die von den Egoismen von Landes­
verbänden, von Fraktionen, von Kultusministerien, aus den Egoismen einzelner 
Länder aufgebaut worden ist, eine moderne Politik für Deutschland machen 
können? Glauben wir, daß wir in den Diskussionen mit den jungen intellek­
tuellen, die jetzt fragen, wo die deutsche Wissenschaft hingehen soll, eine 
vernünftige Position beziehen können, wenn wir nicht das, was wir beschlossen 
haben, in allen Punkten, wo es möglich ist, da durchsetzen? Ich weise nur 
darauf hin, daß es ein jämmerliches Schauspiel war, wie das Deldesheimer 
Programm auf einem Kongreß in Bad Godesberg aufgrund der Interessen ein­
zelner Landesverbände immer mehr zusammengestrichen, zusammendiskutiert 
worden ist, und die große Linie, die darin enthalten war, und die großen 
Linien, die im Entwurf zur Hochschulgesetzgebung enthalten waren, nur nach 
größten Mühen über einzelne Gremien der Partei, nicht aber über die ganze 
Partei selbst, durchzubringen gewesen sind. 

Meine Damen und Herren, wir sind jetzt in der Opposition. Das bedeutet viel­
leicht eine Gefahr für die Bundesrepublik und Ihre Stabilität, es scheint mir 
aber die große Chance für die CDU und ihre innere Reorganisation zu sein. 
Der Parteitag wird seine Beschlüsse einzufordern haben. Der Generalsekretär 
hat darüber zu wachen, ob sie ausgeführt worden sind. Der Generalsekretär 
hat nicht nur von Erfolgen zu berichten, sondern er hat ebenso zu berichten, 
wo es nicht gelungen ist, Beschlüsse dieses Parteitages durchzusetzen, und er 
hat Empfehlungen zu geben, wie hier zu arbeiten ist. Dazu hat dieser General­
sekretär in seinem Generalsekretariat einen Stab aufzubauen, der ihm und 
der Partei regelmäßig Rechenschaft gibt über den Erfolg und den Mißerfolg 
unserer Arbeit In den einzelnen Gremien. 
Und ein letztes: es Ist so viel über die Jugend geredet worden, wie wir sie 
gewinnen wollen. Was die Jugend haben will, ist sehr bescheiden. Jugend will 
Offenheit und Redlichkeit und ein Stehen zu dem Wort, das man gegeben hat. 
Wenn wir bereit sind, uns selbst an unserem Programm messen zu lassen, 
dann haben wir die große Chance, in der kommenden Auseinandersetzung die 
anderen an Ihrem Programm und ihren Versprechungen und an den vielen und 
zahlreichen Versprechungen an alle Gruppen, die sie gegeben haben, zu 
messen, und zu zeigen, daß sie eine Politik der Wahrheit, der Klarheit und der 
Entschiedenheit nicht machen können, für die wir einstehen. Wir aber brauchen 
nicht davon auszugehen, daß wir unsere eigenen Beschlüsse nicht bis zum 
äußersten ernst nehmen und unsere eigene Organisation bis zum letzten an 
die Ordnung und an die Linie der Partei binden und auch hier am Parteitag 
kritisch einklagen. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Als nächster spricht Herr Blüm aus Rheinland-Pfalz, 
und Ihm folgt Herr Erwin Teufel aus Württemberg/Hohenzollern. 
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Dr. Blüm: Herr Präsident, meine Damen und Herren, dieser Parteitag Ist l^eine 
Heerschau, wir müssen l<eine Truppen vorführen, er ist auch nicht eine Art von 
Feldgottesdienst. Bedarf nach Gefühlen besteht ja nicht, wir sollten ganz 
kühl und nüchtern unsere Fehler erkennen, nicht weil wir uns an den Fehlern 
laben und Wunden zu kühlen haben, sondern weil man aus Fehlern lernen soll. 
Nur in dieser Hinsicht sind überhaupt Fehler diskutabel - als Lernmaterial. 

Ich meine, dieser Parteitag muß sich auch damit beschäftigen, weiche Chance 
mit der neuen Situation gegeben ist, Oppositionspartei zu sein. Wir sind ja in 
diese Rolle über Nacht gekommen. Und ich meine, diese neue Rolle würde uns 
die große Möglichkeit geben, in ein besseres Verhältnis mit jenen Gruppen 
zu kommen, in denen das kritische Potential groß und stark ist, ich denke an 
die Jugend, die Kirchen und die öffentliche Meinung. Sie sind mit uns in 
einem kritischen Engagement vereint, und diese neue Chance sollten wir 
nutzen, diese Chance hatten wir nicht als Regierungspartei. Und, meine Damen 
und Herren, ich meine, wir könnten diesen Wettkampf auch aufnehmen, denn 
diese Christlich Demokratische Union hat ein Maß von Liberalität, das die 
SPD erst einmal einholen muß. Denn dort schaltet noch immer der Apparat. 
Gerade der Berliner Parteitag hat dadurch große Anziehungskraft ausgeübt -
auch auf die Jugend - , daß er diskutiert hat, daß wir um ein gemeinsames 
Konzept gerungen haben. Diese Diskussion darf nicht auf den Sonntag der 
Parteitage beschränkt bleiben, sondern sie muß in den Werktag der allge­
meinen Parteiarbeit überführt werden. 

Wir haben als Partei in Zukunft nicht Regierungsentscheidungen nachzu-
vollziehen, sondern Oppositionsvorschläge vorzubereiten. Und das wird eine 
Stärkung der Partei sein, wie ich jedenfalls glaube. Ich glaube, wir sollten 
dieses Gespräch, diese Diskussion über die Parteigrenzen hinaus fortführen. 
Aus dem hessischen Landesverband kommt der Vorschlag - jedenfalls von 
einigen Freunden - die Vorwahl einzuführen. Das alles wären Möglichkeiten, 
der Christiich-Demokratischen Union jeden Anschein zu nehmen, als wären wir 
eine geschlossene Gesellschaft. Wir müssen offen sein für den Dialog mit 
allen Gruppen. 

Und ich sehe eine neue und größere Chance auch darin, daß wir nun nicht 
mehr bedrängt werden von denen, die Politik als ihr Geschäft betreiben, 
befreit werden, denn dafür sind wir als Opposition ein schlechtes Instrument. 
Wir können in der Christlich-Demokratischen Union nicht Politik betreiben im 
Sinne von Abfütterung von Interessentenwünschen, wiewohl Interessenstand­
punkte unverzichtbar sind: aber wir sind kein Kaufhaus - in jeder Abteilung 
etwas für eine andere Gruppe. Und ich freue mich, daß gerade die Diskussion 
am heutigen Tage gezeigt hat, daß wir Insofern weitergekommen sind, als 
das allgemein anerkannt worden ist. Wirtschafts- und Sozialpolitik lassen sich 
nicht mehr in der Weise trennen, daß die Sozialpolitik für die lieben Arbeit­
nehmer und die Wirtschaftspolitik für die großen Unternehmer gemacht wird. 
Dieses Denken gehört einer vergangenen Zeit an, und wir sollten das als einen 
Fortschritt anerkennen. Um diese Geschlossenheit werden wir kämpfen 
müssen. Wir werden die Gemeinschaft erst betonen können, wenn wir ein 
gemeinsames Konzept gefunden haben, und diese Gemeinsamkeit wird nur 
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glaubwürdig, wenn sie aus der Disl<ussion hervorgegangen ist. Dann müssen 
wir uns allerdings darauf einigen. Ich selbst habe es sehr bedauert, daß wir 
solche grundsätzlichen Programmpunl<te - wie das Mehrheitswahlrecht - offen­
sichtlich meistbietend versteigert haben, jedenfalls uns den Anschein gegeben 
haben, indem wir einmal gesagt haben, das ist unverzichtbare Bedingung der 
Koalition mit einer großen Koalition, und andererseits es aufgegeben haben. 
Das, meine ich, können wir uns um unserer Glaubwürdigl<eit willen in Zufcunft 
nicht mehr leisten. 

Meine Damen und Herren, Insofern glaube Ich, ist diese neue Rolle, in der wir 
uns befinden, voller Chancen. Ich habe die Opposition nie als sehr erstrebens­
wert angesehen, aber sie wirl<t offenbar erfrischend, und wir sollen diese 
Chance nutzen. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Es spricht jetzt Herr Teufel aus Württemberg-Hohen-
zollern, und ihm folgt Herr Dr. Schwarz-Schilling aus Hessen. 

Erwin Teufel: Herr Präsident, meine Damen und Herren. Der neue Bundes­
vorsitzende der Jungen Union, Herr Echternach, hat sich auf dem Deutschland­
tag der Jungen Union und heute morgen hier in der Diskussion mit einem 
Artikel des Generalsekretärs der CDU In der „Politischen Meinung" über unser 
Demokratieverständnis auseinandergesetzt. Wenn Ich die Dinge richtig sehe, 
dann wollte der Generalsekretär nicht einen Beitrag zum Demokratieversfänd-
nls der CDU liefern, sondern er wollte sich vom Demokratieverständnis des 
Godesberger Programmes absetzen, wie es der Bundeskanzler Brandt neue-
stens wieder vertreten hat. Zwischen dem SPD-Vorsitzenden Willy Brandt und 
dem CDU-Generalsekretär Dr. Heck geht seit einigen Monaten eine grund­
legende Auseinandersetzung um das Demokratieverständnis In unserem Land. 
Das ist eine sehr wichtige Auseinandersetzung, an der sich die ganze Union 
beteiligen muß. Ganz sicher dürfen wir den Demokratiebegriff nicht statisch 
sehen. Ganz sicher muß der Staatsbegriff Demokratie auch für Teilbereiche der 
Gesellschaft gelten. Genauso sicher scheint es mir aber zu sein, daß der 
Demokratiebegriff nicht zum Gesellschaftsprinzip schlechthin werden darf und 
für alle Teilbereiche der Geseilschaft gelten kann. Prof. Götz Briefs hat diese 
Auffassung schon vor einigen Jahren als Demokratismus bezeichnet. Ganz 
sicher, sage ich, dürfen wir den Demokratiebegriff nicht statisch sehen. Aber 
genauso sicher wird sich die Union nicht den Demokratiebegriff der Sozial­
demokraten zu eigen machen können. Für die SPD heißt Demokratisierung 
nach ihrem Godesberger Programm sehr oft Sozialisierung. Für die Sozial­
demokraten bedeutet Demokratie ein Prinzip, das alles gesellschaftliche Sein 
der Menschen beeinflussen und durchdringen muß. Im Godesberger Programm 
steht der Satz, Ich zitiere wörtlich: „Die Demokratie wird durch den Soziallsmus 
erfüllt." 

Das Ist nicht unser Demokratieverständnis, meine Damen und Herren. Und wir 
sollten unserem Generalsekretär dankbar sein, daß er als einer der ersten 
diese grundlegende Differenz erkannt hat und eine grundlegende, ernsthafte 
Auseinandersetzung eingeleitet hat. Er hat es nämlich schon 1959 In einer Aus­
einandersetzung mit dem Godesberger Programm In der „Politisch-Sozialen 
Korrespondenz" damals getan. Auch Innerhalb unserer eigenen Partei müssen 
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wir in einer ernsthaften Disl<ussipn unser Demokratieverständnis diskutieren 
und artikulieren. Parteitage der CDU und Deutschlandtage der Jungen Union 
sind aber wohl nach meiner Meinung nicht das geeignete Forum, um das 
Nachdenken über diese wichtige Frage zu beginnen oder voranzubringen. Des­
halb habe ich es nicht ganz verstanden, daß der neue E3undesvorsitzende der 
Jungen Union seine Antrittsrede dazu benutzte, um gegen die Darlegungen 
von Generalsekretär Dr. Heck in der „Politischen Meinung" zu polemisieren. 
Wir sollten innerhalb der CDU und Innerhalb der Jungen Union zuerst daran 
denken, den Demokratlebegriff weiter zu entwickeln, ihn vom Demokratie­
verständnis der SPD und des Godesberger Programm.3 abzusetzen und ein 
modernes Demokratieversländnls zu artikulieren. Damit ist gerade erst be­
gonnen worden, und ich möchte den Generalsekretär und alle Parteifreunde 
ermuntern, diese Überlegungen innerhalb der Partei fortzusetzen und dann erst 
vor Parteitagen und Deutschlandtagen fertige Meinungen zu diesem Thema 
vorzutragen. 

Präsident Dr. Stoltenberg: Meine Damen und Herren. Dieser Beitrag hat doch 
ein sehr wichtiges Thema angesprochen, das ja auch, wie gesagt wurde, 
zwischen uns erörtert wurde. Ich glaube, wir sollten deshalb doch ruhig hier 
die Diskussion fortsetzen. Denn dies ist ja ein Forum der Diskussion und nicht 
nur ein Forum, um fertige Ergebnisse zu hören. Ich schlage deshalb vor, daß 
wir die beiden hier zitierten Parteifreunde, zunächst einmal den etwas kriti­
sierten Herrn Echternach und dann den Generalsekretär bitten, unabhängig 
von der Reihenfolge der anderen Redner, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 
Darf Ich zuerst Herrn Echternach bitten und dann Herrn Dr. Heck. 

Jürgen Echternach: Meine Damen und Herren. Ich begrüße diese Diskussion, 
well sie uns die Möglichkeit gibt, hier zu entscheidenden Fragen unserer 
Strukturpolltik und unseres Verständnis von Staat und Gesellschaft und ihrer 
Struktur etwas auszusagen. Ich bin offenbar mit meiner Rede in Hamm nicht 
ganz richtig zitiert worden. Deswegen möchte Ich noch einmal hier einen Satz 
wiederholen, den ich bereits in Hamm gesagt habe. Ich verstehe unter Demo­
kratie In der Gesellschaft nicht die schematische Übertragung staatlicher 
Strukturen auf jede gesellschaftliche Institution und nicht einen Kampf gegen 
jede Macht, gegen jede Autorität In jeder gesellschaftlichen Institution. Ich 
habe mich allerdings gegen Aussagen gewandt, die sie In jenem Grundartikel 
des Generalsekretärs enthalten waren, nämlich: „Wir warnen vor einer Demo­
kratisierung der Gesellschaft" und „Demokratisierung der Gesellschaft führt 
zum Verlust der Freiheit". Hier werden in der Tat Auffassungsunterschiede 
sichtbar werden, die ausgetragen werden müssen. Dazu noch zwei kurze 
Bemerkungen. 1. ist die Trennung von Staat und Gesellschaft historisch über­
holt. In unserer Zelt Ist, wie Prof. Hättich einmal formuliert hat, der Staat nur 
eine Organisationsform der Gesellschaft. Staat und Gesellschaft sind inein­
ander verzahnt. Zum anderen spricht aus dieser zitierten Auffassung ein zu 
eingegrenztes,, ein zu formales Verständnis der Demokratie. Eingegrenzt des­
wegen, we|l es nach dieser Auffassung möglich erscheint, den Staat künstlich 
von der Gesellschaft zu lösen und nur den Staat demokratisch zu strukturleren. 
Aus ihr spricht auch nur ein sehr formales Verständnis der Demokratie. Demo­
kratie meint mehr. Sie meint auch ein inhaltliches, ein gesellschaftliches Ziel. 
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